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Schulzig in das Merkeljahr

Im O-Ton der ZDF-Sendung "Was nun?" vom 12.01.2018 um 19:30 Uhr sagte
Martin Schulz auf die Frage, ob seine Aussage noch stimme, "dass er
nicht in ein Kabinett von Kanzlerin Angela Merkel (CDU) eintreten
werde: ,Frau Merkel hat auch mal sehr eindeutig gesagt, die SPD ist
auf lange Zeit nicht regierungsfähig.'" - Schulz habe nach der
Bundestagswahl gesagt: "In eine Regierung von Angela Merkel werde ich
nicht eintreten." (Quelle: dpa)

Offensichtlich von der Überraschung geritten, hat der so im Übermaß
hochgejubelte Ex-Europaparlamentarier und derzeitige SPD-Vorsitzende
Martin Schulz geradezu dramatisch vor aller Öffentlichkeit einen
mithin für einen Politiker unnötigen und ausschließlich situativ
bedingten Fast-Schwur getan.

Kann sich in diesen Zeiten denn nicht ein Mensch besser für die
Aufgabe, entgegen aller seiner vorangegangenen Behauptungen nämlich,
für den Posten gerade eines Außenministers der Bundesrepublik
Deutschland empfehlen?

Opportunität in Wort und Tat sind ohnehin jene Handwerkszeuge und
Grundtugenden, auf die ein Politiker schwerlich verzichten kann,
sollte er sich tatsächlich einmal auf den Weg in die Hauptstadt Berlin
machen. Sich nun darüber erheben zu wollen, dürfte bigott und anmaßend
sein, denn es sind keine Minderheiten, von denen er gefeiert und
gewählt wurde und im Zweifelsfalle auch wieder verstoßen wird. Folgt
nicht der Politiker hingegen dann nur noch konsequent den
ausgetretenen Pfaden und vorgeschriebenen Wegen, die ihm im Licht der
Gewohnheiten und des Vertrauten als sicher und erfolgreich erscheinen,
während die Präferenzen des Bewährten und Üblichen sich im Kalender
der Wiederholungen schlußendlich verlieren und auflösen?

Mithin gestützt von ihren politischen Vorgängern und getrieben von
ihren politischen Nachfolgern herrscht doch, aufs kürzeste formuliert,
deshalb weiter wenigstens Ruhe im Land.

Ihre Schattenblick-Redaktion


9. Februar 2018
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KOHLEALARM/417: Klimakampf und Kohlefront - alle Rechte ohne Pflichten ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 08.02.2018

Verlängerungsantrag für Tagebau Welzow I ist nicht genehmigungsfähig



Cottbus/Potsdam, 8. Februar 2018. Der Umweltverband GRÜNE LIGA sieht
den Antrag des Kohlekonzerns LEAG auf Verlängerung des Tagebaues
Welzow-Süd als nicht genehmigungsfähig an.

"Obwohl über die Abbaggerung des Dorfes Proschim noch nicht entschieden
ist, verplant die LEAG schon den Boden unter Proschim, um damit ihre
benachbarte Kohlegrube zuzuschütten. Auf diese Weise Tatsachen für weitere
Abbaugebiete zu schaffen, kann nach dem Bundesberggesetz nicht genehmigt
werden." erläutert René Schuster von der GRÜNE LIGA.

Die LEAG hat beantragt, die bis 2023 befristete Genehmigung ihres Tagebaues
Welzow-Süd Teilfeld I bis nach 2030 zu verlängern. Sie hat dafür die
Abbauplanung so geändert, dass sie von der Inanspruchnahme des
umstrittenen Teilfeldes II unabhängig ist. Die Planung einer vom Teilfeld
IIunabhängig herstellbaren Folgelandschaft fehlt jedoch weiterhin.

Das Bundesberggesetz formuliert als Voraussetzung für die Genehmigung
eines Betriebsplanes "die erforderliche Vorsorge zur Wiedernutzbarmachung
der Oberfläche in dem nach den Umständen gebotenen Ausmaß". Die
Bergbehörde kann aber längst nicht mehr von der Abbaggerung des
Teilfeldes II ausgehen. Die Planung der Folgelandschaft hätte daher
mindestens in zwei Varianten erfolgen müssen - es wäre jedoch auch höchste
Zeit für einen endgültigen Verzicht auf Welzow-Süd II.

Mit dem Teilfeld II des Tagebaues wäre die Umsiedlung von 810 Menschen aus
Proschim, Welzow und Lindenfeld und der Ausstoß weiterer 200 Millionen
Tonnen Kohlendioxid verbunden. Der LEAG-Konzern will offiziell erst 2020
entscheiden, ob er Welzow-Süd II noch abbauen will.

Beiliegend erhalten Sie wesentliche Kernpunkte der
Stellungnahme der Umweltverbände. Sie wurde In Zusammenarbeit zwischen
Greenpeace und GRÜNE LIGA erarbeitet und wird von BUND Brandenburg,
NABU Brandenburg und Naturfreunde Brandenburg ebenfalls mitgetragen.

 * 


Kernpunkte der Stellungnahme zum Vorhaben



"Verlängerung des Rahmenbetriebsplanes zum Vorhaben Weiterführung des
Tagebaues Welzow-Süd 1994 bis Auslauf, räumlicher Teilabschnitt I"

Beantragt ist, die auf den Tagebaustand 2023 befristete
Rahmenbetriebsplanzulassung vom 28.12.1993 zu verlängern und den Kohleabbau
im Teilfeld I bis voraussichtlich 2033 zu strecken. Zudem wird der
Gewinnungsbetrieb im Teilfeld I nicht mehr von der Zulassung des Teilfeldes
II abhängig gemacht. Die Abbauführung wird dazu wesentlich geändert und die
Grenze des Teilfeldes I nicht mit der Förderbrücke überfahren, sondern im
Bagger-Band-Betrieb erreicht.

Der Antrag ist nicht genehmigungsfähig, weil er keine Gestaltung der
Bergbaufolgelandschaft für den geplanten Abbaubereich regelt. Nach
Paragraph 55 Absatz 1 Nr. 7 Bundesberggesetz muss "die erforderliche
Vorsorge zur Wiedernutzbarmachung der Oberfläche in dem nach den Umständen
gebotenen Ausmaß getroffen" sein. Das ist nicht der Fall. Eine erneute
Genehmigung für das Teilfeld I kann nicht mehr davon ausgehen, dass
Bodenmassen aus dem Teilfeld II für die Folgelandschaft im Teilfeld I zur
Verfügung stehen. Ein Szenario für die Gestaltung der Folgelandschaft ohne
Gewinnung des Teilfeldes II und damit ohne Zerstörung des Dorfes Proschim
fehlt im Antrag.

Von einer Beantragung bzw. Genehmigung des Kohleabbaus im Teilfeldes II
kann im vorliegenden Verfahren nicht ausgegangen werden: Die LEAG selbst
hat sich nicht auf das Vorhaben Teilfeld II festgelegt und hat angekündigt,
vor 2020 keinen Rahmenbetriebsplanantrag dafür zu stellen. Die Entscheidung
für das Teilfeld II im Braunkohlenplan Tagebau Welzow-Süd aus dem Jahr 2014
ist rechtswidrig, eine Klage dagegen ist anhängig.

Der im Antrag angegebene Kohlebedarf ist nicht nachgewiesen, insbesondere
für die geplanten Lieferungen in das Kraftwerk Jänschwalde. Er ist in
dieser Höhe auch nicht mit dem Klimaschutz als zwingendem öffentlichen
Interesse vereinbar.

Ein Erreichen der bisher festgelegten Abbaugrenze des Abbaugebietes 1 ist
für die Bewohner der angrenzenden Orte Welzow, Wohnbezirk V und Proschim,
insbesondere Karlsfeld nicht zumutbar. Ein Mindestabstand von 400 Metern
zur Wohnbebauung ist einzuhalten. Dieser entspräche beispielsweise dem
Abstand, den nach der energiepolitischen Leitentscheidung der
nordrheinwestfälischen Landesregierung der Tagebau Garzweiler zum Schutz
des Ortes Holzweiler einhalten muss.

Das Stammkapital der Lausitzer Energie Verwaltungs GmbH liegt bei lediglich
14 Millionen Euro, der Mutterkonzern EPH haftet nicht für Bergbaufolgen,
weil eine Patronatserklärung fehlt. Deshalb ist es erforderlich, die
Rückstellungen für die Rekultivierung des Tagebaues Welzow-Süd Teilfeld I
in der erforderlichen Höhe durch behördliche Anordnung zu sichern.

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Februar 2018 
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KURSUS/4928: Bielefeld - Naturstudien im Naturkundemuseum, 6 Termine vom 21.2.-28.3.2018


Bis ins Detail: Naturstudien im namu

6-Termine-Veranstaltung für Erwachsene



Das Naturkunde-Museum bietet Erwachsenen die Gelegenheit, an sechs
Vormittagen Tiere, Fossilien, Gesteine oder andere naturkundliche
Objekte aus den Sammlungen des Naturkunde-Museums genau zu studieren
und zu zeichnen. Die Teilnehmenden können die eigenen Fähigkeiten im
Zeichnen verbessern, auffrischen oder gezielt bestimmte Präparate
zeichnen.

Leitung: Dipl.-Des. Imke Brunzema 

Teilnahmegebühr: 45 EUR pro Person/ 6 Termine; evtl. zusätzliche
Materialkosten

Treffpunkt: Verwaltung, Adenauerplatz 2, 33602 Bielefeld

Anmeldung erforderlich unter Tel.: 0521/ 51- 6734

Ort: Naturkunde-Museum, Kreuzstr. 20, 33602 Bielefeld

Tel. 0521 / 516734, Fax 0521 / 512490

Internet: http://www.namu-ev.de 

Veranstalter: Naturkunde-Museum namu Bielefeld

Termine: Mittwoch, 21., 28. Februar, 07. , 14. , 21. und 28. März
2018, immer 10.00 - 12.00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/2351: Berlin - Bibliodramatische Versuche zu Gottes Radikalität und menschlichen Blockaden, 9.-11.3.


Evangelische Akademie zu Berlin

Irgendwann wird's ernst!

Bibliodramatische Versuche zu Gottes Radikalität und menschlichen Blockaden

9. bis 11. März 2018, 18:00 Uhr

Workshop 09/2018



Das Schlagwort vom christlichen Abendland wird für rechtspopulistische
Zwecke instrumentalisiert. Nächstenliebe wird zur Liebe der direkten
Nächsten, wie Familie und Volk, und so zur Ausgrenzung der Fernen
benutzt. Irgendwann wirds ernst: Mit einem Mal oder erneut springt die
gesellschaftliche Relevanz biblischer Theologie und ihrer Praxis ins
Auge. Einige sprechen von einem Kairos. Und doch bleibt das Tun von
Christen und Christinnen hinter den biblisch gesetzten Maßstäben
menschlichen Handelns zurück. Gotteserfahrungen in der Geschichte
Israels und der Kirche könnten weiterhelfen. Wir nähern uns
bibliodramatisch Texten wie dem Schma Israel, der Geschichte vom
reichen Mann und dem armen Lazarus und der Gegenüberstellung von
menschlicher und göttlicher Weisheit bei Paulus.

Die Teilnehmerzahl ist auf 16 Personen begrenzt.

Leitung: Dr. Christian Staffa

Ort: Evangelische Bildungsstätte auf Schwanenwerder,

Inselstraße 27-28, 14129 Berlin (Nikolassee)

Preise: 250,- EUR (ermäßigt 65,- EUR)

Informationen und Anmeldung:

Silke Ewe

Tel. (030) 203 55-508

ewe@eaberlin.de

http://www.eaberlin.de/seminars/data/2018/rel/irgendwann-wird-s-ernst

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für März 2018 (Stand 08.02.18)

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstraße 53/54, D-10117 Berlin

Silke Ewe, Tagungsorganisation, Öffentlichkeitsarbeit, Homepagebetreuung

Tel: (030) 203 55 - 508 (Zentrale - 0), Fax: (030) 203 55 - 550

E-Mail: ewe@eaberlin.de

Internet: www.eaberlin.de
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VORTRAG/8292: Bielefeld - Über die Radtour "Ronde van Nederland" am 20. Februar 2018


Ronde van Nederland

Mit dem Rad auf ausgedehnter Rundtour durch die Niederlande



Die Radrunde Niederlande mit einer Gesamtlänge von 1.300 Kilometern
führt auf verschiedenen Radfernwegen entlang der niederländischen
Grenzregionen durch abwechslungsreiche Landschaften. Viele
Naturreservate, in denen die schottischen Hochlandrinder den
Radfahrern auf Tuchfühlung begegnen, die Maasdünen, die faszinierenden
Dünenlandschaften an der Nordseeküste, aber auch die Hafenanlagen von
Rotterdam und das radfahrfreundliche Groningen faszinierten die
Autoren.

Ort: Ravensberger Spinnerei / VHS

Ravensberger Park 1, 33607 Bielefeld

Internet: http://www.adfc-bielefeld.de

Veranstalter: ADFC Bielefeld e.V.

Termin: 20.02.2018, 19:00 - 21:00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/8291: Oldenburg - Mobile Arbeit und ihre Gestaltung in der Arbeitswelt, Schlaues Haus 22.02.


Schlaues Haus Oldenburg

22.02.18, 19:30 - 21:00 Uhr

Mobile Arbeit und ihre Gestaltung in der Arbeitswelt von morgen

Prof. Dr. Breisig, Department für Wirtschafts- und Rechtswissenschaften, Universität Oldenburg



Arbeiten wird heute immer mobiler - Arbeiten von zuhause, beim Kunden
vor Ort und häufige Geschäftsreisen gehören für immer mehr Menschen
zum Arbeitsalltag.

Mobiles Arbeiten kann neue Freiräume eröffnen. Durch fehlenden Grenzen
zwischen Arbeit und Leben, das ständige Unterwegs sein und eine
permanente Erreichbarkeit können auch neue physische und psychische
Belastungen entstehen.

Das Praxisprojekt zur präventionsorientierter Gestaltung mobiler
Arbeit "prentimo" untersucht die konkreten Arbeitssituationen. Durch
die Entwicklung neuer Gestaltungsinstrumente will es mobile Arbeit
sicher, gesund, lebensphasengerecht und geschlechtersensibel
gestalten.

Einlass: 30 Minuten vor Veranstaltungsbeginn

Schlaues Haus Oldenburg

Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

Tel. 0441/ 9987 3398

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de

 * 

Quelle:

Dipl.-Biol. Renate Gerdes

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

E-mail: renate.gerdes@uni-oldenburg.de

http://www.schlaues-haus-ol.de
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PODIUM/199: Probstdorf und Wien - Hannes Hofbauer, "Feindbild Russland", 1. und 3.3.2018


Buchpräsentation des Promedia Verlages

 Hannes Hofbauer: "Feindbild Russland. Geschichte einer Dämonisierung"

Donnerstag, 1. März 2018 um 19 Uhr in Probstdorf/Niederösterreich

Pfarre Probstdorf, Weihenstephansplatz 3, 2301 Probstdorf

Hannes Hofbauer: Feindbild Russland. Geschichte einer Dämonisierung

Samstag, 3. März 2018 um 10 Uhr 30 in Wien

VHS Hietzung, Hofwiesengasse 48, 1130 Wien

Hannes Hofbauer: Feindbild Russland. Geschichte einer Dämonisierung



Die Typisierung "des" Russen mit allerlei negativen Adjektiven
beherrscht aufs Neue die Schlagzeilen deutschsprachiger Medien. Der
dabei verwendete Singular ist ein untrügliches Zeichen für Distanz,
Abscheu, Hass. Die meinungsbildenden Kräfte im Westen, so lehrt uns
die Zeitgeschichte, freundeten sich mit Russland und seinen Führern
nur in der Phase der Zerstörung der Sowjetunion an. Schon kurz darauf
schlug die Freude über das Ende der kommunistischen Epoche in Skepsis
um. Das alte Feindbild entstand neu.

Hundert Jahre nach dem Ersten Weltkrieg herrscht im Westen wieder eine
russophobe Grundstimmung. Washington und Brüssel erlassen
Einreiseverbote gegen Diplomaten, verhängen Sanktionen, sperren
Konten, schließen Russland aus internationalen Gremien aus,
boykottieren sportliche Großereignisse und mobben "Russlandversteher"
in den eigenen Reihen. Ein Stellvertreterkrieg in der Ukraine
verfestigt das gegenseitige Misstrauen.

Autor Hannes Hofbauer verfolgt das Phänomen der Russophobie zurück bis
ins 15. Jahrhundert, als der Zar im Zuge der kriegerischen
Reichsbildung gegen Nordwesten zog. Es ging um Herrschaft, Konkurrenz
und Meereszugang. Der Kampf um reale wirtschaftliche und
(geo)politische Macht wurde auch damals schon ideologisch begleitet:
Der Russe galt seinen Gegnern als asiatisch, ungläubig, schmutzig und
kriecherisch, Stereotypen, die sich über Jahrhunderte erhalten haben.

Das Feindbild-Paradigma zieht sich wie ein roter Faden durch die
Rezeption Russlands im Westen. Aktuell reagiert diese empört auf die
Politik des Kreml, der mit der Machtübernahme Wladimir Putins
innenpolitisch auf Konsolidierung und außenpolitisch auf
Selbständigkeit setzt. Die Wegmarken der neuen Feindschaft sind
zahlreich. Sie reichen vom Krieg der NATO gegen Jugoslawien (1999)
über die Verhaftung des Oligarchen Michail Chodorkowski (2003) und die
Osterweiterung der NATO, den mit US- und EU-Geldern unterstützten
"Farbrevolutionen" bis zum Krieg um die georgischen Provinzen
Abchasien und Südossetien (2008) und hinterlassen die bislang tiefste
Kluft im Kampf um die Ukraine (2015), die am überwunden geglaubten
West-Ost-Konflikt auseinander gebrochen ist.

"Feindbild Russland" erzählt die Beziehungsgeschichte des Westens mit
Russland und spürt den wirtschaftlichen und geopolitischen Grundlagen
der Russophobie nach.

Der Autor

Hannes Hofbauer, geboren 1955 in Wien, studierte Wirtschafts- und
Sozialgeschichte und arbeitet als Publizist und Verleger. Im Promedia
Verlag sind von ihm zum Thema erschienen: "EU-Osterweiterung.
Historische Basis - ökonomische Triebkräfte - soziale Folgen" (2008)
und "Die Diktatur des Kapitals. Souveränitätsverlust im
postdemokratischen Zeitalter" (2014).

Hofbauer, Hannes: Feindbild Russland.

Geschichte einer Dämonisierung

Promedia 2016. 304 S. 14,8 x 21

Print: EUR 19,90. ISBN: 978-3-85371-401-0

E-Book: EUR 15,99. ISBN: 978-3-85371-833-9

http://mediashop.at/buecher/feindbild-russland-2/

Das Buch ist über den Buchhandel oder direkt beim Verlag bestellbar.

Für Deutschland und Österreich übernimmt der Verlag die Versandkosten.

 * 

Weitere Hinweise:

Eine Rezension der Redaktion Schattenblick finden Sie hier:

Schattenblick -> INFOPOOL -> BUCH -> SACHBUCH

REZENSION/658: Hannes Hofbauer - Feindbild Russland (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/buch/sachbuch/busar658.html

PROMEDIA AUF DER BUCHMESSE LEIPZIG

Donnerstag, 15. März bis Sonntag, 18. März 2018 

Messegelände, Halle 4, Stand D 206

 * 

Quelle:

Promedia Verlag im März 2018

Wickenburgg. 5/12, A-1080 Wien

Tel.: 0043/1/405 27 02, Fax: 0043/1/405 27 02 -22

E-Mail: promedia@mediashop.at

Internet: www.mediashop.at - www.verlag-promedia.de
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TREFF/580: Norden - Bücherfrühstück in der Stadtbibliothek am 21.2.2018


Bücherfrühstück in der Stadtbibliothek

Mittwoch, 21. Februar um 10 Uhr



Am Mittwoch, den 21. Februar um 10 Uhr findet in der Norder
Stadtbibliothek das nächste Bücherfrühstück statt.

Bei einem gemütlichen Frühstück werden den Bürgerinnen und Bürgern der
"Generation 50+" wieder empfehlenswerte neue Bücher vorgestellt,
außerdem wird aus einigen Büchern vorgelesen. Die Veranstaltung wird
wie immer durchgeführt von Ursula Keunecke und Vera Wienkämper.

Die Anmeldung ist ab sofort unter der Telefonnummer 04931/923 353
möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. Februar 2018

Stadt Norden

Am Markt 15, 26506 Norden

Tel.: 04931/923-0, Fax: 04931/923-456

Internet: www.norden.de
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MELDUNG/268: Seit einem Jahr halten türkische Behörden den Journalisten Deniz Yücel in Haft


Amnesty International - Pressemitteilung vom 13. Februar 2018

"Türkei: Journalismus ist kein Verbrechen - Deniz Yücel und andere
Journalisten müssen aus Haft entlassen werden"



Seit einem Jahr halten türkische Behörden den Journalisten Deniz Yücel
in Haft. Amnesty International fordert, dass Yücel und andere inhaftierte
Journalisten sofort freigelassen werden.

BERLIN, 13.02.2018 - Die Türkei hält den deutsch-türkischen Journalisten
Deniz Yücel seit einem Jahr in Haft: Am 14. Februar 2017 meldete sich Yücel
freiwillig bei der Polizei in Istanbul, nachdem ein türkischer Staatsanwalt
zuvor Haftbefehl gegen ihn erlassen hatte. Zum Anlass des Jahrestages der
Inhaftierung von Deniz Yücel sagt Markus N. Beeko, Generalsekretär von
Amnesty International in Deutschland:

"Amnesty International fordert die türkischen Behörden dazu auf, Deniz
Yücel umgehend und bedingungslos freizulassen: Die türkischen Behörden
halten ihn nun seit einem Jahr gefangen, ohne dass Anklage erhoben wurde.
Diese andauernde Untersuchungshaft ohne Gerichtsverfahren kommt einer
Strafe ohne Verfahren gleich und ist menschenrechtswidrig."

"Deniz Yücel ist einer von mehr als 100 anderen in der Türkei inhaftierten
Journalistinnen und Journalisten, deren Berichte und Kommentare der
türkischen Regierung offensichtlich ein Dorn im Auge sind und die
kriminalisiert und inhaftiert werden. Aber: Journalismus ist kein
Verbrechen. Die Meinungsfreiheit ist ein Menschenrecht, das jede Regierung
schützen muss, es darf nicht eingeschränkt werden."

"Die freie Presse sitzt in der Türkei in Haft. Regierungen aller Länder
sind aufgerufen, die umgehende Freilassung Deniz Yücels und der anderen
Journalisten einzufordern und die Türkei an die Einhaltung der
Pressefreiheit zu erinnern."

Hintergrund:

Folgende Zahlen und Fakten liegen Amnesty zur Situation der
Meinungsfreiheit in der Türkei seit dem gescheiterten Putschversuch im Juli
2016 vor, seit dem die türkische Regierung eine Kampagne gegen kritische
Stimmen in der Türkei führt:


	Mehr als 100 Journalisten wurden inhaftiert.

	Mehr als 180 Medienhäuser wurden geschlossen.

	Mehr als 50.000 Menschen wurden inhaftiert.

	Schätzungsweise 2.500 Journalisten sowie Medienschaffende haben ihren Job verloren.

	Mehr als 100.000 Staatsbedienstete wurden aus dem Dienst entlassen.



 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Februar 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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EUROPA/640: Verbot von Palmöl im Biodiesel droht das Aus


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 13. Februar 2018

Was Palmöl mit dem ICE und Kampflugzeugen verbindet:
Verbot von Palmöl im Biodiesel droht trotz Beschluss des
Europaparlaments das Aus - Wirtschaftsinteressen nicht Vorrang vor
Umweltschutz und Menschenrechten geben!



Göttingen, den 13. Februar 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) hat vor einem Scheitern des in der Europäischen Union
geplanten Verbots von Palmöl in Biodiesel gewarnt. "Trotz eines
Beschlusses des Europaparlaments droht dem Palmöl-Verbot das Aus,
weil Wirtschaftsinteressen Vorrang vor dem Schutz der Umwelt und
Menschenrechten gegeben wird", sagte der GfbV-Direktor Ulrich Delius
am Dienstag in Göttingen. So äußern die Regierungen Großbritanniens
und Frankreichs Kritik an dem wegweisenden Verbot, weil sie sich um
einen lukrativen Rüstungsexport nach Malaysia bemühen. "Auch in
Deutschland dürften sich bald kritische Stimmen mehren, nachdem der
Siemens-Konzern am Montag ein Angebot zum Bau einer
Hochgeschwindigkeitsstrecke in Malaysia unterbreitet hat", befürchtet
Delius.

Das Europaparlament hatte sich im Januar 2018 dafür ausgesprochen,
mittelfristig kein Palmöl mehr zur Biodiesel-Produktion zuzulassen.
Protest kam daraufhin aus Indonesien und Malaysia, den bedeutendsten
Anbauländern von Ölpalmen. Malaysia warf der EU Diskriminierung vor
und drohte mit einem Boykott europäischer Produkte und einem
Handelskrieg. Bis zum Ende des Jahres 2018 wollen sich
Europaparlament, Europäischer Rat und Europäische Kommission in
Verhandlungen auf eine gemeinsame EU-Position verständigen.

Die französische Verteidigungsministerin Florence Parly hatte bereits
am 29. Januar bei einem Besuch in Malaysia erklärt, ihre Regierung
werde gegen ein Palmöl-Verbot stimmen. Sie begründete dies mit der
Bedeutung des Rohstoffes für Malaysias Wirtschaft. "Doch dieses
Argument ist nur vorgeschoben. Tatsächlich geht es um den Verkauf von
18 Rafale-Kampfflugzeugen an Malaysia, um den sich Frankreich seit
Jahren bemüht", sagte Delius. Es konkurriert bei dem Rüstungsdeal mit
Großbritannien, dass ebenfalls seine modernen Typhoon-Jagdflugzeuge
an den südostasiatischen Staat verkaufen will. Der britische
Verteidigungsminister Gavin Williamson sieht 20.000 Arbeitsplätze in
der britischen Rüstungsindustrie gefährdet, sollte der 5,6 Milliarden
Euro wertvolle Rüstungsexport platzen. Der britische Umweltminister
Michael Gove plädiert hingegen für das Palmöl-Verbot.

"Die Hürden für ein Palmöl-Verbot werden immer höher, seit sich
Siemens/Alsthom gemeinsam mit dem malaysischen Partner George Kent
für den Bau einer Schnellstrecke zwischen Kuala Lumpur und Singapur
beworben hat", führte Delius aus. "Europa ist erpressbar und weit von
einer gemeinsamen Außen- und Umweltpolitik entfernt. Die indigenen
Völker haben das Nachsehen. Denn der Palmöl-Boom zerstört ihre Wälder
und ihre Lebensgrundlage."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Februar 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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NAHOST/300: Nordsyrien - Bilanz des Schreckens in Afrin nach 23 Tagen Angriffskrieg


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 12. Februar 2018

Türkische Armee nimmt auch zivile Ziele ins Visier - Nordsyrien:
Bilanz des Schreckens nach 23 Tagen Angriffskrieg - 43 Kinder und
Frauen unter den 160 Getöteten von Afrin



Göttingen, 12. Februar 2018 - Eine erschreckende Bilanz zieht die
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) nach 23 Tagen Angriffskrieg
der Türkei auf die mehrheitlich von Kurden bewohnten nordwestsyrische
Provinz Afrin. Nach Recherchen des GfbV-Nahostreferenten Kamal Sido,
der ständig mit seinen Angehörigen und Gewährsleuten in der Region
Kontakt hält, sind bereits mindestens 160 Zivilisten durch die
Angriffe türkischer Kampfflugzeuge, schwerer Artillerie,
Raketenwerfer und Panzer getötet worden. Unter den Toten sind 26
Kinder und 17 Frauen. 395 Zivilisten wurden verwundet. Etwa 60.000
Menschen mussten aus ihren Dörfern in die überfüllte Kantonhauptstadt
Afrin fliehen. 60 Ortschaften wurden zum Teil vollständig zerstört.
Die wenigen alten Frauen und Männer, die nicht flüchten konnten,
wurden gefangen genommen und misshandelt. Viele wurden gezwungen, die
türkische Armee und die mit ihnen verbündeten islamistischen Milizen
vor laufenden Kameras zu loben.

Türkische Kampflugzeuge haben ohne Unterlass auch zivile Ziele
angegriffen wie die Trinkwasser-Werke "Matina" im Norden von Afrin,
kritisierte Sido. Die Werke mussten mehrmals und zum Teil tagelang
außer Betrieb genommen werden. Etwa 300.000 Menschen wurden nicht mit
Wasser versorgt. Die Bombenangriffe gefährden auch die
Trinkwasserleitungen der Stadt. Darüber hinaus wird befürchtet, dass
durch zerstörte Abwasserleitungen Krankheiten ins Trinkwasser
gelangen könnten. Hinzu kommt, dass der einzige Stausee, der Afrin
mit Wasser versorgt, höchst gefährdet ist. Immer wieder schlagen
Raketen und Artilleriegeschosse in unmittelbarer Nähe des Staudammes
ein.

Schwere Schäden gibt es auch in der Landwirtschaft, Infrastruktur und
den historischen Städte Afrins zu beklagen. Bauernhöfe der Kurden
gingen in Flammen auf, landwirtschaftliche Maschinen wurden zerstört
oder geraubt, Olivenölbehälter oder Silos mit Getreidesaat
vernichtet. Ganze Olivenhaine und Obstplantagen wurden in Brand
gesetzt, angeblich weil kurdische YPG-Kämpfer sich dort verstecken
könnten. Sie schützen die Region seit 2012 vor Islamisten. 50.000
Schüler können nicht mehr zum Unterricht gehen, weil ihre
Schulgebäude zum Teil vollständig zerstört wurden.

Die türkische Armee und syrische Islamisten versuchen auch die Kultur
und die Geschichte Afrins auszulöschen. So wurde ein Großteil des
3000 Jahre alten weltbekannten und aus der Späthethiter Zeit
stammenden antiken Tempels von Ain Dara zerstört. Ebenso wurde die
Hori-Zitadelle mit ihrem antiken Theater im Norden von Afrin dem
Erdboden gleichgemacht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Februar 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/871: Münchner Sicherheitskonferenz - Vorrang für zivile Friedensförderung gefordert (forumZFD)


Pressemitteilung des Forum Ziviler Friedensdienst e. V. - 13. Februar
2018

MISEREOR und forumZFD: Vorrang für zivile Friedensförderung.



Aachen/Köln, 13. Februar 2018. Anlässlich der Münchner Sicherheitskonferenz
(MSC) fordern das Werk für Entwicklungszusammenarbeit MISEREOR und das
Forum Ziviler Friedensdienst (forumZFD) die internationale Politik dazu
auf, sich mit deutlich mehr Mut und Engagement für die zivile
Friedensförderung und Konfliktbearbeitung einzusetzen.

Beide Organisationen stellen am kommenden Samstag bei einer Veranstaltung
im Rahmen der MSC ihre Erfahrungen dazu vor, wie in einer Reihe von Ländern
der Radikalisierung und einem Abdriften in den Terrorismus vorgebeugt
werden kann. Als Redner sind Vertreter von Partnerorganisationen aus dem
Irak und den Philippinen eingeladen.

Nach Einschätzung von MISEREOR und forumZFD müssen verstärkte Anstrengungen
unternommen werden, um in der Armutsbekämpfung, der Friedensarbeit und der
Verwirklichung von Menschenrechten mehr Fortschritte zu erzielen. Dies sei
aktive Prävention auch von Terrorismus. Denn Erfahrungen von
Ungerechtigkeit, andauernden Gewaltkonflikten und staatlichen Repressionen
könnten Menschen in die Radikalisierung treiben. MISEREOR und forumZFD
bekunden gleichzeitig ihre ausdrückliche Solidarität mit den Opfern
terroristischer Gewalt. Deren Grausamkeit sei durch nichts zu
rechtfertigen.

Konsequente Wende steht aus



Die Organisationen sehen ihre Erfahrungen aus der Friedensarbeit und der
Entwicklungszusammenarbeit im Nahen Osten, Südostasien und Afrika durch
eine neue Studie der UN-Entwicklungsagentur UNDP bestätigt. Demnach war für
71 Prozent der Mitglieder von Terrororganisationen die Erfahrung
staatlicher Repressionen Motiv dafür, mit Gewalt für ihre Ziele zu kämpfen.
MISEREOR und forumZFD verweisen in diesem Zusammenhang auch auf ähnliche
Erkenntnisse ihrer Partnerorganisationen im Nordirak und auf den
Philippinen.

Die Politik reagiere zu wenig auf diese Situation. Eine konsequente Wende
hin zu ziviler Prävention und Ursachenbekämpfung sei bislang nicht in
ausreichendem Maße erkennbar, rügen die beiden Organisationen. "Die
internationalen Strategien der Terrorbekämpfung folgen weiterhin einer
militärischen Logik. Prävention und ziviles Engagement werden allzu oft als
Beiwerk betrachtet", kritisiert forumZFD-Vorstand Oliver Knabe. "Angesichts
zunehmender politischer und gesellschaftlicher Entsolidarisierung sind
Friedensethik, Friedenslogik und eine darauf aufbauende kohärente
Friedenspolitik von existenzieller Bedeutung - national wie international",
betont MISEREOR-Geschäftsführer Martin Bröckelmann-Simon. Nur mit ihr seien
die nachhaltigen Entwicklungsziele der UN-Agenda 2030, die im Ziel 16
explizit die "Förderung inklusiver und friedlicher Gesellschaften"
verlangen, zu erreichen. Auf diese Ziele hat sich die Weltgemeinschaft 2015
verpflichtet.

Terror nicht besiegt



Mit dem militärischen Erfolg gegen den sogenannten Islamischen Staat (IS)
im Irak und in Syrien sei der Terror in der Region längst nicht besiegt,
erklärt Father Emanuel Youkhana, Geschäftsführer der irakischen
Hilfsorganisation CAPNI, die von MISEREOR unterstützt wird. Es komme darauf
an, den Menschen eine Perspektive zu bieten, um die Konflikte im Irak
beizulegen, so Youkhana.

"Im Süden der Philippinen erhalten radikale Gruppen wie der IS erhöhten
Zulauf, seit der Friedensprozess im Autonomiekonflikt auf der Insel
Mindanao ins Stocken geraten ist und der philippinische Präsident 2017 das
Kriegsrecht über die Region verhängt hat", erklärt forumZFD-Vorstand Knabe.
Er schlägt vor: "Militärisch wird die philippinische Armee nicht siegen
können, es gilt stattdessen das Vertrauen der Menschen in den Staat
zurückzugewinnen und mit Hilfe der Zivilgesellschaft den Friedensprozess
wieder in Gang zu bringen."


forumZFD

Entschieden für Frieden

Das forumZFD unterstützt Menschen in gewaltsamen Konflikten auf dem Weg zum
Frieden und tritt für die Überwindung von Krieg und Gewalt ein.

Derzeit arbeitet das forumZFD mit Friedensberaterinnen und -beratern in
Deutschland sowie zehn weiteren Ländern in Europa, dem Nahen Osten und
Südostasien. Seine Akademie für Konflikttransformation bietet einen Lernort
für professionelle, internationale Friedensarbeit. Mit
Dialogveranstaltungen, Bildungsarbeit und Kampagnen setzt sich das forumZFD
aktiv für eine zivile Friedenspolitik ein.

Das forumZFD ist von der Bundesregierung als Trägerorganisation des Zivilen
Friedensdienstes anerkannt und finanziert seine Arbeit über öffentliche und
private Zuschüsse, Spenden und Mitgliedsbeiträge.

www.forumZFD.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Februar 2018

Forum Ziviler Friedensdienst e. V.

Am Kölner Brett 8, 50825 Köln

Telefon: 0221 91 27 32 - 0, Fax: 0221 91 27 32 - 99

E-Mail: kontakt@forumZFD.de

Internet: www.forumZFD.de
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ATTAC/1884: 99 Luftballons gegen Rüstungswahn - Attac ruft zu Siko-Protesten auf


Attac Deutschland

Frankfurt am Main, 13. Februar 2018

99 Luftballons gegen Rüstungswahn und Auslandseinsätze

Attac ruft zu Protesten gegen Sicherheitskonferenz in München auf



Demonstration, Protestkette und Attac-Aktion "99 Luftballons":

Samstag, 17. Februar, ab 13 Uhr, Karlsplatz/Stachus, München

Friedenskonferenz:

Donnerstag bis Sonntag, 16. bis 18. Februar, u.a. DGB-Haus,

Schwanthalerstraße 64, München



Das globalisierungskritische Netzwerk Attac ruft zu den Protesten gegen
die 54. Münchner Sicherheitskonferenz (Siko) auf. "Frieden statt
Aufrüstung! - Nein zum Krieg!" werden am Samstag Tausende Menschen bei
einer internationalen Großdemonstration fordern und den Tagungsort, das
Luxushotel Bayerischer Hof, mit einer Menschenkette umzingeln.

Attac ist mit einem eigenen Block in der Demo vertreten. Unter dem Motto
"99 Luftballons statt 99 Kriegsminister" beteiligt sich Attac München
zudem mit einer Aktion in der Münchner Fußgängerzone an den Protesten:
Passanten können an den Luftballons befestigte Postkarten beschriften
und als symbolische Friedensgrüße an die Konferenzteilnehmer aufsteigen
lassen.

Zur Siko kommen von Freitag bis Sonntag Staats- und Regierungschefs
sowie hochrangige Vertreter aus Politik, Militär, Wirtschaft und
Rüstungsindustrie, überwiegend aus den NATO-Staaten, in München
zusammen. "Entgegen ihrer Selbstdarstellung geht es den Veranstaltern
dieser so genannten Sicherheitskonferenz aber nicht um die friedliche
Lösung von Konflikten oder um die Sicherheit der Menschen", sagt
Michaela Amiri, vom bundesweiten Attac-Rat. "Die Siko ist ein Forum zur
Rechtfertigung der NATO, ihrer Rüstungsausgaben und ihrer
völkerrechtswidrigen Kriegseinsätze, die der Bevölkerung als 'humanitäre
Interventionen' verkauft werden."

Der Demonstrationsaufruf wird von mehr als 100 Gruppen und
Organisationen getragen (www.antisiko.de/aufruf-2018). Attac München
unterstützt zudem die Siko-Gegenveranstaltung "Internationale Münchner
Friedenskonferenz" von Donnerstag bis Sonntag.


Weitere Informationen:

Demonstration und Menschenkette am 17.2.:

www.antisiko.de/protest-und-menschenkette-2018/ablauf-der-demonstration-2018/

Aufruf:

www.antisiko.de/aufruf-2018

Friedenskonferenz, 16.-18.2.:

www.antisiko.de/portfolio/portfolio-3

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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AUSSTELLUNG/096: Leer - "Schalom. Drei Fotografen sehen Deutschland", 18.2.-31.5.2018


Schalom. Drei Fotografen sehen Deutschland

Neue Ausstellung in der Ehemaligen Jüdischen Schule Leer / 18. Februar
bis 31. Mai



Vom 18. Februar bis zum 31. Mai wird in der Gedenk- und
Begegnungsstätte Ehemalige Jüdische Schule Leer eine neue
Fotoausstellung unter dem Titel "Schalom. Drei Fotografen sehen
Deutschland" gezeigt.

51 Aufnahmen der Fotografen Holger Biermann, Rafael Herlich und
Benyamin Reich dokumentieren das jüdische Leben und die jüdische
Kultur in Deutschland in den Jahren 2000 bis 2015. Momentaufnahmen wie
die Ablichtung von Kindern in einer Talmudschule, eine jüdische
Hochzeit aber auch antisemitische Schmierereien an einer Synagoge
sollen die Besucher anregen, sich mit der Selbstverständlichkeit
jüdischen Lebens in Deutschland nach dem Holocaust
auseinanderzusetzen. Die Leih-Ausstellung der Stiftung Haus der
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland wirft einen Blick auf die
aktuelle Lebenswirklichkeit von Juden in Deutschland.

Die Ausstellung wird am 18. Februar um 11.30 Uhr in den Räumen der
Ehemaligen Jüdischen Schule Leer, Ubbo-Emmius-Straße 12 in Leer,
eröffnet.

Öffnungszeiten sind donnerstags bis sonntags von 14 bis 18 Uhr. Der
Eintritt ist frei.

Weitere Informationen unter www.lkleer.de/Ehem-Jüdische-Schule.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. Februar 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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TAGUNG/077: Berlin - Junge Menschen mit Fluchtgeschichte, Partizipation im Fokus, 16.-18.3.2018


Evangelische Akademie zu Berlin

Wir sind hier

Partizipation im Fokus

16. bis 18. März 2018, 16:00 Uhr

TG 11/2018



Junge Menschen mit Fluchtgeschichte, die sich in
gesellschaftspolitische Debatten einbringen, sind zunehmend als
Expertinnen und Experten gefragt. Ziel des Austauschs ist daher, das
private und öffentliche Sprechen über die eigene Fluchterfahrung zu
reflektieren. Diskriminierungserfahrungen können geteilt,
Rollenzuschreibungen, Partizipation und die Hürden auf dem Weg dorthin
thematisiert werden. Auch die Möglichkeiten, tiefer in die
Gepflogenheiten des politischen Diskurses einzutauchen und sich fit zu
machen für eigene Meinungsbeiträge zu gesellschaftspolitischen Fragen,
stehen im Fokus. Darüber hinaus vertiefen die Teilnehmer*innen ihr
Wissen über die eigenen Rechte und erlernen Methoden, um Inhalte der
politischen Bildung als Multiplikatorinnen und Multiplikatoren mit
anderen jungen Menschen mit Fluchthintergrund zu erarbeiten. Neben dem
Austausch über eigene Aktivitäten ist viel Raum für neue Projektideen,
von denen einige bereits bei den geplanten Folgeveranstaltungen
"Making Heimat" im Herbst umgesetzt werden können.

Das Projekt richtet sich an junge Menschen mit Fluchtgeschichte unter
27 Jahren.

Kooperation mit: Jugendliche ohne Grenzen (JoG)

Leitung: Dr. Claudia Schäfer

Ort: Evangelische Bildungsstätte auf Schwanenwerder,

Inselstraße 27-28, 14129 Berlin (Nikolassee)

Preise: Die Teilnahme ist kostenfrei.

Informationen und Anmeldung:

Belinda Elter

Tel. (030) 203 55-409

elter@eaberlin.de

https://www.eaberlin.de/seminars/data/2018/pol/wir-sind-hier/

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für März 2018 (Stand 08.02.18)

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstraße 53/54, D-10117 Berlin

Silke Ewe, Tagungsorganisation, Öffentlichkeitsarbeit, Homepagebetreuung

Tel: (030) 203 55 - 508 (Zentrale - 0), Fax: (030) 203 55 - 550

E-Mail: ewe@eaberlin.de

Internet: www.eaberlin.de
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TAGUNG/076: Evangelische Akademie zu Berlin - Keine Kreisgebietsreform in Brandenburg, 5.-6.3.2018


Evangelische Akademie zu Berlin

Keine Kreisgebietsreform in Brandenburg

Perspektiven für den ländlichen Raum

5. bis 6. März 2018, 9:30 Uhr

Tagung 08/2018



Die Kreisgebietsreform ist eines der umstrittensten Projekte des
Landes Brandenburg. Für die Initiator*innen dient sie der Sicherung
der Qualität öffentlicher Dienstleistungen und Herstellung
gleichwertiger Lebensverhältnisse. Die Gegner*innen befürchten
Bürgerferne und den Verlust von Identität. Ende Februar endet das
Volksbegehren gegen die Kreisgebietsreform. Vor einem möglichen
Volksentscheid ist es notwendig, in offener Diskussion Für und Wider
abzuwägen und danach zu fragen, ob es Einigungsmöglichkeiten und
Kompromissoptionen gibt.

Leitung: Heinz-Joachim Lohmann

Ort: Evangelische Bildungsstätte auf Schwanenwerder

Inselstraße 27-28, 14129 Berlin (Nikolassee)

Preise: 50,- EUR (ermäßigt 30,- EUR)

Informationen und Anmeldung:

Simone Wasner

Tel. (030) 203 55-507

wasner@eaberlin.de

http://www.eaberlin.de/seminars/data/2018/pol/kreisgebietsreform-in-brandenburg/

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für März 2018 (Stand 08.02.18)

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstraße 53/54, D-10117 Berlin

Silke Ewe, Tagungsorganisation, Öffentlichkeitsarbeit, Homepagebetreuung

Tel: (030) 203 55 - 508 (Zentrale - 0), Fax: (030) 203 55 - 550

E-Mail: ewe@eaberlin.de

Internet: www.eaberlin.de
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LESUNG/5963: Oldenburg - Harald Helander liest aus seiner Biographie, Schlaues Haus 19.02.2018


Schlaues Haus Oldenburg

19.02.18, 19:30 - 21:00 Uhr

Das Blockhaus am großen Flussbogen - Wage dich einzusetzen

Lesung mit Harald Helander



Der Autor war von 1968 bis 1987 Bauleiter auf Großbaustellen von
Libyen über Ägypten, Irak, Saudi-Arabien bis Indonesien unterwegs. In
seiner spannenden Biographie berichtet er über Gaddafi und Anwar el
Sadat, von Abi Nachran, dem Märtyrer des Regenwaldes und dem
russischen Nickelkombinat Montsegorsk. In den 50er und 70er Jahren
entdeckt er auf Alleinwanderungen durch Finnland und Lappland die
ursprüngliche Schönheit der Wildnis im hohen Norden, für dessen Erhalt
er fortan kämpft und somit einen wesentlichen Anteil am Schutz der
finnischen Urwälder und des Inariesees leistet.

Eintritt 5 Euro

Einlass: 30 Minuten vor Veranstaltungsbeginn

Schlaues Haus Oldenburg

Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

Tel. 0441/ 9987 3398

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de

 * 

Quelle:

Dipl.-Biol. Renate Gerdes

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

E-mail: renate.gerdes@uni-oldenburg.de

http://www.schlaues-haus-ol.de
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AUSSICHTEN/8186: Und morgen, den 14. Februar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 14.02.2018 bis zum 15.02.2018 +++






[image: Jean-Luc 8186 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Himmelblau und wolkenarm,

grelles Licht und starke Winde,

dabei wird 's nicht wirklich warm,

Jean schläft gut auf Gras und Rinde.
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ITALIEN/211: Antifaschisten wollen Sieg der faschistisch-rassistischen Allianz verhindern (Gerhard Feldbauer)


Antifaschisten Italiens wollen Sieg der faschistisch-rassistischen
Allianz am 4. März verhindern

150 Demonstrationen in ganz Italien

von Gerhard Feldbauer, 13. Februar 2018



Italiens Antifaschisten besinnen sich auf ihre Kraft. Am Sonnabend
gingen Zehntausende auf die Strasse, um der Welle rassistischer
Gewalt gegen Immigranten und des offenen schwarzen Terrors ein
entschiedenes Halt entgegenzusetzen. Sie wollen einen Sieg der
faschistisch-rassistischen Allianz des Führers der Forza Italia (FI)
Berlusconi und des Lega-Chefs Salvini zu den Parlamentswahlen am
4. März verhindern. Wie die römische La Repubblica berichtete,
fanden von Mailand und Turin über Rom bis Palermo rund 150
Manifestationen statt. 30.000 waren aus vielen Landesteilen in das
Macerata in den Marken gekommen, 20.000 waren es in Mailand. In
Macerata hatte eine Woche vorher ein Terrorist der Lega zwei
Stunden lang auf Migranten gefeuert und sechs afrikanischer Herkunft
verletzt, bevor er nach einer Verfolgungsjagd von der Polizei gestellt
wurde. Er hatte bei seiner Festnahme den "Führergruß" gezeigt und
geschrienen "Italien den Italienern". Zum Vorwand hatte der Attentäter
genommen, dass kurz vorher die Leiche einer 18jährigen Frau gefunden
worden war und ein aus Nigeria stammender Migrant der Tat
verdächtigt wurde. Nach Ermittlungen der Staatsanwaltschaft ist er
nicht der Täter.

Die Initiative ging von einem militanten Netzwerk "Antifaschistische
Aktion" und Sozialzentren aus, der sich Mitglieder des
Partisanenverbandes ANPI, der kulturellen Vereinigung ARCI, die
Antimafia-Organisation Libera, Gewerkschafter, die Radikale Partei,
Kommunisten und weitere Linke anschlossen. Der Führer der Linken
"Freie und Gleiche" (LeU), Senatspräsident Piero Grasso, rief zur
"Einheit aller antifaschistischen Kräfte" auf, "um gemeinsam die Werte
der Demokratie zu verteidigen". Damit ist "eine Antwort auf die
rassistischen Überfälle erfolgt", die bisher von Mitte Links fehlte,
schreibt La Repubblica am Montag und erinnert daran, dass
offizielle Vertreter des regierenden Partito Democratico (PD) der
Kundgebung fernblieben, aber seine sozialdemokratische Basis stark
vertreten war. Ein starkes Polizeiaufgebot verhinderte, dass es zu
Zusammenstößen mit Faschisten der Forza Nova (FN) kam, die gegen die
Demonstranten in Macerata vorgehen wollten.

Der Bürgermeister der Stadt, Romano Carancini (PD), hatte von der
Kundgebung abgeraten, weil damit "nur Öl ins Feuer gegossen werde".
Auch PD-Innenminister Marco Minitti hatte die Demonstration zunächst
nicht genehmigen wollen, sie dann aber in letzter Minute am Freitag
zugelassen. Die Demonstranten kritisierten das scharf. Das linke
Fatto quotidiano schrieb, damit "mache der PD das Spiel der
Rechten". Die linke Präsidentin der Abgeordnetenkammer, Laura
Boldrini, verurteilte PD-Chef Matteo Renzi, der aufgerufen hatte,
dass Thema "aus dem Wahlkampf rauszuhalten". Der Fraktionschef der PD
im Senat, Luigi Zander distanzierte sich von dieser Haltung und
warnte, die faschistisch-rassistische Gefahr nicht zu unterschätzen.
Die Demonstration in Macerata zeugte von einer lange nicht gekannten
kämpferischen Atmosphäre. Aus den bunt zusammengekommenen Reihen
erklang das legendäre Partisanenlied "Bella Ciao", wurde auf Losungen
und in Sprechchören gefordert "stoppt den rassistischen Terror",
"versperrt den Faschisten den Weg" und immer wieder "Solidarität
mit den Immigranten".

In der Woche nach dem Gewaltakt in Macerata hatte, wie La
Repubblica schrieb, der Krypto-Faschismus der Lega, die den
Attentäter als Helden feiert und ihm Glückwünsche ins Gefängnis
übermittelt, mit Aufrufen zu neuen Gewaltakten eine neue Stufe
erreicht. Während sowohl FI-Chef Berlusconi als auch Lega-Führer
Salvini sich demagogisch von der Gewalttat distanzierten, machten sie
gleichzeitig die Migranten dafür verantwortlich. Berlusconi nannte
"illegale Einwanderer" eine "soziale Bombe" und forderte ihre
Rückführung in die Heimatländer. Sein Familienblatt Libero
forderte, "die Grenzen zu schließen", sonst werde das "erst der Anfang
sein". Salvini verkündete, er werde als Premier auf der Basis
"Italiener zuerst" ein "ruhigeres und sichereres Italien schaffen".
Der in früheren Prozessen wegen schwerer faschistischer Attentate
verurteilte Terrorist, FN-Führer Roberto Fiore, nannte den
Terroristen von Macerata "ein Opfer der ungehemmten Immigration".

ANPI, ARCI und die CGIL-Gewerkschaft rufen am letzten Wochenende
vor den Wahlen, dem 24. Februar, zu weiteren landesweiten nationalen
Kundgebungen gegen Faschismus und rassistische Gewalt auf. Der
PD-Vorstand hat nun zu Teilnahme an der Manifestation aufgerufen.

 * 

Quelle:

© 2018 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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LESUNG/1697: Bielefeld - "Kunterbunte Bücherspaß" am 16. Februar 2018


Stadt Bielefeld

Bücherspaß für Kinder



Bielefeld (bi). Beim "Kunterbunten Bücherspaß" am Freitag, 16.
Februar, lässt die Stadtbibliothek am Neumarkt Geschichten für Kinder
lebendig werden. Um 16 Uhr wird mit Vorlesen, Spielen, Basteln und
Fantasie das Buch "Lieselotte will nicht baden" für Vier- bis
Sechsjährige vorgestellt. Eintrittskarten für zwei Euro gibt es in der
Kinderbibliothek oder unter Telefon (0521) 51 24 57.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. Februar 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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ARCHITEKTUR/053: Star-Architektur und ihr Einfluss auf die Stadt (idw)


Technische Universität München - 12.02.2018

Star-Architektur und ihr Einfluss auf die Stadt



In der spanischen Stadt Bilbao führte das Guggenheim-Museum des
Star-Architekten Frank Gehry zu einem wirtschaftlichen Boom. Auf diesen
"Bilbao-Effekt" hoffen viele Stadtplaner und Politiker. Durch attraktive
Bauten wollen sie ihre Stadt ökonomisch und sozial besser positionieren.
Forscherinnen und Forscher der Technischen Universität München (TUM) haben
anhand von drei Gebäuden untersucht, ob die erhofften Effekte auch
eintreten.

Kann Star-Architektur das Schicksal einer Stadt positiv beeinflussen? Das
Guggenheim-Museum ermöglichte der Stadt Bilbao, sich neu zu erfinden. Die
Industriestadt war vom wirtschaftlichen Niedergang gezeichnet. Nach
Eröffnung des Museum gelang der Stadt eine wirtschaftliche
Neupositionierung: sie wandelte sich zur kulturellen Metropole.




[image: Bild: © Nadia Alaily-Mattar / TUM]

Das phaeno in Wolfsburg.

Bild: © Nadia Alaily-Mattar / TUM



Zahlreiche Städte erhoffen sich durch Star-Architektur ähnliche Effekte.
"Die Wirkung dieser Bauvorhaben wurde insbesondere für kleine und
mittelgroße Städte bislang kaum untersucht", erklärt Prof. Alain
Thierstein vom Lehrstuhl für Raumentwicklung der TUM. Ein Team des
Lehrstuhls, der HafenCity Universität Hamburg und der Technischen
Universität Berlin hat daher drei Fallbeispiele untersucht: das Kunsthaus
Graz, das Kultur- und Kongresszentrum Luzern (KKL) und das
Wissenschaftszentrum phaeno in Wolfsburg. Da diese Bauwerke bereits seit
über 15 Jahren bestehen, können auch Langzeitauswirkungen beobachtet
werden.

Positive Effekte, aber keine Neupositionierung

Die Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen analysierten das
Zusammenspiel von wirtschaftlichen Faktoren, der Gestaltung der Gebäude
und der gesellschaftlichen Effekte. Sie fanden heraus, dass die Projekte
zwar positive ökonomische Effekte haben, wie zum Beispiel die Erweiterung
der touristischen und kulturellen Angebote, diese aber nicht zu einer
deutlichen Neupositionierung führen.

Einen kausalen Zusammenhang zwischen den ökonomischen Effekten der
Projekte und den sozioökonomischen Veränderungen, etwa auf dem
Arbeitsmarkt oder im Tourismus konnten sie nicht feststellen. Auch seien
nicht alle wirtschaftlichen Effekte sofort sichtbar, erklärt Dr. Nadia
Alaily-Mattar, Projektleiterin und wissenschaftliche Mitarbeiterin am
Lehrstuhl für Raumentwicklung. "In Wolfsburg ist mit der Realisierung von
phaeno das Selbstbewusstsein der Politiker und der lokalen Verwaltung
gestiegen." Dieser soziale Effekt könne langfristig auch positive
ökonomische Effekte auf die Stadt haben.

Die Architektur nicht vernachlässigen

In allen drei Fällen beobachteten die Forscherinnen und Forscher eine
Verschiebung der räumlichen Relationen der Stadt. In Graz bildet das
Kunsthaus eine Brücke, die zuvor getrennt wahrgenommene und sozial
unterschiedlich bewertete Stadtteile verbindet. In Luzern verstärkt das
KKL die Verschmelzung von Landschaft und Stadt. In Wolfsburg hatte das
phaeno einen ähnlichen Effekt: Das Areal gegenüber vom Hauptbahnhof hatte
zwar eine große Bedeutung für die Stadt, war aber eher unbelebt und
unausgelastet. Durch das phaeno wurde es in die restliche Stadt
integriert.

Diese strukturellen Veränderungen sind die nachhaltigsten Effekte der
Projekte, betont Alaily-Mattar. Wirtschaftliche und sozio-kulturelle
Wirkungen könnten oft temporär und vergänglich sein. "Morphologische
Effekte sind eher stabil und weniger vom 'Star-Faktor' abhängig. Das
Bestreben von Stadtplanern und Politikern nach dem Erzielen einer Wirkung
durch Star-Architektur darf den Beitrag der Architektur nicht
vernachlässigen. Neben ökonomischen und soziokulturellen Effekten ist der
Einfluss von Star Architektur auf die Stadt auch räumlich."

Das Projekt wurde von der Deutschen Forschungsgemeinschaft DFG gefördert.


Publikation:

Nadia Alaily-Mattar, Johannes Dreher, Alain Thierstein,

Repositioning cities through star architecture: how does it work?,

Journal of Urban Design

DOI: 10.1080/13574809.2017.1408401

Link: doi.org/10.1080/13574809.2017.1408401


Weitere Informationen unter:

https://www.tum.de/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/detail/article/34473/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München, Dr. Ulrich Marsch, 12.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9377: Gießen - Odo Marquard - Bilder und Zeichnungen, 26.2.-15.4.2018


idw - Pressemitteilung: Justus-Liebig-Universität Gießen

Odo Marquard - Bilder und Zeichnungen

"Eine Überraschung zum 90. Geburtstag des Philosophen" 

Ausstellung in der Universitätsbibliothek

Beginn: 26. Februar 2018



Aus der Tatsache, dass es eine Zeit gegeben hatte, in der er intensiv
gemalt und gezeichnet und sich sogar mit dem Gedanken getragen hat,
Architekt zu werden, hat Odo Marquard (1928-2015), Professor für
Philosophie an der Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) von 1965 bis
zu seiner Emeritierung 1993, nie ein Geheimnis gemacht - weder in
Gesprächen noch in Interviews. Bislang war von dieser bildnerischen
Produktion nur wenig an die Öffentlichkeit gelangt: Ein Bild etwa, das
Marquard auf den Umschlag seiner 1989 erschienenen Aufsatzsammlung
"Aesthetica und Anaesthetica" setzen ließ oder eine Tuschezeichnung
vom kriegszerstörten Mittelrisalit des Münsteraner Schlosses auf dem
Umschlag der 2010 postum publizierten Ästhetik-Vorlesungen seines
Lehrers Joachim Ritter. Prof. Odo Marquard wäre am 26. Februar 2018 90
Jahre alt geworden. Aus diesem Anlass wird im Ausstellungsraum der
Universitätsbibliothek (UB) eine Auswahl von Architekturentwürfen,
Zeichnungen und Bildern aus dem Nachlass zu sehen sein, ergänzt um
bislang unbekannte Korrespondenzen aus dem Kreis der Ritter-Schüler
und weitere schriftliche Dokumenten.

Der Titel der Ausstellung, die vom 27. Februar bis zum 15. April in
der UB zu sehen sein wird, lautet "Odo Marquard - Bilder und
Zeichnungen - Eine Überraschung zum 90. Geburtstag des Philosophen".

Termine

Odo Marquard - Bilder und Zeichnungen, Ausstellung vom 27.02.-
15.04.2018

Öffnungszeiten: Mo - So, 7.30 - 23.00 Uhr

Vernissage: 26. Februar 2018 um 18.00 - 20.00 Uhr

Vortrag: 2. März 2018 um 16.15 - 18.00 Uhr

PD Dr. Jens Hacke, Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg: Odo
Marquard (1928-2015): Skepsis, Gewaltenteilung, Entlastung. Die
philosophische Verteidigung des liberalen Rechtsstaats

Finissage: 15. April 2018 um 15.00 - 17.00 Uhr 

mit einem Vortrag von Prof. Dr. Hermann Lübbe: "Erinnerungen an Odo
Marquard"

Veranstaltungsort:

Universitätsbibliothek, Ausstellungsraum

Otto-Behaghel-Str.8, 35394 Giessen,

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-giessen.de/ub/de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, Lisa Dittrich, 12.02.2018
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FÜHRUNG/935: Lippstadt - "Lichtkunst im Wasserturm" am 20. Februar


Lichtkunst im Wasserturm - Öffentliche Führung am 20. Februar



Lippstadt. Für die nächste öffentliche Führung "Lichtkunst im
Wasserturm" gibt es noch freie Plätze. Sie findet statt am Dienstag,
dem 20. Februar, um 19 Uhr. Treffpunkt ist direkt am Wasserturm, die
Führung dauert ca. 1 Stunde.

Der Wasserturm ist Lippstadts höchstes Gebäude und ein Wahrzeichen der
Stadt. Im Jahr 1901 wurde das Bauwerk in Betrieb genommen und
versorgte Lippstadt mehr als 75 Jahre mit Trinkwasser. Heute ist der
Turm dank der Renovierung und Unterhaltung durch die
Sparkassenstiftung zur Förderung der Kunst Lippstadt ein Denkmal, in
dem das Kunstobjekt "I" des Berliner Künstlers Jan-Peter E.R. Sonntag
installiert ist.

Die Führung ist für die Besucher kostenfrei. Um Anmeldung in der
Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter 02941 - 58515 wird
gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. Februar 2018

Stadt Lippstadt

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Tel. 02941/58515

E-Mail: niedner@kwl-lippstadt.de
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GLEICHHEIT/6570: Öffentlicher Dienst - Gewerkschaften stellen Tarifforderungen vor


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Öffentlicher Dienst: Gewerkschaften stellen Tarifforderungen vor

Von Dietmar Henning

13. Februar 2018



Letzte Woche Donnerstag stellten die Gewerkschaften im öffentlichen Dienst
in Berlin ihre Tarifforderungen für die rund 2,1 Millionen Beschäftigten
der Kommunen und die 150.000 Beschäftigten des Bundes vor. Der laufende
Tarifvertrag läuft Ende Februar aus.

Neben der größten Einzelgewerkschaft im öffentlichen Dienst, der
Vereinigten Dienstleistungsgewerkschaft (Verdi), sitzen die Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft (GEW), die Gewerkschaft der Polizei (GdP) sowie
der Beamtenbund (DBB Beamtenbund und Tarifunion) mit am Verhandlungstisch.
Die Verhandlungen mit der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände
(VKA) und dem scheidenden Bundesinnenminister Thomas de Maizière (CDU)
beginnen am 26. Februar in Potsdam.

Die Gewerkschaften fordern für Erzieher und Sozialarbeiter, Arbeiter der
Müllabfuhr und Straßenreinigung, Feuerwehrleute, Straßenwärter,
Pflegekräfte in Krankenhäusern, Beschäftigte in den Stadtverwaltungen und
kommunal angestellte Lehrer sechs Prozent mehr Lohn, mindestens aber 200
Euro pro Monat.

Marlis Tepe, Vorsitzende der GEW, forderte die Arbeitgeber auf, mit ihr
über die tarifliche Eingruppierung kommunal angestellter Lehrkräfte zu
verhandeln: "Wir brauchen endlich eine tarifliche Lösung, damit die
Kommunen Lehrkräfte nicht weiterhin nach Gutdünken eingruppieren." Allein
in Bayern gebe es rund 9.000 Lehrkräfte an Schulen in kommunaler
Trägerschaft, davon sind über 3.000 Angestellte, also keine Beamten.

Der Verdi-Vorsitzende Frank Bsirske (Grüne) bezifferte die Kosten der
Forderungen bei vollständiger Umsetzung für die Kommunen auf 6,4 Milliarden
Euro, für den Bund auf 740 Millionen Euro, inklusive der Beamten auf 1,8
Milliarden Euro.

Die Gewerkschaftsvertreter erklärten, Geld sei genug da. Der Bund hatte das
vergangene Jahr mit einem Überschuss von 3,1 Milliarden Euro abgeschlossen,
bei den Kommunen waren es 9,9 Milliarden Euro - fast doppelt so viel wie im
Jahr zuvor. Für das laufende Jahr haben Wirtschaftsforschungsinstitute laut
Bsirske 45 Milliarden Euro Überschuss im Staatshaushalt vorausgesagt, für
2019 sogar 54 Milliarden Euro.

VKA-Präsident Thomas Böhle betonte im Interview mit der Stuttgarter
Zeitung: "Wir können nur Lösungen anbieten, die sich alle Kommunen
leisten können und müssen die wachsende Kluft zwischen ärmeren und
reicheren Kommunen berücksichtigen." Von vollen Kassen könne daher keine
Rede sein, so Böhle.

40 Prozent der deutschen Kommunen mussten in den letzten Jahren ein
Haushaltskonsolidierungskonzept aufstellen, d. h. sie sind überschuldet und
werden gezwungen, Arbeitsplätze abzubauen, soziale Leistungen
einzuschränken und die kommunale Infrastruktur (Schulgebäude, Bibliotheken,
Museen, Straßen, Brücken usw.) verkommen zu lassen.

"Wir haben eine anhaltend extrem hohe Verschuldung von 141 Milliarden
Euro", sagte Böhle. Allein im Bereich der Kassenkredite, d. h., der
kurzfristigen Kredite, dem Überziehungskredit eines Privatkontos
vergleichbar, "haben wir ein Volumen von 47,4 Milliarden Euro". Gerade für
die armen Kommunen sei er "in der Verantwortung".

Geht es nach dem Willen der beteiligten Gewerkschaften, werden die
Verhandlungen schon im April bei der dritten Tarifrunde abgeschlossen. Denn
die Gewerkschaftsfunktionäre stehen den öffentlichen Arbeitgebern näher als
den Beschäftigten, die sie angeblich vertreten. Der Münchner SPD-Stadtrat
Thomas Böhle, der die Verhandlungen für die VKA seit 2004 führt, ist selbst
Verdi-Mitglied und war jahrelang Personalchef der Stadt München. Seit Juli
2016 ist er in der bayerischen Landeshauptstadt Kreisverwaltungschef und
damit u. a. für Ausländerpolitik zuständig.

Sein Gegenüber bei den Verhandlungen, Verdi-Chef Frank Bsirske, ist der
Dienstälteste aller deutschen Gewerkschaftsvorsitzenden. Nächstes Jahr
scheidet der dann 67-Jährige aus seinem Amt. Bevor er im Jahr 2000
Gewerkschaftssekretär wurde, war er als grüner Personaldezernent der Stadt
Hannover an einem Modernisierungsprogramm beteiligt, bei dem 1000 von
16.000 Stellen gestrichen wurden.

Seit Inkrafttreten des TVöD vor 13 Jahren hat Verdi immer Tarifverträge mit
einer Laufzeit von mindestens zwei Jahren abgeschlossen, um den
öffentlichen Arbeitgebern solange wie möglich Zeit zu geben, die
geringfügigen Zugeständnisse durch andere Maßnahmen - Personalabbau,
Steigerung der Arbeitshetze - wieder einzusparen. Die Lohnerhöhungen im
öffentlichen Dienst sind seit fast zwanzig Jahren niedriger als in der
Gesamtwirtschaft geblieben.

Zuletzt hatten die Gewerkschaften, angeführt von Verdi, im April 2016 [1]
einen Tarifvertrag mit zwei Jahren Laufzeit und einer jährlichen nominellen
Lohn- und Gehaltserhöhung von 2,4 bzw. 2,35 Prozent vereinbart. Diese
minimale Erhöhung wurde dann durch Kürzungen beim Weihnachtsgeld teilweise
gegenfinanziert.

Fast drei Jahrzehnte nach dem Mauerfall erhalten die ostdeutschen
Beschäftigten im öffentlichen Dienst immer noch drei Viertel des im Westen
vereinbarten Weihnachtgeldes. Dort betrug es 2017 je nach Vergütungsgruppe
zwischen 59 und 88 Prozent eines Monatslohns, im Osten dagegen nur zwischen
45 und 67,5 Prozent.

Neben der Lohnforderung haben die Gewerkschaften daher diesmal auch die
Angleichung des Weihnachtsgeldes in Ost und West sowie zusätzliche freie
Tage für Schichtarbeiter, eine Anhebung der Ausbildungsvergütung um 100
Euro im Monat, des Urlaubs von Azubis und Praktikanten um einen auf 30 Tage
sowie eine Verbesserung der Nachtzuschläge von Krankenpflegern auf ihrem
Forderungskatalog.

Dass Bsirske am Donnerstag bei der Präsentation der Tarifforderung in
Berlin den Abschluss in der Metall- und Elektroindustrie [2] ausdrücklich
lobte, sollte den Beschäftigten eine Warnung sein.

Die IG Metall zwingt den Arbeitern einen Tarifvertrag mit einer Laufzeit
von 27 Monaten und Lohnerhöhungen von je nach Entgeltgruppe 2,2 bis 2,5
Prozent pro Jahr auf. Sie hat dabei sogar das letzte Angebot der
Arbeitgeber unterboten. Ihr ging es angesichts einer wachsenden
Mobilisierung in den Betrieben darum, den Tarifkampf so schnell wie möglich
zu beenden, um die Verhandlungen über eine Große Koalition nicht zu
gefährden.

Die Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes unterstützen wie die IG Metall
die Große Koalition und die Angriffe auf die Arbeiter, die diese plant. Die
Vertreter von Bund und Kommunen und die Gewerkschaften sind bereit, die
Kosten für die im Koalitionsvertrag [3] vereinbarte Aufrüstung der
Bundeswehr den Arbeitern aufzuhalsen.

So legen sich Union und SPD im Koalitionsvertrag ausdrücklich auf eine
"schwarze Null" im Haushalt fest. Alle minimalen Erhöhungen der Löhne und
Gehälter im öffentlichen Dienst werden wie in der Vergangenheit über andere
Wege wieder von den Arbeitern hereingeholt.

So stellte Verena Göppert, Vize-Hauptgeschäftsführerin des Deutschen
Städtetags, in der Neuen Osnabrücker Zeitung am Freitag einen
Zusammenhang zwischen Tariferhöhungen und wachsenden Sozialausgaben her.
Die kommunalen Ausgaben würden weiterhin deutlich schneller als die
Wirtschaftsleistung in Deutschland wachsen, das gelte gerade bei den
Sozialausgaben, erklärte sie. "Diese Ausgaben [...] können nicht beliebig
gekürzt werden."

Böhle drohte mit weiteren Privatisierungen, sollten die Gewerkschaften auf
die geforderte Mindesterhöhung von monatlich 200 Euro bestehen. Die
Stärkung der Geringverdiener tangiere die Wettbewerbsfähigkeit der
kommunalen Arbeitgeber, "womit der Druck zur Ausgliederung steigt", sagte
er.

Bereits in der Vergangenheit waren Kürzungen bei den Beschäftigten des
öffentlichen Dienstes mittels der Privatisierung staatlicher
Dienstleistungen erzwungen worden. So waren öffentliche Nahverkehrsstrecken
an private Bus- und Bahnfirmen delegiert oder Krankenhäuser zu großen
Verbänden fusioniert und privatisiert worden. Hatte der 2005 abgeschaffte
BAT (Bundes-Angestellten-Tarifvertrag) noch für rund 5 Millionen
Beschäftigte im öffentlichen Dienst gegolten, gilt der ihn ersetzende TVöD
heute nur noch für die 2,3 Millionen in Bund und Gemeinden sowie knapp
800.000 Beschäftigte der Länder.

Sozialdemokrat Böhle versucht, die niedrig bezahlten gegen die besser
bezahlten Beschäftigten auszuspielen. Die Städte hätten große
Gewinnungsprobleme bei Fach- und Führungskräften. "Deswegen müssten wir
gerade für die oberen Entgeltgruppen etwas tun - das wird durch einen
Mindest- und Sockelbetrag konterkariert."

In den Tarifrunden, die Bsirske führte, hatten Verdi und ihre Juniorpartner
stets die Kampfbereitschaft insbesondere der Arbeiter in den unteren Lohn-
und Gehaltsgruppen aufgefangen und die Tarifkämpfe ausverkauft.

Auch in der kommenden Tarifrunden werden Verdi und die anderen beteiligten
Gewerkschaften unter Beweis stellen, dass sie nichts mehr fürchten, als
dass die angestaute Wut über sinkende Löhne, wachsenden Arbeitsstress und
Sozialabbau zu einem Flächenstreik führt, der die Neuauflage der Großen
Koalition gefährdet. Bsirske hat bereits angekündigt, dass er auch diesmal
wieder für zwei Jahre abschließen werde, wenn die Arbeitgeber
"außergewöhnliche Regelungen" anbieten. Was er damit meinte, ließ er offen.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2016/05/06/oeff-m06.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2018/02/07/stre-f07.html

[3] http://www.wsws.org/de/articles/2018/02/09/pers-f09.html
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Viele Familien in Deutschland ärmer als bislang bekannt

Von Juliet Hermien

13. Februar 2018



Am 7. Februar 2018 veröffentlichte die Bertelsmann Stiftung eine Studie,
die aufzeigt, dass die Einkommenssituation vieler Familien in Deutschland
wesentlich schlechter ist als bislang angenommen. Vor allem die armen
Familien seien "bisher reicher gerechnet" worden, "als sie tatsächlich
sind", heißt es in einem Artikel zur Studie auf der Webseite der Stiftung.

Zu diesen Ergebnissen führte an erster Stelle die Anwendung einer neuen
Methodik. Für Berechnungen von Einkommenssituationen wurde bislang die
OECD-Skala verwendet. Allerdings wurde von den an der Studie beteiligten
Forschern durch vergleichende Berechnungen festgestellt, dass diese "die
Einkommen armer Haushalte systematisch über- und jene reicher Haushalte
unterschätzt". Auch in den Armuts- und Reichtumsberichten der
Bundesregierung wurde die OECD-Skala bisher verwendet.

Die Skala arbeitet mit sogenannten Äquivalenzgewichten. Dabei wird davon
ausgegangen, dass jedes Kind unter 14 Jahren 0,3 Mal so viel Einkommen
benötigt wie ein alleinstehender Erwachsener. Jedes weitere
Haushaltsmitglied das über 14 Jahre alt ist, also sowohl ein Jugendlicher
als auch ein Ehepartner, erhält den Faktor 0,5. Eine Familie bestehend aus
Eltern und zwei kleinen Kindern würde diesen Berechnungen nach also auf
einen Faktor von 2,1 kommen und demnach das 2,1-fache Einkommen eines
alleinlebenden Erwachsenen benötigen.

Laut den Forschern der Ruhr-Universität in Bochum geht das an der Realität
vorbei. Zusätzliche "hohe Fixkosten, etwa für ein Kinderzimmer, Schulsachen
oder Kleidung [...] fallen bei niedrigen Einkommen stärker ins Gewicht als
bei vergleichsweise wohlhabenden Familien", stellen sie fest. Eine
wohlhabende Familie müsste zum Beispiel bei der Geburt eines weiteren
Kindes wahrscheinlich nicht in eine geräumigere Wohnung umziehen, da sie
höchstwahrscheinlich schon in einer großen Wohnung lebt. Bei einer ärmeren
Familie wäre allerdings eher das Gegenteil der Fall. Die OECD-Skala bezieht
derartige Unterschiede nicht mit ein und steht dafür nun in der Kritik.

Die an der Studie beteiligten Forscher entwickelten deshalb
einkommensabhängige Äquivalenzgewichte, denen Verbraucherdaten des
statistischen Bundesamtes zugrunde liegen, und berechneten mithilfe derer
Armutsrisikoquoten für verschiedene Familienkonstellationen, welche
deutlich über den bisher geltenden liegen.

Für Familien mit alleinerziehenden Eltern erhöhte sich das Armutsrisiko
demnach von 46 Prozent auf 68 Prozent. Diese seien besonders betroffen, da
sie aufgrund der zeitaufwendigen Kinderbetreuung nicht die Möglichkeit
hätten, bei Geldknappheit einfach mehr zu arbeiten. Für Paarfamilien liegt
das Armutsrisiko mit einem Kind nun aktuell bei 13 Prozent, mit zwei
Kindern bei 16 Prozent und mit drei Kindern bei 18 Prozent. Diese Werte
liegen jeweils ungefähr drei Prozent über dem bislang angenommenen Wert und
zeigen auf, dass das Armutsrisiko einer Familie mit jedem weiteren Kind
steigt. Ein Haushalt gilt dann als armutsgefährdet, wenn er weniger als 60
Prozent des durchschnittlichen Einkommens aller Haushalte zur Verfügung
hat.

Die Studie analysiert des Weiteren die Einkommensentwicklungen im Zeitraum
von 1992 bis 2015 und kommt zu dem Schluss, dass die Ungleichheit zwischen
wohlhabenden und armen Familien stärker zugenommen hat, als bisher
geglaubt. So seien "die äquivalenzgewichteten Einkommen bei praktisch allen
Haushaltstypen am unteren Rand der jeweiligen Verteilungen im Zeitablauf
mindestens phasenweise deutlich weniger angestiegen als beim Median oder
bei höheren Einkommen". Die in diesem Zeitraum "erfolgten Änderungen
finanzieller Instrumente der Familienpolitik, etwa die Integration von
Kindergeld und Kinderfreibeträgen sowie ihre weiteren Anhebungen" hätten
"nur geringe Effekte auf die Wohlstandspositionen von Familien" gehabt.

Während SPD und CDU/CSU die nächste Große Koalition und eine neue Runde
sozialer Angriffe vorbereiten, hatte bereits im Januar eine Studie des
Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) darauf hingewiesen, dass
Deutschland insgesamt noch viel ungleicher ist als bisher angenommen. Laut
der Studie, die im Gegensatz zu anderen Studien die horrenden Vermögen der
Superreichen berücksichtigt, besitzen die 45 reichsten Haushalte des Landes
mit 214 Milliarden Euro Vermögen genauso viel wie die ärmere Hälfte der
Bevölkerung. Deutschland ist damit bereits jetzt eines der sozial
ungleichsten Länder in Europa.
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"Freiheit, Würde, Arbeit"

Ein leeres Versprechen von neun tunesischen Regierungen

von Nabil Sourani



Verzerrtes Narrativ auf internationaler Ebene

Außergewöhnlich, gar einzigartig - mit diesen Wörtern beschreibt ein
Großteil der internationalen Medienlandschaft die Entwicklung
Tunesiens seit der Revolution. Die Ursprünge des 'Arabischen
Frühlings' liegen in Sidi Bouzid, einer ländlichen Region des
tunesischen Inlands, wo sich der Obsthändler Mohamed Bouazizi im
Dezember 2010 selbst verbrannte und damit eine Protestwelle gegen
Staatswillkür loslöste, die in dem Sturz Ben Alis gipfelte. Rasch
breitete sich die Idee einer demokratischen Revolution in den
Nachbarländern Tunesiens aus und brachte die herrschenden Diktatoren
und Autokraten ins Wanken, an die lautstark die Forderung nach
'Freiheit, Würde und Arbeit' gestellt wurde. Infolge von Unruhen
endete die mehr als 23-jährige Alleinherrschaft Zine El Abidine Ben
Alis und seiner Entourage am 14. Januar 2011 mit seiner Flucht nach
Saudi-Arabien. Tunesien verhinderte als einziges Land eine
Konterrevolution wie in Ägypten und einen Bürgerkrieg wie in Libyen,
Syrien und Jemen. Stattdessen entwickelte sich Tunesien zu einer
partizipatorischen Demokratie, Parteien formierten sich, eine neue
Verfassung wurde verabschiedet und 2014 fanden die ersten freien und
kompetitiven Wahlen statt. Seither stellen internationale Leitmedien
und auch Vertreter_innen der EU Tunesien als Vorzeigeland des
'Arabischen Frühlings' und der ganzen Region dar. Gestützt wird dieses
Narrativ einer außergewöhnlichen Erfolgsgeschichte zudem durch den
Friedensnobelpreis, der dem tunesischen Dialogquartett, bestehend aus
dem Gewerkschaftsdachverband UGTT, dem Unternehmerverband (UTICA), der
Anwaltskammer und der Menschenrechtsliga (LTDH) 2015 in Oslo verliehen
wurde. Nachdruck wurde dem 2018 mit der Klassifizierung Tunesiens als
einzigem freien Staat im Maghreb durch das Freedom House verliehen.
Allgemein verweisen Vertreter_innen des tunesischen Erfolgsmodells auf
die progressive neue politische Elite und ihre beachtlichen
Leistungen: zum Beispiel dem in der Konstitution von 2014
niedergeschriebenen Recht der freien Meinungsäußerung, der Eröffnung
eines LGBT-Radiosenders oder der vorgeschlagenen Gesetzesänderungen zu
Gunsten der Frauenrechte. Allerdings müsse noch eine klare Wirtschafts-
 und Finanzstrategie ausgearbeitet und die Korruption unter Kontrolle
gebracht werden. Trotz der genannten Defizite handele es sich um einen
stabilen demokratischen Staat in einer von Chaos geprägten Region, den
es auf allen Ebenen zu unterstützen gilt.

So schmücken internationale Medien und Regierungen weltweit, vor allem
aber innerhalb der EU, die Geschichte Tunesiens aus. Und dass, obwohl
Zivilpersonen weiterhin für Verleumdungen von hochrangigen Militärs
und Politikern vor ein Militärgericht gezerrt werden. Systematisch
wird über die derzeit aussichtslose Lebenssituation großer Teile der
marginalisierten Bevölkerung hinweg gesehen. Alternative Politik- und
Wirtschaftsmodelle, die sich im Land entwickeln, werden ausgeblendet.
Nicht nur eine Romantisierung der Umbrüche und des gesellschaftlichen
Status quo im Land wird hierdurch forciert - auch der gesamte
Transformationsprozess wird dadurch erheblich behindert.

Damit diesem 'Leuchtturm' Nordafrikas nicht ein ähnlich desaströses
Schicksal wie Libyen, Syrien oder dem Jemen widerfährt, entschieden
sich neben den USA auch einige Staaten EUropas, den tunesischen
Sicherheitsapparat finanziell sowie mit Ausbildungs- und
Ausrüstungsmaßnahmen zu unterstützen. Offiziell solle die Regierung
Tunesiens hierdurch in die Lage versetzt werden, Extremismus und
Terrorismus zu bekämpfen, denn die Sicherheit und Stabilität Tunesiens
wirke sich auch positiv auf den direkten Nachbarn Libyen aus. Diese
'Hilfe zur Selbsthilfe' strebt allen voran die deutsche
Bundesregierung an. Tunesien, als demokratisches Land mit
einzigartiger Symbolwirkung, sei ein verlässlicher Partner für die
Ertüchtigungsinitiative.[1] Maßnahmen zur Stärkung des tunesischen
Sicherheitssektors laufen bereits seit Jahren auf Hochtouren. Eine
Abkehr von dieser Strategie ist auch unter der sich derzeit neu
bildenden Bundesregierung nicht zu erkennen. Eine Teildemokratisierung
kann als fortschrittlich erachtet werden; jedoch beruht sie nicht auf
einer tatsächlichen demokratischen Freiheit, wenn eine materielle
Gleichheit ausbleibt. Wie bereits angeklungen: Die wirtschaftliche
Situation im Land ist desolat.


Wirtschaftliche Erholung aussichtslos[2]

Seit den ersten Strukturanpassungsprogrammen in den 1980er Jahren, die
Tunesien von internationalen Finanzinstitutionen - maßgeblich dem
Internationalen Währungsfonds und der Weltbank - für Finanzhilfen
auferlegt wurden, sind keine Änderungen in der Wirtschaftsstrategie
des Landes vorgenommen worden. Auswirkungen der neoliberalen
Neuausrichtung der tunesischen Wirtschaft führten zu
Proletarisierungsprozessen, einer Verschärfung der Marginalisierung
der Regionen im Inland, Landflucht und einer Erodierung
sozioökonomischer Rechte. Der sozioökonomische Status quo wurde bis
heute nicht nur aufrechterhalten, sondern der neoliberale Kurs seit
der Absetzung Ben Alis 2011, von allen (mittlerweile neun)
Folgeregierungen auch weiter intensiviert. Erst 2016 einigte sich der
IWF mit der tunesischen Regierung unter Premierminister Youssef Chahed
auf einen weiteren Kreditrahmen von 2,9 Mrd. US Dollar. Diese
asymmetrischen Kredite dienen derzeit jedoch lediglich der Deckung des
Haushaltsdefizits und stellen keine sozialen oder wirtschaftlichen
Investitionen dar. Die Auslandsverschuldung stieg seit der Umbrüche
innerhalb von sieben Jahren von 40 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
(BIP) auf etwa 80 Prozent des BIPs (2017). Zudem grassiert der
informelle Sektor, dem mit 54 Prozent mehr als die Hälfte des BIPs
zugerechnet werden, weiterhin, wodurch wichtige Staatseinnahmen
ausbleiben. Von Seiten der EU wurde eine Ausweitung von bereits
bestehenden Freihandelsabkommen erreicht und eine weitreichende und
umfassende Freihandelszone (DCFTA) angestrebt. Das Handelsdefizit
steigt weiter an - u.a. durch die Währungsabwertung des tunesischen
Dinars um 20 Prozent gegenüber dem Euro im vergangenen Jahr. Insgesamt
sind der sich langsam erholende Tourismus, die im Vergleich zu den
Vorjahren hohen landwirtschaftlichen Erträge sowie das Wachstum in der
Phosphatproduktion unwesentlich für die Gesamtbilanz. Eine jährliche
Inflationsrate von 6,3 Prozent lässt zudem die Kaufkraft der
tunesischen Bevölkerung sinken. Zeitgleich schießen die Preise für
Produkte des Grundbedarfs rasant in die Höhe (vgl. Djaziri 2018).
Simultan steigt die Arbeitslosigkeit innerhalb der jungen Bevölkerung
weiter an und liegt inzwischen bei etwa 40 Prozent, zu denen als ein
nicht zu unterschätzender Teil Universitätsabsolvent_innen zählen -
für Frauen liegt sie weit höher (vgl. ebd.). Die Abwärtsspirale der
wirtschaftlichen und sozialen Lage im Land dreht sich schneller.
Aufgrund der ausbleibenden grundlegenden polit-ökonomischen Reformen
liegt eine positive Entwicklung in weiter Ferne. Chahed beschwichtigt,
die Tunesier_innen müssten Opfer für ihr Land bringen: "Die
wirtschaftliche Lage ist schwierig, aber wir sollten nicht
übertreiben" (Mourad 2018), 2018 würde mit drei Prozent Wachstum das
letzte schwierige Jahr für Tunesien werden - fünf Prozent Wachstum
seien bis 2020 vorgesehen. Dabei ist aufgrund der exorbitanten
Staatsverschuldung und dem damit einhergehenden Druck von IFI mit noch
tiefgreifenderen Austeritätsmaßnahmen in den kommenden Jahren zu
rechnen. Erstes Indiz für den Beginn eines Sparkurses sieht die
unabhängige tunesische Beobachtungsstelle für Wirtschaft (OTE)
insbesondere in dem im Januar 2018 in Kraft getretenen neuen
Finanzgesetz.

Die exportorientierte Ausrichtung der gesamten Volkswirtschaft
einerseits, sowie die ökonomische Integration und der Wettbewerbsdruck
mit den südeuropäischen Nachbarstaaten und anderen Niedriglohnländern
andererseits, spitzt das Abhängigkeitsverhältnis Tunesiens von Europa
zu. Dabei verhindern Kredite der IFI mit den damit einhergehenden
expliziten Regelungen eine Abkehr von diesem Kurs. Aufgrund der
enormen Staatsverschuldung benötigt Tunesien diese Finanzhilfen
allerdings dringend und muss sich folglich dem externen Druck beugen,
um auch zukünftig Refinanzierungskredite sicherzustellen. In andere
Worte gefasst: Der Weg für eine wirtschaftliche Rekolonisation wird
weiter geebnet.


Januar 2018: 'Monat des Zorns'

Wie in den Jahren zuvor, entlud sich auch 2018 die Enttäuschung und
Wut großer Teile der Bevölkerung bereits zu Jahresbeginn. Am 7. Januar
gingen landesweit Menschen in den verarmten Städten marginalisierter
Regionen auf die Straßen. Auslöser für die Proteste ist das Anfang des
Jahres neu in Kraft getretene Finanzgesetz, das weitere
Preissteigerungen für Produkte des täglichen Grundbedarfs, sowie
höhere Abgaben von der Bevölkerung abverlangen und maßgeblich die
zerfallende Mittelschicht und Armen des Landes trifft.[3] In der Nacht
zum 8. Januar weiteten sich die Demonstrationen auf 16
Regierungsbezirke aus und Auseinandersetzungen zwischen
Protestierenden und Sicherheitskräften eskalierten. Letztere rückten
in gepanzerten Fahrzeugen aus und beantworteten die Zusammenstöße mit
den Protestierenden mittels 'starker Hand' und Tränengas. Dabei kam in
der Nähe von Tunis, in Tébourba, ein Mensch ums Leben - der
Obduktionsbericht wurde bisher nicht veröffentlicht. Das
Innenministerium spricht von einer chronischen Atemwegskrankheit, die
gepaart mit Tränengas zum Erstickungstod geführt haben soll. Sein
Bruder kann dieser Darstellung jedoch keinen Glauben schenken. So
versuche der Sicherheitsapparat die Hintergründe des Todes wie zu
alten Zeiten zu vertuschen. Man habe die Akte seines Bruders mit der
seinigen bewusst vertauscht, denn nur er leide an Asthma. Der Staat
versuche damit vor allem Entschädigungszahlungen aus dem Weg zu gehen,
erklärte er in einem Interview (vgl. Reuters 2018). Vereinzelt kam es
auch zu Plünderungen von Supermärkten, Vandalismus, sowie
Brandstiftungen an Polizeistationen und Poststellen. Worauf der
Gründer der Partei Machrouu Tounes[4] (Projekt Tunesien) Mohsen
Marzouk die Regierung sogar aufrief, eine Ausgangssperre in der Nacht
zum 9. Januar zu verhängen, wozu es allerdings nicht kam. Kurzzeitig
rückte das tunesische Militär nahe der Stadt Thala an der algerischen
Landesgrenze aus, um Protestmärsche aufzuhalten. Inzwischen wurde es
mit der Sicherung von Banken, Postämtern und öffentlichen Gebäude
beauftragt. Zugeständnisse von Seiten der Regierung sollen die
Bevölkerung besänftigen. Hierfür wurden Mittel in Höhe von 170 Mio.
Dinar (57 Mio. Euro) freigegeben, die 250.000 Familien zu Gute kommen
sollen. Außerdem soll die medizinische Versorgung für Arbeitslose
künftig kostenlos und für alle Tunesier_innen garantiert sein. Darüber
hinaus sollen Bürgschaften den Wohnungskauf unterstützen und
Wohnkredite leichter vergeben werden. Oppositionsparteien aus dem
'linken' Spektrum, u.a. die Volksfront (FP), und der
Gewerkschaftsdachverband (UGTT) riefen daraufhin zu weiteren
Kundgebungen und Protesten auf, da sie diese zu kurz kommenden
Zuschüsse als weiteren Affront werteten. Auch eine Woche später gingen
noch Menschen in der Stadt Métlaoui gegen die Austeritätspolitik auf
die Straßen und errichteten Blockaden. Die Demonstrationen wurden seit
Anfang Januar für mehr als zwei Wochen aufrechterhalten. Dabei wurden
um die 800 Menschen von Sicherheitskräften verhaftet, wovon etwa 200
zwischen 15 und 20 Jahre alt waren.

Die legitimen Forderungen der Protestierenden nach 'Freiheit, Würde
und Arbeit' sind noch genauso allgegenwärtig wie die leeren
Versprechen der mittlerweile neun Folgeregierungen seit den Umbrüchen
von 2011. Damit die Sicherheitskräfte in Fällen zukünftiger Proteste
gegen die staatliche Politik besser durchgreifen können, wurde bereits
im Vorjahr darüber diskutiert, ein entsprechendes Gesetz zu erlassen.
Es soll u.a. die Straffreiheit von Sicherheitskräften stärker stützen,
indem es ihnen Immunität vor strafrechtlicher Verfolgung bei der
Anwendung unnötiger exzessiver Gewalt zusichert und Kritik an
Sicherheitskräften unter Strafe stellt.[5]

Die Eskalation der Ausschreitungen schiebt sich die politische Elite
dabei gerne auch gegenseitig in die Schuhe. Außerdem sei dem neuen
Finanzgesetz gemeinsam im Parlament zugestimmt worden. Betont wird
dabei auch, dass die hohen Staatsausgaben und die massive Verschuldung
des Landes ebendieses notwendig machten. Im Gegenzug werden
Gesetzesentwürfe - wie das Korruptions-Amnestie-Gesetz - formuliert,
das Geschäftsleuten, die der Korruption zu Zeiten Ben Alis beschuldigt
sind, die Strafe erlassen soll. Auch aktuelle Korruptionsvorwürfe
gegen mitregierende Politiker, deren Verstrickungen im Grenzschmuggel
bekannt sind, werden von Abgeordneten innerhalb der Regierung gedeckt.

Überhaupt führte die 'Revolution' bisher ausschließlich zu einer
tiefgreifenden Verschlechterung der Lebensbedingungen weiter Teile der
tunesischen Bevölkerung. Einer im November 2017 durchgeführten Studie
des Internationalen Republikanischen Instituts (IRI) zufolge,
empfinden 83 Prozent der befragten Tunesier_innen, dass der Weg des
Landes in seiner Gesamtheit in eine falsche Richtung weist. Zudem,
erstmals seit 2011, ersetzt die landesweite wirtschaftliche Misere als
größte Zukunftssorge mit 42 Prozent die Arbeitslosigkeit (22 Prozent).
Statistiken des tunesischen Gesundheitsinstituts belegen darüber
hinaus einen drastischen Anstieg an Suiziden,[6] wie auch eine
zunehmende Einnahme von Anxiolytika und Antidepressiva (vgl. Djaziri
2018). Unterdessen offenbarte eine im Oktober 2017 durchgeführte
Untersuchung der Tunesischen Vereinigung für Drogensucht, dass 31
Prozent der Schüler zwischen 15 und 17 Jahren Betäubungsmittel
jeglicher Art konsumieren.[7] Ein Anstieg von sechs Prozent im
Vergleich zum Jahr 2013.

Deutlich wird: Die wirtschaftlichen, politischen und sozialen Zustände
sind katastrophal. Gibt es überhaupt einen Ausweg aus dieser Misere?


Jemna: Ein alternatives Wirtschaftsmodell

Jemna, eine Stadt im südlich liegenden Kebili Gouvernement
experimentiert mit einem wirtschaftlichen Gegenmodell und verdient
Aufmerksamkeit. Die Bewohner der kleinen Oasenstadt, die besonders für
die exzellente Qualität dort angebauter 'Deglet Nour' Datteln (Dattel
des Lichts) bekannt ist, konnten einige wirtschaftliche und soziale
Erfolge erzielen.

Den bereits unter französischer Kolonialherrschaft (1912) enteigneten
Bauern ermöglichte 2011 das Klima der Umbrüche das Wiedererlangen lang
konfisziert gewesener Agrarflächen. Zwei private Investoren des
nepotistischen Kreises um Ben Ali konnten vertrieben werden. Sie
hatten die landwirtschaftlichen Nutzflächen zu Spottpreisen vom alten
Regime gemietet, unter prekären Arbeitsbedingungen agrarindustriell
bewirtschaftet und dabei ungeheure Profite erzielt. Mittlerweile
werden die landwirtschaftlichen Flächen und natürlichen Ressourcen in
kollektiver Selbstverwaltung nachhaltig kultiviert und die erzielten
Profite dem Gemeinschaftswohl zur Verfügung gestellt. Hierfür
gründeten sie bereits 2011 die Organisation zum Schutz der Oasen
Jemnas (APJO). Sie wurde mit dem Agrarmanagement betraut, verwaltete
die Einnahmen aus den verkauften Früchten und realisierte
Entwicklungsprojekte für die Bevölkerung. Dabei werden etwa 300
Tunesier_innen (20 noch vor 2011) beschäftigt, die die Produktion
zwischen 2011 und 2014 verdoppeln konnten. Innerhalb von fünf Jahren
brachten die Bewohner Jemnas unter Federführung der APJO hierbei mehr
als eine halbe Millionen Euro an Gewinn ein, der wiederum in lokale
Projekte investiert wurden - bspw. in den Bau einer Markthalle, eines
Sportgeländes, von Unterrichtsräumen, in die Sanierung von Schulen und
in ein Ärztehaus, in den Erwerb eines Krankenwagens, in die
finanzielle Unterstützung lokaler Hilfsorganisationen und in
kulturelle Aktivitäten. Für neoliberale Kräfte und die
konterrevolutionäre Elite, die einer freien Marktideologie folgen,
sind sie ein Dorn im Auge, denn eine emanzipatorische Bewegung
gefährdet ihre gewinnorientierten Interessen und könnte einen
radikalen Wandel ins Rollen bringen. Außerdem verkörpert die
Organisation nicht nur den Widerstand gegenüber der Ausbeutung
natürlicher Ressourcen und der Umwelt, sondern bietet eine
funktionierende Alternative zum neoliberalen Kurs der Regierung und
der damit verbundenen strukturellen Ungerechtigkeit des
kapitalistischen Systems. Drohungen, falls ein Verkauf der Ernte
stattfinden würde, folgten. 2016 wurden Bankkonten der Organisation
eingefroren und tunesische Leitmedien stempelten die Bewohner_innen
und ihr Engagement als illegal ab. Zusätzlich versucht die Regierung
Jemna zu isolieren, indem sie den Diskurs von Landrechten hin zu
wirtschaftlichen Überlegungen wie Kosten-, Management- und
Kontrolleffizienz verschiebt. Dabei schweben ihr bspw. Ideen einer
Aktiengesellschaft vor - Aktienmehrheit erhielte dabei der Staat.
(vgl. Hamouchene 2017; Szakal 2016)


Fazit

Sich massiv verschlechternde Lebensbedingungen sind bekannte Probleme.
Der Ruf nach "Freiheit, Würde, Arbeit" bekannte Forderungen, aber ein
Einlenken ist nicht in Sicht. Der Mythos 'Sieger des Arabischen
Frühlings' lenkt von den Ursachen der Lage vor Ort ab. Letzten Endes
erreichte Tunesien nach dem Sturz Ben Alis nur einen formellen
Regierungswechsel. Der notwendige Wechsel des wirtschaftlichen Kurses
und der Regierungsweise, die aber auch Teil der Unruhen waren, blieben
jedoch aus. Die Mehrheit der Mitglieder der aktuellen Regierung, wie
auch aller vorherigen, ist in erster Linie darauf bedacht ihre
Machtposition zu halten und diese zu monopolisieren. Unterstützt wird
die wirtschaftliche und politische Elite dabei vornehmlich von
Mitgliedern der Wirtschaftsmächte (G7) und der EU, die ihrerseits
wirtschaftliche und politische Interessen in Tunesien und der Region
verfolgen. Sowohl in Tunesien als auch in den USA und EUropa halten
diese Eliten am Status quo fest und verteidigen weiterhin den
neoliberalen Kurs. Internationale Finanzinstitutionen binden Tunesien
für Refinanzierungskredite an eine strenge neoliberale wirtschaftliche
Entwicklung (Austeritätsmaßnahmen), die EU bietet finanzielle
Unterstützung und verlangt Freihandelsabkommen (Freihandelszone) und
insbesondere Deutschland bildet und rüstet den Sicherheitsapparat aus
(Ertüchtigungsinitiative), um indirekt Dissens innerhalb Tunesiens
gegen EUropäische wirtschafts- und migrationspolitische Interessen
unterdrücken zu können; die tunesische Regierung ist dabei, seinen
Polizeistaat 'wieder' aufzubauen und verabschiedet hierfür
'demokratiegefährdende' Gesetze (Repression of attacks against armed
forces). Es ist unwahrscheinlich, dass der Widerstand der tunesischen
Bevölkerung gegen den fortgeführten neoliberalen Kurs in naher Zukunft
abreißt. Beim Aufbegehren der tunesischen Bevölkerung ging es nicht
ausschließlich um das Erkämpfen politischer Rechte. Sie fordert
ökonomische Unabhängigkeit, Würde und soziale Gerechtigkeit ein und
Selbstbestimmung in Wirtschaft, Gesellschaft und Politik. Kooperativen
wie die APJO in Jemna sind Lichtpunkte auf diesem Weg, die es zu
unterstützen gilt, indem der Aufbau des gegen sie gerichteten
tunesischen Sicherheitssektors durch die Bundesrepublik und die EU
kritisiert und gestoppt werden muss.


Anmerkungen

[1] Ausführliche Informationen zu den Ertüchtigungsvorhaben der
Bundesregierung in Tunesien, finden sich in der IMI-Studie Nr. 9/2017.
Ertüchtigung Tunesiens: Gendarm Europas auf Kosten der
Demokratie?

[2] Wirtschaftliche Daten stammen aus folgendem Artikel: Ghilès, F.
(2018): Sept ans après le Printemps arabe, la Tunisie face à un avenir
in certain. Kapitalis 22.01.2018.

http://kapitalis.com/tunisie/2018/01/22/sept-ans-apres-printemps-arabe-tunisie-face-a-avenir-incertain/

[3] Es sieht u.a. eine Erhöhung der Mehrwertsteuer von 18 auf 19
Prozent und einen deutlichen Anstieg der Preise für Obst, Gemüse,
Heizöl, Benzin, Trinkwasser, Brot, Kaffee, alkoholische Getränke und
Internet vor.

[4] Machrouu Tounes bezeichnet sich selbst als eine nationalistisch,
linksliberale und progressive Partei und ist eine Abspaltung von Nidaa
Tounes.

[5] "Repression of attacks against armed forces"

[6] Statistische Daten von 2015: 58,63 Prozent durch Erhängen, 15,89
Prozent durch Selbstverbrennung

[7] u.a.: Klebstoff, Psychopharmaka, Subutex (synthetisches Opiat),
Cannabis, Kokain, Ecstasy
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vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 03/04 vom 1. Februar 2018

Unsere Antwort auf ihre Politik

von Siro Torresan



Zum 48. Mal trafen sich die Mächtigen dieser Welt am
Weltwirtschaftsforum Wef in den Schweizer Alpen. Im stillen Kämmerchen
wird besprochen, wie die Profite für Wenige weiter ins unermessliche
gesteigert werden können. Gegen diese Politik protestierten Tausende
in Bern und Zürich.


Endlich! Endlich gingen nach Jahren wieder mehrere tausend
Menschen gegen das Weltwirtschaftsforum (Wef) auf die Strasse. Zuerst
gut 1000 in Bern am 13. Januar, dann, zehn Tage später, über 4000 in
Zürich. Sicher, ausschlaggebend war der Besuch dieses Typen aus den
Vereinigten Staaten von Amerika, der bei seiner Ankunft den Flughafen
Zürich in Ausnahmezustand und die ganz Eidgenossenschaft in helle
Aufregung versetzte. "Ja, viele sind gegen Trump auf die Strasse",
meint auch Gavriel Pinson, Präsident der Partei der Arbeit der Schweiz
(PdAS), auf Anfrage des vorwärts. Der Genosse fügt aber auch
hinzu: "Trumps sexistische und rassistische Ansichten sind widerlich
und schon alleine deswegen muss man auf die Strasse. Doch der
US-amerikanische Präsident, und all seine Vorgänger übrigens auch,
steht für eine ganz bestimmte Politik, für das, was Rosa Luxemburg
Barbarei nannte! Und der Protest der Menschen auf der Strasse richtete
sich auch gegen diese kapitalistische Barbarei." Auf die Frage, wie
die Barbarei besiegt werden kann, antwortet Pinson: "Von grosser
Bedeutung ist der organisierte Widerstand in all seinen Formen. Die
Demonstrationen gegen das Wef sind eine dieser Formen. Aber es braucht
auch eine Perspektive mit einem Ziel, und das ist der Sozialismus."


Die Probe aufs Exempel

Aufgerufen zur Demo in der Limmatstadt hatte die Bewegung für den
Sozialismus (BFS). Der Aufruf wurde dann von weiteren Organisationen
und Parteien, darunter auch die PdA Zürich, unterstützt. Die BFS geht
in ihrer Stellungnahme nach der Demo vom 23. Januar auf die
grundsätzlichen politischen Aspekte und auf die Ziele dieses Typen aus
dem Weissen Haus in Washington ein: "Die politischen Ansichten und
Taten von Trump decken sich in den wichtigsten Dingen mit denjenigen
der anderen Teilnehmenden des Wef". Die BFS hält weiter fest. "So
stehen sowohl Trump als auch die anderen Staatschefs und sogenannten
'Global Leaders', die am Wef anwesend sind, für unhaltbar tiefe
Unternehmenssteuern, für eine Austeritätspolitik, welche die
Arbeits- und Lebensbedingungen der Lohnabhängigen weltweit
verschlechtert, sowie für eine kriegerische Aussenpolitik." Die Probe
aufs Exempel ist der massive militärische Angriff der Türkei,
Nato-Partner und mit einer hochrangigen Delegation am Wef eingeladen,
auf die kurdisch-syrische Region Efrîn. Die Gegenseite war nicht am
Treffen dabei. Das Wef will die guten FreundInnen am Bosporus eben
nicht verärgern. Folgerichtig kommt die BFS zum Schluss: "In diesem
Sinne richtete sich die heutige Demonstration nicht nur gegen Trump
und das, was er politisch verkörpert, sondern auch gegen die
politischen Ansichten der Teilnehmenden im Allgemeinen und das Wef an
sich."


Hermetisch abgeschottet

Mehr als 3000 "Global Leaders" waren vom 23. bis 26. Januar in Davos,
darunter 70 Staats- und Regierungschefs und Hunderte
Vorstandsvorsitzende globaler Konzerne. Das Stelldichein der Mächtigen
dieser Welt versteht sich als "Motor für internationale Arbeit", wie
es Wef-Präsident Børge Brende der "Deutschen Presse-Agentur"
erklärte. "Derzeit mangelt es an Kooperation und Verständnis. Und wenn
es mal Kooperationen gibt, dann nur zwischen Politikern oder nur
zwischen Wirtschaftsbossen. Das Wef kann diese unterschiedlichen
Akteure zusammenbringen", gab der ehemalige norwegische Aussenminister
weiter zu Protokoll. "Ohne persönliche Gespräche geht es nicht",
umriss er die Kernaufgabe der Veranstaltung. Das Treffen besteht
faktisch aus zwei Teilen: Einem öffentlichen mit nichtssagenden
Blabla-Debatten, die live am TV und auf unzähligen Internetplattformen
mitverfolgt werden konnten. Der zweite Teil findet im stillen
Kämmerchen statt, wo die Wirtschaftsbosse und PolitikerInnen, von der
Öffentlichkeit durch Polizei und Militär hermetisch abgeschottet, die
nächsten grossen Deals besprechen und die globalen politischen
Leitplanken festlegen.


Extreme Ungleichheit

Das Resultat und die Folgen dieser Politik veröffentlichte die
Oxfam-Studie mit dem Titel "Der Preis der Profite" wieder pünktlich,
wie schon seit Jahren, kurz vor Beginn des Wef. Zu lesen ist: "82
Prozent des globalen Vermögenswachstums gingen im letzten Jahr an das
reichste Prozent der Weltbevölkerung, während das Vermögen der ärmeren
Hälfte der Weltbevölkerung stagnierte. Diese extreme Ungleichheit hält
Menschen in Armut gefangen, zerstört den gesellschaftlichen
Zusammenhalt, ist ökonomisch kontraproduktiv und in der Konsequenz für
uns alle katastrophal." Sicher, die Studie enthüllt nichts Neues, wie
könnte sie auch, denn der Kapitalismus herrscht nicht erst seit
gestern. Doch gerade diese alten Fakten sollten der Motor des
Widerstands sein: Das reichste Prozent der Weltbevölkerung besitzt
über die Hälfte des globalen Vermögens - mehr als die übrigen 99
Prozent zusammengenommen. Im letzten Jahrzehnt wuchsen die Vermögen
der MilliardärInnen durchschnittlich jährlich um 13 Prozent, die Löhne
von ArbeiterInnen und Angestellten dagegen nur um 2 Prozent. 42
Personen verfügen über den gleichen Reichtum wie die ärmsten 3,7
Milliarden Menschen auf der Welt. Die grossen Gewinner sind vorrangig
Männer des globalen Nordens. Die Verliererinnen sind hauptsächlich
Frauen, insbesondere aus dem globalen Süden. Unsere Antwort kann daher
nur eine sein und sie heisst: ProletarierInnen aller Länder, vereinigt
euch!

 * 
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GEWERKSCHAFT/187: Deniz Yücel - ver.di fordert Maßnahmen gegen die türkische Regierung (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
13. Februar 2018

Deniz Yücel: ver.di fordert Maßnahmen gegen die türkische Regierung

Über 100 Journalistinnen und Journalisten grundlos im Gefängnis



Berlin - Ein Jahr nach der Inhaftierung des deutsch-türkischen Journalisten
und Welt-Korrespondenten Deniz Yücel hat die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) das Agieren der türkischen
Regierung als "Vorgehensweise eines Unrechtsstaats" bezeichnet.
Yücel sitzt seit dem 14. Februar 2017 im Hochsicherheitsgefängnis
Silivri in der Nähe von Istanbul und wird dort ohne jeden Beweis
einer Straftat festgehalten.

"Unser Kollege Deniz Yücel ist nur die Spitze des Eisbergs. In der
Türkei sitzen zurzeit mehr als 100 Journalisten und Journalistinnen
im Gefängnis, weil ihre Berichterstattung der Regierung nicht passt.
Seit Monaten warten sie auf eine Anklageschrift. Wir fragen uns, wie
lange die demokratischen Staaten diese brutale Vorgehensweise gegen
die Pressefreiheit dulden wollen", erklärte der stellvertretende
ver.di-Vorsitzende Frank Werneke. "Solange die türkische Regierung
Menschenrechte und die Pressefreiheit unterdrückt, müssen die
wirtschaftlichen Beziehungen eingefroren werden. Das ist die einzige
Sprache, die Recep Tayyip Erdogan und seine Helfershelfer verstehen",
so der ver.di-Vize.

Diplomatische Gespräche brächten seit einem Jahr "nicht den
notwendigen Erfolg". "Die zu Unrecht Inhaftierten können nicht bis
zum Sankt Nimmerleinstag in türkischen Gefängnissen warten. Da
braucht es jetzt mehr Druck", forderte Werneke.

ver.di beteiligt sich an den Protestaktionen zur Freilassung von
Deniz Yücel und kooperiert mit türkischen Journalistengewerkschaften,
um verfolgte Journalistinnen und Journalisten zu schützen und ihr
Schicksal öffentlich zu machen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 13.02.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
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MAGAZIN/839: WDR - Wolfgang Niedecken moderiert das WDR-Magazin "Mann tv" am 15.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

"Mann tv": Wolfgang Niedecken moderiert WDR-Magazin und präsentiert
exklusiven Song

Donnerstag, 15. Februar 2018, 22.10 bis 22.40 Uhr, WDR Fernsehen



Wolfgang Niedecken stand als BAP-Chef schon auf vielen Bühnen und vor
vielen Kameras. Am 15. Februar 2018 betritt der Musiker, Autor und
vierfache Familienvater Neuland: Er moderiert das WDR-Magazin "Mann
tv" (22.10 bis 22.40 Uhr im WDR Fernsehen und danach in der
Mediathek).

Für die Moderation hat sich Wolfgang Niedecken mit einem
außergewöhnlichen Video in der Redaktion beworben. Als
mittelalterlicher Troubadour verkleidet sang er sich vor der Kölner
Severinstorburg in die Herzen der Frauen und Männer. Eine großartige
Bewerbung für "Mann tv". Für den WDR hat er den BAP-Song 
"Ruut-wieß-blau querjestriefte Frau" exklusiv umgeschrieben - zu einem Loblied
auf die Frauen und auf "Frau tv".

Mann tv" rückt seit 2015 in loser Reihenfolge auf den Platz von "Frau
tv". Das Magazin beschäftigt sich mit Themen, die Männer bewegen. In
der sechsten Ausgabe von "Mann tv" geht es um Lebensträume, um
unerwartete Veränderungen und neue Pläne im Leben von Männern.
Wolfgang Niedecken erlebte durch einen Schlaganfall vor einigen Jahren
selbst einschneidende Veränderungen. Aber er war sich von Anfang an
sicher, "dass alles wieder gut wird" und hat sich neue Ziele gesetzt.
Genauso wie Werner Schlangen, der ganz neue Wege gegangen ist. Mit
über 50 wurde der kaufmännische Leiter eines Verlags arbeitslos. Er
sattelte um und wagte einen kompletten Neustart - als Puppenspieler.

Ein weiteres Thema in "Mann tv": Was passiert, wenn Lebenspläne
durcheinander geworfen werden? Johannes träumte von einem Haus voller
Kinder. Die richtige Frau dazu hat er gefunden. Aber der gemeinsame
Kinderwunsch bleibt unerfüllt. Wie geht er als Mann damit um?

Darüber hinaus geht es um ungewöhnliche Erlebnisse für Männer - zum
Beispiel um eine Nacht im Spielzeugladen. Für 54 Männer wird dieser
Traum wahr. Alfred Westhöfer veranstaltet in seinem Laden in der
Bonner Innenstadt nach Geschäftsschluss Männerabende. Er schickt die
Teilnehmer durch einen Parcours mit 14 Stationen. Am Kicker, der
Rennbahn, mit Dartpfeilen und Legosteinen kämpfen sie um Medaillen und
dürfen nochmal Kind sein.

 * 
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REPORTAGE/482: WDR - Wenn aus Liebe Hass wird, 15.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Wenn aus Liebe Hass wird

Vanessas Leben nach dem Säureattentat

Ein Film von Masiar Haschemizadeh und Jennifer Kopka

Menschen hautnah

15.02.2018, 22.40 - 23.25 Uhr | WDR Fernsehen



Vanessa ist wunderschön, hat einen Job und steht mitten im Leben, als
sie im Februar 2016 früh morgens mit ihrem Hund spazieren gehen will.
Dann passiert es: Der Ex-Freund lauert ihr vor der Wohnung auf und
schüttet ihr hochprozentige Schwefelsäure ins Gesicht. Einen Tag
vorher hatte die damals 26-Jährige mit ihm Schluss gemacht. Die Säure
frisst sich sofort in ihre Haut. Ex-Freund Daniel F. gibt zu: "Ich
wollte sie hässlich machen". Vanessa wird nun nie wieder so aussehen
wie früher. Das halbe Gesicht ist weggeätzt, das linke Ohr zur Hälfte
von der Säure aufgelöst, auf einem Auge ist sie blind.

Seit dem Anschlag versucht die 28-Jährige ins Leben zurückzukehren.
Doch der Täter macht es ihr schwer. Er sitzt zwar seit der
Säureattacke hinter Gittern, ist aber trotzdem ständig präsent. Immer
wieder schreibt er Vanessa aus dem Gefängnis Briefe, handgeschrieben.
Sie liest jeden einzelnen. "Ich kann nicht anders", sagt Vanessa, die
seit dem Anschlag ständig auf der Suche nach dem "Warum" ist und sich
durch die Briefe Antworten erhofft. Das Attentat hat sich auch in
Vanessas Seele gefressen.

Der gelernten Kosmetikerin Vanessa war ihr Äußeres immer wichtig. Ihr
Ex-Freund wusste das. Zwölf Jahre muss er ins Gefängnis. Genauso lange
wird Vanessa mit weiteren OPs und Behandlungen zu kämpfen haben,
schätzen ihre Ärzte. Gegenüber 'Menschen hautnah' hat sich Täter
Daniel F. ausführlich geäußert. In mehreren Briefen beantwortet er die
Fragen unserer Reporter nach den Gründen seiner Tat. Spürt er Reue?

Ein Jahr lang begleitet unser Kamerateam die 28-Jährige auf dem Weg
in ein neues Leben. Anfangs überwiegen noch Schmerzen, Trauer und Wut,
doch Vanessa blickt nach vorne. Sie erfährt viel Unterstützung aus
ganz Deutschland. Unter anderem von Alessandra aus Hövelhof bei
Paderborn - auch sie ist Opfer eines Säure-Anschlags.

Der Film zeigt eine starke, junge Frau, die sich zurück ins Leben
kämpft. Eine Frau, die für immer entstellt bleibt und trotzdem
selbstbewusst durchs Leben geht.

Eine Frau, die mit ihrer Geschichte auch anderen betroffenen Frauen
Mut machen will.

 Redaktion: Jessica Briegmann

 * 

Quelle:

Programmtip vom 10. Februar 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





LESUNG/828: 1LIVE - "Blutgruppe 0" von George Watsky, 15.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Blutgruppe 0

von George Watsky

Regie: Susanne Krings

Produktion: WDR 2018

1LIVE Shortstory

Donnerstag, 15.02.2018, 23.00 - 24.00 Uhr, 1LIVE



Drei Freunde nach dem Highschool-Abschluss auf Rucksacktour durch
Europa: Zehn Länder, drei Wochen, tausende von geschlechtsreifen
europäischen Mädchen. Da muss doch was gehen!

Der traditionelle Stierlauf in Pamplona ist der perfekte Ort für echte
Männer. Doch das Event stellt sich als purer Exzess heraus. Rülpsende,
wogende Menschenmassen machen die Party-Pläne der Freunde zunichte,
Tim landet im Krankenhaus. Flip-Flops waren wohl doch nicht das
geeignete Schuhwerk für diese Aktion! Beim Abschiedsessen in Paris
taucht die mehrfach geschiedene Lady Brett mit ihren Silikonbrüsten
als fleischgewordene Versuchung auf, die selbst den überzeugten
Vegetarier ins Schwanken bringt - oder liegt es an den Unmengen
Portwein? Letztlich läuft alles auf die eine Frage hinaus: Wann ist
ein Mann überhaupt ein Mann?

George Watsky, 1986 in San Francisco geboren, ist Rapper, Schauspieler
und preisgekrönter Poetry Slammer. Sein Geschichtenband "Wie man es
vermasselt" ist sein Prosa-Debüt.

"Blutgruppe 0" ist erschienen im Erzählband "Wie man es vermasselt"
von George Watsky (Diogenes Verlag).

Redaktion: Natalie Szallies

 * 
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MUSIK/2480: Deutschlandfunk - Der Pianist Pablo Held und sein Projekt Glow II, 15.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Schimmern, Glühen, Explodieren

Der Pianist Pablo Held und sein Projekt Glow II

Von Odilo Clausnitzer

JazzFacts

Donnerstag, 15. Februar 2018, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Der Kölner Pablo Held ist einer der meistgelobten Jazzpianisten der
Gegenwart. Mit seinen langjährigen Partnern Robert Landfermann (Bass)
und Jonas Burgwinkel (Schlagzeug) hat er international Maßstäbe in
Sachen kommunikatives Triospiel gesetzt. Pablo Helds auf CD
erschienenes Großprojekt "Glow II" versammelt zwei Live-Aufnahmen in
Septettbesetzung und vier Nonetteinspielungen aus dem Deutschlandfunk
Kammermusiksaal. Wieder hatte Held dafür um den Kern seines Trios
herum befreundete Lieblingsmusiker versammelt. "Glow II" ist gedacht
als eine Band, die wie ein Organismus agieren kann. Das Ergebnis: eine
aufregende, farbenreiche, halb impressionistische, halb wild
expressive Ensemblemusik.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio
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MUSIK/2479: Deutschlandfunk Kultur - "Schwanengesang" von Heinrich Schütz, 15.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Heinrich Schütz

"Schwanengesang"

Der 119. Psalm (Auszüge)

Dresdner Kammerchor

Leitung: Hans-Christoph Rademann

Chormusik

Donnerstag, 15. Februar 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk
Kultur



Heinrich Schütz beendete 1671 im Alter von 86 Jahren sein
kompositorisches Schaffen mit der monumentalen Vertonung des 119.
Psalms, ergänzt um die Vertonung des 100. Psalms sowie die eines
deutschen Magnificat. Diese als "Schwanengesang" bekannte Werkgruppe
ist ein sehr persönliches musikalisches Bekenntnis. Einmal mehr wirkt
Schütz hier als Ausdeuter des Wortes. Diese Aufnahme ist der 16. Teil
der Schütz-Gesamteinspielung mit dem Dresdner Kammerchor und
Hans-Christoph Rademann bei Carus.

 * 

Quelle:
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MUSIK/2478: WDR 3/WDR 4 - Musikalische Reise durch die norwegischen Fjorde, 15.2.+8.4.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Norwegische Geigenwelten

Musikalische Reise durch die Fjorde

mit Tamina Kallert und dem WDR Funkhausorchester

WDR 3, "Das Konzert", 15.02.2018, 20.04 - 22.00 Uhr

WDR 4, "Klassik populär", 08.04.2018, 19.04 - 21.00 Uhr



Tiefe Fjorde, zerklüftete Berge - und praktisch jeder Fels könnte ein
versteinerter Troll sein. "Wunderschön"-Moderatorin Tamina Kallert
erzählt Mythen und Geschichten, die sie auf ihren Reisen in Norwegen
und auf Island erfahren hat.

Das WDR Funkhausorchester begleitet die Reise mit den passenden
Melodien von Edvard Grieg, Ole Bull und Geirr Tveitt.

Musikalische Reisebegleiterin ist außerdem die Geigerin Ragnhild
Hemsing, die mit ihrer Hardangerfiedel die Volksmusik ihrer
skandinavischen Heimat aufleben lässt.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 10. Januar 2018
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ALTERNATIVMEDIZIN/247: Koalitionsvereinbarung birgt Chancen für die Osteopathie (VOD)


Verband der Osteopathen Deutschland - 9. Februar 2018

Koalitionsvereinbarung birgt Chancen für die Osteopathie - 

Neuordnung der Gesundheitsberufe nutzen, um Osteopathie berufsgesetzlich zu regeln



Wiesbaden. "Wir haben das Ergebnis der Koalitionsverhandlungen mit
Spannung erwartet. Die darin enthaltenen Aussagen zu den
Gesundheitsberufen sehen wir als gute Diskussionsgrundlage, um in der
begonnenen Wahlperiode die berufsgesetzliche Regelung der Osteopathie
seriös diskutieren und zu einer zukunftsfähigen Lösung bringen zu
können", teilt die Vorsitzende des Verbandes der Osteopathen (VOD)
e.V. Prof. Marina Fuhrmann mit.

Angesichts von inzwischen rund 10.000 hochqualifizierten Osteopathen,
die einen wichtigen Beitrag zur Gesundheitsversorgung in Deutschland
leisten, begrüße man das Vorhaben, für die zukünftigen
Herausforderungen des Gesundheitswesens die Gesundheitsberufe neu
justieren und auch den Gesundheitsfachberufen mehr Verantwortung
übertragen zu wollen.

Mit Interesse sehe man auch die Ankündigung, im Sinne einer
verstärkten Patientensicherheit das Spektrum der heilpraktischen
Behandlungen überprüfen zu wollen.

Der VOD unterstreicht vor diesem Hintergrund seine Forderung nach
einem Höchstmaß an Patientensicherheit. Diese sei für die Osteopathie
dauerhaft nicht mit dem Provisorium des Heilpraktikers
sicherzustellen. Hierfür bestehe die Notwendigkeit einer
berufsgesetzlichen Regelung der Osteopathie mit einer bundesweit
vereinheitlichen Osteopathieausbildung bzw. eines -studiums,
berufsqualifizierenden Prüfung und Legalisierung der Berufsbezeichnung
des Osteopathen und der Osteopathin.

Der Koalitionsvertrag im Original - die Aussagen zu den Gesundheitsberufen
finden Sie ab Seite 100: 

http://www.spiegel.de/media/media-42518.pdf


Hintergrund:

Osteopathie ist eine eigenständige Form der Medizin, die dem Erkennen
und Behandeln von Funktionsstörungen dient. Die osteopathische
Diagnose und Behandlung erfolgt ausschließlich mit den Händen. Der
Patient wird in seiner Gesamtheit betrachtet. Osteopathie ist bei
vielen Krankheiten sinnvoll und behandelt vorbeugend.

Der VOD wurde 1994 in Wiesbaden gegründet und hat mehr als 4300
Mitglieder. Der älteste und mitgliederstärkste Berufsverband
Deutschlands verfolgt im Wesentlichen folgende Ziele: Die Etablierung
des eigenständigen Berufs des Osteopathen auf qualitativ höchstem
Niveau, sachliche und neutrale Aufklärung über Osteopathie und
Qualitätssicherung im Interesse der Patienten. Darüber hinaus
vermittelt der VOD hoch qualifizierte Osteopathen.

 * 

Quelle:

Verband der Osteopathen Deutschland e.V.

Pressemitteilung vom 9. Februar 2018

Untere Albrechtstraße 15, 65185 Wiesbaden

Telefon: 0 611 / 5808975 - 0

E-Mail: info@osteopathie.de

Internet: www.osteopathie.de
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NEUROLOGIE/943: Teilung von Stammzellen erstmals im Gehirn mitverfolgt (idw)


Universität Zürich - 08.02.2018

Teilung von Stammzellen erstmals im Gehirn mitverfolgt

Zum ersten Mal konnten Wissenschaftler der Universität Zürich über Monate
beobachten, wie sich Stammzellen im erwachsenen Gehirn teilen und neue
Nervenzellen heranwachsen. Ihre Studie liefert damit neue Einsichten in der
Stammzellforschung.



Lange ging die Neurowissenschaft davon aus, dass sich Nervenzellen nur
während der embryonalen Entwicklung bilden. Allerdings weiss man heute,
dass Stammzellen auch im menschlichen Gehirn über die gesamte Lebensspanne
neue Nervenzellen generieren können. Dies geschieht unter anderem im
Hippokampus, einem Hirnareal, das für viele Arten von Lernen unabdingbar
ist und filtert, welche Informationen im Gedächtnis bleiben und welche
vergessen gehen.

Ein Fenster in das Gehirn

In einer in Science publizierten Studie konnte das Labor von Sebastian
Jessberger, Professor am Institut für Hirnforschung der Universität
Zürich, zum ersten Mal die Teilung von Stammzellen und Neubildung von
Nervenzellen direkt im Hippokampus von erwachsenen Mäusen beobachten. Die
Forschenden, angeführt von Postdoc Gregor Pilz und der Doktorandin Sara
Bottes, benutzten modernste Mikroskopie und genetische Markierung von
Stammzellen, um die Teilung und die Ausreifung von neugeborenen
Nervenzellen über Monate hinweg mitzuverfolgen. So konnten sie zum
Beispiel zeigen, dass sich die meisten Stammzellen nur wenige Male teilen,
bevor sie sich in Nervenzellen differenzieren. Dies könnte eine Erklärung
dafür sein, warum sich die Anzahl neugebildeter Nervenzellen im Alter
dramatisch verringert.

"In der Vergangenheit schien es technisch unmöglich, einzelne Stammzellen
über lange Zeit direkt im Gehirn zu beobachten, da der Hippocampus tief im
Gehirn liegt", sagt Jessberger. Er fügt an, dass der Durchbruch mit dieser
Studie nur durch die enge interdisziplinäre Zusammenarbeit mehrerer Teams
möglich wurde. "Wir hatten grosses Glück, dass zahlreiche Forschende wie
Fritjof Helmchen vom Institut für Hirnforschung sowie David Jörg und
Benjamin Simons von der Universität Cambridge ihre Expertisen einbrachten
- vor allem in Bildgebung und theoretischer Stammzellmodellierung." Diese
Zusammenarbeit habe es ermöglicht, die Daten zu erheben und auch zu
verstehen.

Stammzellen als therapeutisches Ziel für Hirnerkrankungen

Die nun publizierte Studie beantwortet seit langem bestehende Fragen in
der Stammzellenforschung. Gleichzeitig betonen die Wissenschaftler, dass
die vorliegende Studie nur der Beginn von weiterführenden Experimenten
sei, um die Neubildung von Nervenzellen in all ihren Details zu verstehen.
"Wir haben die Hoffnung, in Zukunft Stammzellen zur Reparatur des Gehirns
nutzen zu können - zum Beispiel in Therapien für Erkrankungen wie
kognitives Altern, Parkinson, Alzheimer oder bei Depressionen", fasst
Jessberger zusammen.

Andere an der Studie beteiligte Wissenschaftler waren Marion Betizeau und
Stefano Carta vom Institut für Hirnforschung der UZH.


Literatur:

Gregor-Alexander Pilz, Sara Bottes, Marion Betizeau, David J. Jörg,
Stefano Carta, Benjamin D. Simons, Fritjof Helmchen, Sebastian Jessberger.
Live imaging of neurogenesis in the adult mouse hippocampus. Science. 9
February 2018. DOI: 10.1126/science.aao5056.

Förderung des Projekts

Die Forschungsarbeit wurde unterstützt vom European Research Council, dem
Schweizerischen Nationalfonds, der Dr. Eric Slack-Gyr Stiftung, der
European Molecular Biology Organization, dem Wellcome Trust, und dem
Zentrum für Neurowissenschaften Zürich.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.media.uzh.ch/de.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution94

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Zürich, Melanie Nyfeler, 08.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NACHSORGE/083: Reha-Konzepte neu denken (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 1/2018

Reha

Konzepte neu denken

von Horst Kreussler



Reha-Symposium in Lübeck. Neue Ansätze sollen die medizinische
Rehabilitation voranbringen.


Es ist kein Geheimnis, dass die medizinische Rehabilitation seit
längerer Zeit nicht nur Wertschätzung genießt, sondern auch mit
Problemen zu kämpfen hat. Patienten verstehen nicht immer die
Sinnhaftigkeit der Maßnahmen für ihre persönliche Situation,
Reha-Einrichtungen sind nicht immer quantitativ und qualitativ optimal
besetzt und behandeln nicht immer individuell genug, Kostenträger
hinterfragen den Langzeitnutzen.

Dieses Szenario ruft geradezu nach erklärender und unterstützender
Forschung. Und genau hier ist der norddeutsche "vffr" (Verein zur
Förderung der Rehabilitationsforschung in Hamburg,
Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein e.V.) schon vor rund 20
Jahren aktiv geworden. Immer neue Verbesserungsvorschläge kamen in den
vergangenen Jahren auf den Tisch. Das letzte (9.) Symposium in Lübeck
von vffr, Deutscher Rentenversicherung Nord und Universität zu Lübeck
nahm den wichtigsten Partner, den Patienten bzw. Rehabilitanden,
besonders in den Blick: "Rehabilitation neu denken - Rehabilitation
soll Teilhabechancen verbessern ...", so begann der Einladungstext.

Prof. Matthias Bethge vom Institut für Sozialmedizin und Epidemiologie
der Universität zu Lübeck, der das Symposium wissenschaftlich leitete,
fragte zu Beginn der Veranstaltung: "Muss das Konzept der
Rehabilitation möglicherweise ganz neu gedacht werden? Muss der Zugang
zur Reha kritisch reflektiert und müssen nicht neue Möglichkeiten
einer umfassenden Nachsorge geschaffen werden?"

Die Referate aus den Bereichen Forschung und Reha-Praxis untermauerten
diese Kernfragen und lieferten vielfach erste Ansätze. So zeigte sich
im ersten Themenblock "Information durch Netz und Peers", dass
webbasierte Information und Bedarfstests grundsätzlich hilfreich sein
können, um bisher nicht versorgte Reha-Bedürftige zu erreichen.

In einer Studie des gastgebenden Instituts (Katja Spanier et al.,
"Promoting Access to Rehabilitation") wurden vier Module angeboten:
Bedarfstest, Erfahrungsberichte, Information zur Rehabilitation und
Hilfen zur Antragstellung. Allerdings konnten "trotz der sehr
positiven Rückmeldungen" noch keine höheren Antragszahlen festgestellt
werden gegenüber Personen, die ein derartiges Angebot nicht bekommen
hatten. Eine alleinige bessere Verfügbarkeit von (webbasierten)
Informationen sei hier offenbar nicht handlungsrelevant,
schlussfolgerten die Autoren. Wichtig könnte vielmehr die Empfehlung
von Personen aus dem nahen Umfeld sein, hier wurden insbesondere der
Hausarzt und der Betriebsarzt genannt.

Die aktuelle Frage, ob und welche Zugangsschranken speziell für
Migranten bestehen, untersuchte Daniel Nowik von der Medizinischen
Hochschule Hannover. Er stellte personenbezogene, systembezogene,
migrationsunspezifische und -spezifische Hindernisse vor, die durch
"gezielte, kultursensible Informationsangebote" abgebaut werden
könnten.

Ein anderer Zugangsbereich, der noch verbesserungsfähig wäre, betrifft
Betriebe und Betriebsärzte. Während Praktiker aus den Bereichen
Stadtreinigung und Post betriebliche Probleme darlegten, stellte Elke
Peters vom gastgebenden Institut eine Querschnittsstudie zur
betriebsärztlichen Wirksamkeit in Schleswig-Holstein und
Baden-Württemberg vor. Sie kam zu dem klaren, wenn auch nicht
überraschenden Ergebnis, dass Betriebsärzte unter folgenden günstigen
Umständen die Mitarbeiter stärker zur Reha motivieren:


	guter Informationsstand der Betriebsärzte,

	Bewusstsein einer rehabilitativen Funktion und

	Einbindung in das betriebliche Eingliederungsmanagement.



Eine weitere Herausforderung für Reha-Akteure könnte mit dem Stichwort
patientenorientiertes Fallmanagement bezeichnet werden. Dazu sagte
Bethge: "Rehabilitation als Strategie zu verstehen bedeutet auch, dass
der Begriff Rehabilitation ein Dach für sehr vielfältige Instrumente
und Interventionen bedeutet." Dazu gehörten die medizinische
Rehabilitation, aber auch Qualifizierungsleistungen,
Eingliederungszuschüsse, Arbeitsplatzanpassung, die stufenweise
Wiedereingliederung oder das betriebliche Eingliederungsmanagement.

Wie ein koordinierendes Management dieser einzelnen Bausteine
funktionieren kann, zeigten neben Referenten von der Universität Ulm
aus der Praxis insbesondere Dr. Silke Kleinschmidt von der
Curtius-Klinik Malente sowie Referenten von der kooperierenden Brücke
Schleswig-Holstein gGmbH: "Für 80 Patienten der Klinik konnte in
diesem Jahr eine individuelle sozialtherapeutische Anschlussbegleitung
erfolgreich umgesetzt werden." Das Modellprojekt über zwölf Wochen
"FÜR Arbeit" (Fallmanagement im Übergang psychosomatischer Reha und
Arbeit) läuft seit Februar 2017 im Auftrag der DRV Nord an der
Curtius-Klinik und an der Fachklinik in Aukrug.

Ebenfalls aus unserem Bundesland zeigten die letzten Referate zur
Thematik Rehabilitation und Pflege, dass ein frühzeitiger Beginn der
Rehabilitation eine Pflegebedürftigkeit abwenden oder hinauszögern
kann. Das gilt allgemein in der Geriatrie und auch speziell nach dem
wohl einzigartigen Ratzeburger Modell (Ameos Alzheimer-Therapiezentrum
Ratzeburg) bei Demenzpatienten mit ihren pflegenden Angehörigen, so
Chefarzt Synan Al-Hashimy. Hier stellte die Reha-Forscherin Dr. Ruth
Deck aus Lübeck eine Evaluation vor, die den zweiten Preis des
erstmals ausgelobten Posterpreiswettbewerbs gewann - neben dem ersten
Preis zur Schlaganfall-Rehabilitation, den sie ebenfalls gewann.

Als Fazit aus Sicht des Berichterstatters ließe sich sagen, dass auf
der einen Seite mit neuen Mitteln noch ungedeckte Reha-Nachfrage
erkannt und geweckt werden kann. Sicher sollte eine "proaktive" oder
"abholende" Reha nicht künstlich und unnötig Bedarf stimulieren.

Doch liegt hier eine klare Aufgabe, wenn man die Datenlage bedenkt,
die kürzlich im Deutschen Ärzteblatt Nr.45/2017 angesprochen wurde:
Von den geschätzt fast zwei Millionen psychisch auffälligen und
rehafähigen Kindern und Jugendlichen in Deutschland nahmen rund 50.000
teil, also nur etwa drei Prozent. Auf der anderen Seite, der
Angebotsseite, gilt es vor allem die Leistungsfähigkeit und
Attraktivität des Reha-Sektors zu steigern.


vffr

1994 wurde bundesweit der erste regionale "Verein zur Förderung der
Rehabilitationsforschung in Schleswig-Holstein e. V.", kurz "vffr"
gegründet. Mit ihm sollten regional die Voraussetzungen gezielter und
kontinuierlicher Forschungsförderung geschaffen werden.

Die Schaffung der DRV Nord im Jahr 2005 ermöglichte die Erweiterung
der Förderaktivitäten auf die Bundesländer Hamburg und
Mecklenburg-Vorpommern.

Aufgrund geänderter Rahmenbedingungen hat sich der Verein seit 2016
mit dem Schwerpunkt der praxisorientierten Rehabilitationsforschung
neu etabliert.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 1/2018 im
Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2018/201801/h18014a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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STELLUNGNAHME/158: Gesundheitsökonomisches Statement zum vorläufigen Koalitionsvertrag (idw)


Hochschule Fresenius - 08.02.2018

Gesundheitsökonomisches Statement zum vorläufigen Koalitionsvertrag: "Wer
soll das bezahlen?"



Der vorläufige Koalitionsvertrag setzt einen Schwerpunkt im Bereich
Gesundheit und Pflege. Doch wie realistisch sind die Ziele und Forderungen
der Politiker? Prof. Dr. Andreas Beivers, Gesundheitsökonom an der
Hochschule Fresenius in München, Fachbereich Wirtschaft & Medien, äußert
sich zu den Ergebnissen.

Das Kapitel vier des vorläufigen Koalitionsvertrages "Gesundheit und
Pflege" umfasst ein Volumen von acht Seiten und zeigt damit die große
Bedeutung des Gesundheitswesens für die zu bildende Große Koalition
auf.

Das Kapitel unterteilt sich in neun Themenkomplexe, in denen die
Koalitionäre ihre Visionen und Reformpläne skizzieren.

Die Ergebnisse verdeutlichen, dass sich die Partner schwertaten, wirklich neue
Themen anzugehen. Daher wurden viele, aus der vergangenen Legislatur noch offene
Punkte, weiter vertieft und teilweise konkretisiert. An vielen Stellen bleiben
die Aussagen jedoch sehr vage. Da sich die SPD bei der Bürgerversicherung
anscheinend nicht durchsetzen konnte, wurden an anderer Stelle Themen wie
beispielsweise die Ausbildung, Finanzierung und Sicherstellung der Pflege sehr
ausführlich bearbeitet. Auch die Wiederaufnahme der paritätischen Finanzierung
der Krankenversicherungen ist anzumerken.

Selbst wenn dies für einzelne Akteure im Gesundheitswesen positive Nachrichten
sind, bleibt die Frage der nachhaltigen Finanzierung gänzlich offen. Dies sollte
jedoch angesichts der Nachhaltigkeit und der Generationengerechtigkeit kritisch
diskutiert werden. Der Eingriff in das Fallpauschalensystem scheint ein
ordnungspolitischer Irrweg zu sein. Ob es zu einer Kernforderung der SPD - einer
Harmonisierung der Gebührenordnungen - kommt, bleibt offen. Hier werden, wie an
vielen Stellen, zunächst Arbeitsgruppen, Ausschüsse und Expertenzirkel ihre
Arbeit aufnehmen müssen: Ausgang unklar.


Den ausführlichen Kommentar gibt es auf adhibeo.de, dem Wissenschaftsblog
der Hochschule Fresenius:

http://bit.ly/2BNxGfK

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hs-fresenius.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule Fresenius, Melanie Hahn, 08.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DEMENZ/344: Interview - Wieso ist das Schlafen in Pflegeheimen ein Problem? (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 4/17

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Interview

Normalität muss das Ziel sein

Astrid Lärm sprach mit Claus Appasamy



In Pflegheimen wird meist nach einem traditionellen
Drei-Schicht-Modell gearbeitet, das den Tagesablauf bestimmt. Darin
bleibt wenig Raum für einen individuellen Schlafrhythmus. Vor allem
für Menschen mit Demenz ist das schlecht, meint Claus Appasamy. Er
berät Einrichtungen bei der Umstellung ihrer Arbeitszeitmodelle.

Alzheimer Info: Wieso ist das Schlafen in Pflegeheimen ein Problem? 

Claus Appasamy: Schlafgewohnheiten sind sehr verschieden. Wann
und wie lange ein Mensch schlafen möchte, ist individuell
unterschiedlich. Außerdem wird der Schlaf im Alter kürzer und weniger
tief. In Pflegeheimen ist oft kein Platz für diese individuellen
Schlafgewohnheiten.

In den meisten Heimen beginnt der Tag um 6.30 Uhr, nach dem Wechsel
vom Nachtdienst zum Frühdienst. Der Tag endet kurz vor Dienstbeginn
des Nachtdienstes, also etwa um 20 Uhr. Je nach Organisation des
Spätdienstes kann es passieren, dass die ersten Bewohnerinnen und
Bewohner gleich nach dem Abendbrot um 18.30 Uhr ins Bett gebracht
werden. Viele wünschen dies auch so, weil es nach dem Abendbrot in der
Einrichtung ohnehin langweilig ist. Die meisten Betreuungsangebote
gibt es am Vormittag und am Nachmittag.

Warum ist das für Menschen mit Demenz schlecht?

Besonders Menschen mit Demenz sind darauf angewiesen, dass ihre
Lebensgewohnheiten beachtet werden. Um sich wohlzufühlen, brauchen sie
einen Tagesablauf, der für sie normal ist. Der typische Tag im
Pflegeheim passt aber nicht zu den Bedürfnissen von Nachtmenschen, die
gern später schlafen gehen. Außerdem passt die lange Nachtruhe nicht
zu dem im Alter verringerten Schlafbedürfnis. Kaum ein älterer Mensch
möchte zehn oder zwölf Stunden im Bett liegen. Das führt dazu, dass
viele Bewohnerinnen und Bewohner nachts wach werden. Menschen mit
Demenz werden dann oft unruhig und geistern in der Einrichtung umher.
Die Pflegekräfte im Nachtdienst geraten unter Druck, weil sie gar
nicht die Zeit haben, mehrere Bewohner gleichzeitig zu betreuen. In
manchen Einrichtungen wird dann zu Schlafmitteln gegriffen. Mit einem
normalen Tagesablauf hat das alles nichts zu tun.

Worauf können Angehörige achten?

Angehörige sollten darauf achten, ob es in einer Einrichtung auch
abends und am Wochenende Betreuungsangebote gibt, und danach fragen.
Außerdem ist es sehr aufschlussreich, wann es Abendessen gibt. In
vielen Einrichtungen ist die Personalnot so groß, dass das Abendessen
bereits um 17.30 Uhr beginnt, auch wenn auf dem Plan etwas anderes
steht. Aber nur so schafft es der Spätdienst, alle Bewohner bis zur
Übergabe ins Bett zu bringen. Auch die Besetzung am Wochenende ist
wichtig. Wenn Angehörige sehen, dass am Wochenende noch weniger
Personal da ist, sollten sie hellhörig werden.

Der Personalmangel in der Pflege verschärft dieses Problem. Wie
groß ist da überhaupt der Spielraum für einzelne Pflegeheime?

Bei der Arbeitsorganisation haben Pflegeeinrichtungen viel
Gestaltungsspielraum und ich denke, den sollten sie nutzen - nicht
zuletzt um ihren Mitarbeitenden attraktivere Arbeitsbedingungen zu
bieten. Dazu gehören verlässliche Dienstpläne und flexiblere
Arbeitszeitmodelle.

Was genau können Pflegeheime tun?

Pflegeheime sollten ihre Dienste und ihre Arbeitsabläufe grundlegend
ändern. Es gibt kein Gesetz, das es vorschreibt, die Arbeit im
Pflegeheim auf die gewohnte Art zu organisieren. Diese Tradition
stammt letztlich aus den Krankenhäusern.

Es gibt sehr viele Wege, daran etwas zu ändern. Man kann zum Beispiel
den Frühdienst um 7.30 Uhr starten. Das verschiebt des gesamten Tag
eine Stunde nach hinten. Man kann aber auch zusätzlich zu den normalen
Schichten sogenannte lange Dienste einführen: Manche Mitarbeitenden
arbeiten dann zwölf Stunden am Stück, inklusive zwei Stunden Pause.
Das bringt mehr Kontinuität für die Bewohnerinnen und Bewohner, weil
die Gesichter nicht so häufig wechseln. Es gibt viele Möglichkeiten.
Das Ziel dabei sollte die größtmögliche Normalität für die
Bewohnerinnen und Bewohner sein.

Wir danken für das Gespräch!



Claus Appasamy ist Krankenpfleger, Mitarbeiter der Bremischen
Wohn- und Betreuungsaufsicht, freiberuflicher Organisationsberater und
2. Vorsitzender der Deutschen Expertengruppe Dementenbetreuung e.V.

Das Interview führte Astrid Lärm, DAlzG

Internet:

www.3tueren.de

www.demenz-ded.de

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 4/17, S. 7

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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DIABETES/1998: Koalitionsvertrag stärkt Diabetesversorgung und Prävention in Deutschland (idw)


Deutsche Diabetes Gesellschaft - 08.02.2018

Koalitionsvertrag stärkt Diabetesversorgung und Prävention in Deutschland



Deutsche Diabetes Gesellschaft und diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe
begrüßen die lange überfällige Vereinbarung von CDU/CSU und SPD im
Koalitionsvertrag, die Diabetesversorgung in Deutschland künftig
strukturiert zu verbessern: "Das ist ein entscheidender Durchbruch - und
eine neue Dynamik auch für die Diabetologie in Deutschland!", so Professor
Dirk Müller-Wieland, Präsident der DDG. "Wir kämpfen nun schon so viele
Jahre für die Umsetzung eines Nationalen Diabetesplans und bewerten die
Ankündigung einer Nationalen Diabetes-Strategie im jetzigen Entwurf des
Koalitionsvertrages als ersten Schritt positiv", sagt Dr. med. Jens
Kröger, Vorstandsvorsitzender von diabetesDE.

"Die DDG begrüßt ausdrücklich, dass der Bund die Gesundheitsforschung
ausbauen wird, Vorreiter bei der Einführung digitaler Innovationen im
Gesundheitswesen werden möchte und eine Roadmap zur Entwicklung und
Umsetzung innovativer E-Health-Lösungen erstellen wird", sagt Müller-Wieland.
Auch der Plan, den Ausbau der Deutschen Zentren für Gesundheitsforschung zur
Translation von Forschungsergebnissen mit Hochdruck voranzubringen, decke sich
mit den Forderungen der Diabetesexperten.

"Ganz zentral erscheint uns das Bekenntnis: 'Das Patientenwohl ist der
entscheidende Maßstab für gesundheitspolitische Entscheidungen'", so
Kröger. Dieses Leitbild der Patientenorientierung müsse dazu führen, dass
Innovationen, die die Lebensqualität der Patienten mit Diabetes
verbessern, viel schneller in die Erstattung kommen als das beispielsweise
bei der kontinuierlichen Glukosemessung (CGM) der Fall war. "Wenn die
Belange der Menschen mit Diabetes und ihrer Angehörigen zukünftig besser
berücksichtigt werden, verbessert sich auch das Management der Erkrankung
entscheidend", betont Kröger.

Mit der Ankündigung, die DMP-Programme weiterzuentwickeln, die
Zusammenarbeit und Vernetzung im Gesundheitswesen weiter auszubauen und zu
stärken sowie eine sektorenübergreifende Versorgung "nachhaltig
einzuleiten", nehmen die Koalitionäre weitere wichtige Barrieren für mehr
Versorgungsqualität in Angriff, so die Einschätzung beider Organisationen.
Ebenso bewerten sie die Ausrichtung von Behandlungsverläufen am
medizinisch-pflegerischen Bedarf der Patientinnen und Patienten sowie die
geplante Fortsetzung der Qualitätsoffensive für Krankenhäuser positiv:
"Dass Zentren interdisziplinäre Behandlungsteams mit hoher medizinischer
Fachkompetenz bieten, die eng mit ambulanten Schwerpunktpraxen
zusammenarbeiten, ist Kernpunkt diabetologischen Handelns", so Müller-Wieland.
"Realität in den vergangenen Jahren ist leider der Abbau von Lehrstühlen für
Diabetologie und diabetologischen Abteilungen in den Kliniken. Dadurch sehen wir
den Nachwuchs gefährdet. Deshalb werden wir die Politik hier besonders beim Wort
nehmen."

Der Koalitionsvertrag setzt ebenfalls einen Schwerpunkt in der Prävention
chronischer Erkrankungen, insbesondere in der Entwicklung einer nationalen
Strategie zur Reduzierung von Übergewicht vor allem bei Kindern und
Jugendlichen. "Dies ist ein wichtiger und richtiger erster Schritt und
unterstützt unsere Forderung an die Politik, sich aktiv für die Prävention
von Adipositas und Diabetes einzusetzen", sagt Professor Dr. med. Baptist
Gallwitz, Past Präsident und Pressesprecher der DDG.

Kröger sieht weitere Highlights für die Prävention: "Ein Eckpunktepapier
zur Weiterentwicklung des Präventionsgesetzes, verbindliche zeitgebundene
Zielmarken für eine Nationale Reduktionsstrategie im Hinblick auf Zucker,
Fett und Salz in Fertigprodukten noch dieses Jahr und eine
Weiterentwicklung der Nährwertkennzeichnung mit dem Ziel, eine ausgewogene
Ernährung zu erleichtern - selbst eine 'vereinfachte Visualisierung' wird
nun endlich in Erwägung gezogen - das sind sehr gute Aussichten!"

Einen weiteren Durchbruch sehen beide Organisationen in der Festlegung der
Qualitätskriterien der Deutschen Gesellschaft für Ernährung (DGE) als
Mindeststandards für die Verpflegung in Kitas, Schulen und in der
Gemeinschaftsverpflegung: "Für diese Vorhaben haben wir jahrelang
gekämpft!", so der Vorstandsvorsitzende von diabetesDE - Deutsche
Diabetes-Hilfe. Mehr Entschlossenheit hätten sich die Diabetesexperten bei
der Reglementierung von an Kinder gerichteter Werbung gewünscht - immerhin
sei aber die Unterstützung der Umsetzung der "Audiovisuelle Medien-Richtlinie"
auf EU-Ebene ein Anfang.

Die Themen Diabetes und Adipositas haben in der vergangenen Legislaturperiode
politisch deutlich an Fahrt aufgenommen. Dennoch blieben alle Anstrengungen der
Vergangenheit, den Diabetes-Tsunami aufzuhalten, bislang leider unwirksam. DDG
und diabetesDE - Deutsche Diabetes Hilfe fordern deshalb seit Jahren einen
Nationalen Diabetesplan, effektivere Maßnahmen der Primärprävention sowie einen
Bundesbeauftragten für Diabetes, Adipositas und Prävention.

"Die Aufnahme einiger unserer Forderungen in den Koalitionsvertrag klingt
sehr vielversprechend", sagt Barbara Bitzer, Geschäftsführerin der DDG.
"Nun gilt es jedoch, diese Worte und Vorhaben mit Leben zu füllen und in
Taten umzusetzen."

"Der politische Auftrag zur Ausarbeitung einer nationalen Diabetes-Strategie ist
uns Ansporn, den politischen Entscheidern weiterhin kompetent zur Seite zu
stehen", so Nicole Mattig-Fabian, Geschäftsführerin von diabetesDE - Deutsche
Diabetes-Hilfe.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.ddg.info

http://www.diabetesde.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1246
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Deutsche Diabetes Gesellschaft, Kerstin Ullrich, 08.02.2018
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HERZ/1024: Risikofaktoren erkennen - So kann das Herz selbst im Alter jung bleiben (DGIM)


Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin - 9. Februar 2018

Risikofaktoren erkennen und gegensteuern: So kann das Herz selbst im Alter jung bleiben



Berlin - Viele Beschwerden, die als 'normale' Alterserscheinungen
gelten, sind in Wahrheit Endpunkte eines schleichenden
Krankheitsprozesses: Übergewicht und Bewegungsmangel bringen die
Blutfettwerte in Schieflage und erhöhen das Diabetesrisiko. Damit
einher gehen oft Bluthochdruck, Schäden an den Gefäßwänden und
Arteriosklerose, die letztlich auch das Risiko für einen Herzinfarkt
oder Schlaganfall in die Höhe treiben. Wie dieser Prozess verlangsamt
und insbesondere das Herz länger gesund erhalten werden kann, war
Thema auf der Pressekonferenz der Deutsche Gesellschaft für Innere
Medizin e.V. (DGIM) in Berlin.

Dass das Herz im Alter immer schwächer und anfälliger wird, schien
lange Zeit unausweichlich zu sein. "Es wird aber immer deutlicher,
dass man solche Alterserscheinungen nicht einfach hinnehmen muss",
sagt Professor Dr. med. Ursula Müller-Werdan, die den Schwerpunkt
Geriatrie der Inneren Medizin an der Berliner Charité leitet.
Vielmehr lägen den schleichenden Alterungsprozessen, die sich an den
verschiedenen Organen vollziehen, und den dann scheinbar unvermittelt
auftretenden Alterskrankheiten ähnliche Entstehungsmechanismen
zugrunde.

Für das Herz heißt das: Wer die bekannten Risikofaktoren für
Herz-Kreislauf-Leiden vermeidet, beugt auch einer vorzeitigen
Alterung von Herz und Gefäßen vor. Die Liste der schädlichen
Einflüsse, denen es entgegenzuwirken gilt, ist heute allgemein
bekannt und oft wiederholt worden: Zigarettenrauch, Übergewicht und
körperliche Inaktivität zählen dabei zu denjenigen Faktoren, die der
Einzelne vermeiden oder gegen die er aktiv vorgehen kann. Andere
Risikofaktoren können nicht immer vermieden werden - sie sollten aber
frühzeitig erkannt und konsequent behandelt werden, um das Herz zu
schützen. Dazu zählen etwa ein Diabetes, ein bereits bestehender
Bluthochdruck, chronische Entzündungsprozesse oder hohe
LDL-Cholesterinwerte.

All diese Faktoren beeinträchtigen zunächst die Funktion der
Gefäßwände und leisten Bluthochdruck und Arteriosklerose Vorschub.
"Damit steigt das Risiko für verschiedene
Herz-Kreislauf-Erkrankungen, die sich wechselseitig bedingen und
verstärken können", erläutert Müller-Werdan. Im Rahmen dieses so
genannten kardiovaskulären Kontinuums wird letztlich auch der
Herzmuskel in Mitleidenschaft gezogen, der nicht mehr ausreichend mit
Blut versorgt wird. Wenn sich erste Krankheitszeichen bemerkbar
machen, sind die zugrundeliegenden Schädigungen oft schon weit
fortgeschritten. "Ein Herzinfarkt scheint dann mitunter aus
heiterem Himmel aufzutreten, aus völliger Gesundheit heraus", so
Müller-Werdan.

Haben sich Herz-Kreislauf-Schäden wie Arteriosklerose,
Herzrhythmusstörungen oder eine Herzmuskelschwäche erst einmal
etabliert, sind sie in der Regel chronisch - ihr Verlauf lässt sich
dann nur noch verlangsamen, nicht aber umkehren. "Daher sollte
möglichst frühzeitig auf einen gesunden Lebensstil geachtet und
Risikofaktoren konsequent vermieden werden", betont Professor Dr.
med. Cornel Sieber, Vorsitzender der DGIM. Damit die Jahre, die die
Menschen heute durchschnittlich länger leben, auch möglichst gesunde
Jahre sind.

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin (DGIM)

Pressemitteilung vom 9. Februar 2018
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STUDIE/252: Indikationsübergreifende Registerstudie zur Eisentherapie setzt Zeichen (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 08.02.2018

Indikationsübergreifende Registerstudie zur Eisentherapie setzt Zeichen

EXPLAIN-IRON-Studie am Start



In Deutschland mangelt es an repräsentativen Langzeitdaten zur Versorgung
und zu den Therapieergebnissen von Patienten mit Eisenmangel. Um diese
Datenlücke zu schließen, hat die Klinik für Innere Medizin I der Kieler
Christian-Albrechts-Universität (CAU) jetzt eine umfassende
Versorgungsforschungsstudie zu diesem Thema initiiert.

In Zusammenarbeit mit einer interdisziplinären Expertengruppe und
Pharmakoepidemiologen der Technischen Universität Dresden wird nun ein
realistisches Abbild des Stellenwerts einer Eisensubstitution in
verschiedenen Indikationsbereichen (Gastroenterologie, Kardiologie,
Nephrologie, Gynäkologie, präoperative Eisenmangelanämie) unter
Bedingungen der alltäglichen medizinischen Versorgung gewonnen.

Eisen ist ein Spurenelement, das für die Bildung des roten Blutfarbstoffes
Hämoglobin benötigt wird. Der Körper benötigt etwa 1 Milligramm Eisen pro
Tag, kann aber nur etwa ein Zehntel der mit der Nahrung aufgenommenen
Eisenmenge auch aus dem Darm aufnehmen. Verschiedene Erkrankungen können
zu einer Erschöpfung der Eisenreserven führen, unter anderem chronische
Erkrankungen wie Tumore oder Entzündungen. Verdauungsstörungen führen
regelmäßig zu verringerter Aufnahme von Eisen (unter anderem bei Morbus
Crohn oder Colitis ulcerosa).

Wenn es durch Eisenmangel zu Blutarmut kommt, nimmt die Leistungsfähigkeit
und Lebensqualität ab. Darüber hinaus ist Eisen ein wesentlicher
Bestandteil der Energiegewinnung in allen Körperzellen. Bei Patienten mit
Herzschwäche verstärkt ein Eisenmangel die Symptome deutlich.

Für die Behandlung des Eisenmangels stehen zahlreiche Eisenpräparate zur
Verfügung. Wenn möglich, erfolgt die Therapie mittels Tabletten ("oral"),
seltener bei ausgeprägten Anämien als Injektion/Infusion ("intravenös").
Die angewendeten Präparate unterscheiden sich deutlich in der Art des
Eisens (die zweiwertige Form ist schlechter verträglich als die
dreiwertige), den Trägerstoffen (Maltose ist verträglicher als
Glycinsulfat), und der Dosierung. Die Therapielandschaft ist geprägt von
unterschiedlichen Generationen von Eisenpräparaten, die sich deutlich in
der Wirksamkeit und im Nebenwirkungsprofil unterscheiden.

Um erstmals repräsentative Langzeitdaten zur Versorgung von Patienten mit
Eisenmangel zu gewinnen, wurde die Studie EXPLAIN-IRON konzipiert. Der
Titel "EXPLorative data collection for patient chAracterIzation, treatmeNt
pathways and outcomes of IRON preparations" verdeutlicht die Besonderheit
des Projekts: Die Studie ist nicht-interventionell, d.h. die behandelnden
Ärztinnen und Ärzte erhalten keine Vorgaben für die Behandlung ihrer
Patientinnen und Patienten. Anders als in klinischen Prüfungen lässt sich
so das tatsächliche Versorgungsgeschehen darstellen. "Solche Studien sind
dringend erforderlich, um Daten unter den Bedingungen der täglichen Praxis
bei unselektierten Patienten und im Langzeitverlauf zu gewinnen,"
erläutert Professor Stefan Schreiber, Direktor der Inneren Medizin I der
CAU und Sprecher des Exzellenzclusters "Inflammation at Interfaces".

Seit Januar 2018 werden Patientinnen und Patienten in EXPAIN-IRON jeweils
über zwei Jahre beobachtet. Die Studie dokumentiert Patientinnen und
Patienten mit verschiedenen Grunderkrankungen hinsichtlich ihrer
Charakteristika, der Eisensubstitution, Lebensqualität und vor allem des
Verlaufs der Laborparameter des Eisenstoffwechsels und in der
Verträglichkeit. In einer ersten Kohorte werden ca. 500 Patientinnen und
Patienten mit entzündlichen Darmerkrankungen dokumentiert. Später kommen
Patientinnen und Patienten mit Herzschwäche bzw. Herzfehlern, mit
onkologischen, gynäkologischen und anderen Grunderkrankungen hinzu. Sofern
möglich, werden bis zu 3000 Patienten in die Studie eingeschlossen.

Die Hälfte der Patienten kann mit beliebigen oralen oder intravenösen
Eisenpräparaten behandelt werden. Für die andere Hälfte ist die
Dokumentation der Behandlung mit einem neuen Eisenpräparat namens Feraccru
(Eisen-III-Maltol) vorgesehen. Eisen-(III)-Maltol zeigt eine Wirksamkeit
auf intravenösem Niveau bei guter Verträglichkeit. EXPLAIN-IRON ist somit
eine Kombination eines Krankheitsregisters und einer PASS (post
authorisation safety study).

Die Initiatoren wollen vielfältige Erkenntnisse aus der EXPLAIN-IRON-Studie
gewinnen - unter anderem zu typischen Vorgehensweisen und Präferenzen der
Ärztinnen und Ärzte beim Einsatz von Eisenpräparaten, zur Verträglichkeit der
Präparate, aber auch zur Lebensqualität der betroffenen Patientinnen und
Patienten sowie zu ökonomischen Aspekten. Es werden erstmals die Standards bei
der Behandlung der Eisentherapie in Deutschland unter Alltagsbedingungen
umfassend dokumentiert.

Die Studie ist beim Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte
BfArM unter der Nummer 7120 und in der amerikanischen Studiendatenbank
ClinTrials.gov unter der NCT03382275 registriert. Die Bundesärztekammer,
das Bundesministerium für Bildung und Forschung, der Sachverständigenrat
für die Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen und andere wissenschaftliche
Organisationen empfehlen die Förderung von Projekten der Versorgungsforschung in
Deutschland wie die EXPLAIN-IRON-Studie. Sie wird durch die Gesellschaft für
Wissenschaftstransfer (GWT-TUD), einer Tochter der TU Dresden AG, durchgeführt.
Die Firma Shield Therapeutics, die sich auf die Erforschung und Entwicklung von
Eisenpräparaten spezialisiert, unterstützt die Studie finanziell. Die
interdisziplinäre Leitungsgruppe setzt sich aus Expertinnen und Experten aus den
Bereichen Gastroenterologie, Kardiologie, Nephrologie, Gynäkologie und anderen
Fachrichtungen zusammen, wobei die Klinik und der niedergelassene Sektor
gleichermaßen vertreten sind.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution235
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WIRKSTOFF/576: "Blitzableiter" schützt Zellen vor oxidativen Schäden (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 08.02.2018

"Blitzableiter" schützt Zellen vor oxidativen Schäden



Wissenschaftler im Deutschen Krebsforschungszentrum konnten aufklären, wie
der als Hustenlöser bekannte Wirkstoff Acetylcystein Zellen vor oxidativen
Belastungen schützen kann: Die Substanz wird in der Zelle rasch in
sogenannte Persulfide umgewandelt. Persulfide entfalten ihre
zellschützende Wirkung, indem sie die Oxidation mit hoher Effizienz auf
sich lenken, ähnlich wie ein Blitzableiter.

Acetylcystein ist gut bekannt als Hustenlöser, rezeptfrei erhältlich in
jeder Apotheke. Weniger bekannt ist der Einsatz des Wirkstoffs als
Gegengift bei der Überdosierung von Paracetamol, die zu schweren
Leberschäden führen kann. Acetylcystein kann in diesem Fall das Schlimmste
verhindern, wenn es rechtzeitig verabreicht wird.

Dem Acetylcystein wird allgemein eine zellschützende und antioxidative
Wirkung zugeschrieben, was zahlreiche Experimente bestätigen:
Acetylcystein senkt den Spiegel zelleigener Oxidantien und mildert die
giftige Wirkung oxidierender Fremdstoffe. In der experimentellen
biomedizinischen Forschung ist Acetylcystein deshalb eines der am
häufigsten verwendeten Antioxidantien.

Wie Acetylcystein tatsächlich seine antioxidierende Wirkung entfalten
kann, war jedoch bisher kaum verstanden. Die alte Annahme, dass die
Wirkung von Acetylcystein auf einer direkten Reaktion mit Oxidantien
beruht, hat sich nicht bestätigt. Trotz der häufigen Verwendung von
Acetylcystein sind die Mechanismen hinter seiner Wirkung weitgehend im
Dunkeln geblieben.

Forscher am DKFZ fanden nun eine ganz neue Erklärung für die antioxidative
und zellschützende Wirkung des Acetylcysteins. Sie verfolgten den Abbau
der Verbindung in menschlichen Zellen und beobachteten, dass Acetylcystein
zu Schwefelwasserstoff umgesetzt wird. Schwefelwasserstoff ist bekannt als
sehr giftiges Gas, doch inzwischen weiß man, dass körpereigener
Schwefelwasserstoff physiologische Funktionen erfüllt.

Tatsächlich erreicht der aus Acetylcystein gebildete Schwefelwasserstoff
keine giftigen Konzentrationen, denn er wird rasch in eine andere Art von
Schwefelverbindung umgewandelt, in sogenannte Persulfide. Über deren
Funktion in der Zelle ist bisher kaum etwas bekannt. Die Befunde der
DKFZ-Forscher legen nahe, dass Persulfide die eigentlichen antioxidativen
Wirkstoffe sind. So ahmte eine Behandlung von Zellen mit synthetischen
Persulfiden die antioxidative Wirkung des Acetylcystein nach, und das
schon bei wesentlich niedrigeren Konzentrationen. "Persulfide binden an
Proteine und schützen diese, vermutlich indem sie die Oxidation auf sich
lenken, ähnlich wie ein Blitzableiter", so Tobias Dick, Leiter des Studie.

"Wir verstehen jetzt viel besser, wie Acetylcystein Zellen vor oxidativen
Belastungen schützen kann", sagt Daria Ezerina, Doktorandin und
Erstautorin der Studie. "Man sollte daraus aber nicht ableiten, dass es
eine gute Idee ist, Acetylcystein als Nahrungsergänzungsmittel dauerhaft
und in hoher Dosierung einzunehmen. Denn auch Tumorzellen, die unter
Stress stehen, könnten von dem Zellschutz profitieren." Schwedische
Krebsforscher zeigten schon vor einigen Jahren, dass die dauerhafte Gabe
von Acetylcystein bei Mäusen das Tumorwachstum und die Metastasierung
fördern kann.


Ezeriņa D, Takano Y, Hanaoka K, Urano Y, Dick TP (2018) N-acetyl cysteine
functions as a fast-acting antioxidant by triggering intracellular H2S and
sulfane sulfur production.

Cell Chemical Biology, doi:10.1016/j.chembiol.2018.01.011


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386
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MENSCHENRECHTE/050: Gegen lange Aufenthalte von Jugendlichen mit Fluchthintergrund in Rückführungseinrichtungen (DGSP)


Deutsche Gesellschaft für Sozialpädiatrie und Jugendmedizin e.V. - 8. Februar 2018

Deutsche Gesellschaft für Sozialpädiatrie und Jugendmedizin (DGSPJ) 

bewertet lange Aufenthalte von Kindern und Jugendlichen in ANkER-Einrichtungen als Verstoß gegen UN-Kinderrechtskonvention



Berlin - Im aktuellen Bundestagsbeschluss, den Familiennachzug für
Geflüchtete mit eingeschränktem Schutzstatus bis Ende Juli 2018
auszusetzen und anschließend auf monatlich 1000 Menschen zu begrenzen,
sieht die Deutsche Gesellschaft für Sozialpädiatrie und Jugendmedizin
e. V. (DGSPJ) hohe Risiken für unbegleitete Kinder und Jugendliche.
Kinderärztinnen und Kinderärzte weisen auf die zentrale Bedeutung der
Familie für die Kinder- und Jugendgesundheit hin. Sie fordern
weiterhin kurze Aufenthalte von unbegleiteten Kindern und Jugendlichen
mit Fluchthintergrund in Aufnahme-, Entscheidungs- und
Rückführungseinrichtungen (ANkER-Einrichtungen).

"Ein wichtiges Ziel der DGSPJ ist das Eintreten für die Rechte aller
Kinder in Deutschland entsprechend der UN-Kinderrechtskonvention -
ganz unabhängig davon, aus welchem Land sie stammen und wie lange sie
bei uns sind", erklärt Professorin Dr. Ute Thyen, Präsidentin der
DGSPJ, und fordert: "Die Aufnahme-, Entscheidungs- und
Rückführungseinrichtungen, also die sogenannten ANkER-Einrichtungen,
können für Kinder und Jugendliche mit Fluchthintergrund nur für eine
kurze Zeitdauer als Aufenthaltsort dienen. Längere Aufenthalte in
Erstaufnahme-Einrichtungen von vielen Monaten bis hin zu Jahren, wie
es aktuell nicht nur in Ausnahmefällen vorkommt, sind strikt
abzulehnen."

In den ANkER-Einrichtungen soll gemäß den aktuellen
Koalitionsvereinbarungen zukünftig auch bei unbegleiteten
minderjährigen Flüchtlingen noch vor ihrer Inobhubnahme durch die
Jugendämter eine Registrierung und Altersfeststellung erfolgen. Die
Aufenthaltsdauer soll dabei 18 Monate, bei Familien mit minderjährigen
Kindern 'in der Regel' sechs Monate nicht überschreiten.

Zahlreiche Studien belegen, dass sich das Vorhandensein einer Familie
positiv auf die Kinder- und Jugendgesundheit auswirkt. Das Aufwachsen
in einer 'funktionalen' Familie gilt als Resilienz-Faktor, das
bedeutet, dass Menschen die Fähigkeit zu Belastbarkeit und innerer
Stärke haben und rechtzeitig Maßnahmen ergreifen, um ihr emotionales
und körperliches Wohlbefinden zu wahren. Kinder und Jugendliche mit
Fluchthintergrund, die mit ihrer Familie in Deutschland leben, haben
eine geringere Wahrscheinlichkeit an einer Posttraumatischen
Belastungsstörung (PTBS) zu erkranken als unbegleitete Kinder und
Jugendliche. Die positiven Effekte durch das Zusammenleben im
familiären Verbund - insbesondere die seelische Gesundheit -
verbessern die Chancen für eine erfolgreiche Integration und
Inklusion. Im Gegensatz dazu stellt ein längerer Aufenthalt in
Sammelunterkünften mit unklarem Aufenthaltsstatus ein hohes Risiko für
die physische und psychische Gesundheit von unbegleiteten Kindern und
Jugendlichen dar.

Auf der Grundlage dieser Studienergebnisse fordert die DGSPJ beim
Familiennachzug die Berücksichtigung humanitärer Aspekte. Durch das
Einbeziehen von entwicklungs- und beziehungspsychologisch geschulten
Fachleuten und Institutionen, sollten die Auswirkungen der Trennung
von der Familie auf die seelische und körperliche Gesundheit
individuell beurteilt werden. Eine reine Quotenregelung, ohne
Berücksichtigung der Kindergesundheit - wie es der Bundestagsbeschluss
ab August 2018 vorsieht - entspreche nicht dem Wohl von Kindern und
Jugendlichen.

"Wenn in den ANkER-Einrichtungen auch unbegleitete Kinder und
Jugendliche mit Fluchthintergrund untergebracht werden, ist eine
adäquate medizinische und psychosoziale Betreuung unerlässlich.
Entsprechend der UN-Kinderrechtskonvention muss das jeweilige Wohl
etwaig betroffener Kinder im Zentrum der Überlegungen stehen. Darüber
hinaus müssen die Statistiken zur jeweiligen Aufenthaltsdauer
offengelegt werden", fordert Professorin Thyen.


Deutsche Gesellschaft für Sozialpädiatrie und Jugendmedizin
e. V. 

Die Deutsche Gesellschaft für Sozialpädiatrie und Jugendmedizin e. V.
(DGSPJ) wurde 1966 als Nachfolgerin der seit 1953 bestehenden
Deutschen Vereinigung für die Gesundheitsfürsorge des Kindesalters
gegründet. Die Arbeit der DGSPJ basiert auf der Anerkennung der Rechte
des Kindes entsprechend der UN-Kinderrechtskonvention. Die DGSPJ
initiiert und fördert gesundheitliche Präventionsprogramme für
Familien, Kinder und Jugendliche zur Verbesserung der gesundheitlichen
und sozialen Lebensbedingungen von Kindern und Jugendlichen und ihren
Familien. Sie tritt ein für die Stärkung und Unterstützung von Kindern
und Jugendlichen und ihren Familien bei sozialer Benachteiligung,
chronischer Erkrankung, Behinderung, Entwicklungsstörung oder
besonderen Bedürfnissen.

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Sozialpädiatrie und Jugendmedizin e.V.

Pressemitteilung vom 8. Februar 2018

Professorin Dr. med. Ute Thyen / Präsidentin der DGSPJ

c/o Geschäftsstelle

Chausseestraße 128/129, 10115 Berlin

Tel. 030 / 400 05 88-6 / Fax 030 / 400 05 88-7

E-Mail: geschaeftsstelle@dgspj.de

Internet: www.dgspj.de
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PSYCHOLOGIE/170: Wenn die Angst mit googelt, dann steigt die Motivation zur Krebsvorsorge (idw)


Leibniz-Institut für Wissensmedien - 08.02.2018

Wenn die Angst mit googelt, dann steigt die Motivation zur Krebsvorsorge



Forscherinnen und Forscher des Leibniz-Instituts für Wissensmedien haben
herausgefunden: Die Angst vor Krebs beeinflusst, ob Menschen nach der 
Internet-Suche von medizinischer Information eher zur Vorsorgeuntersuchung gehen oder
nicht. Menschen, die online Informationen zur Krebsvorsorge suchen, planen
danach häufiger zu dieser zu gehen - aber nur dann, wenn sie auch Angst vor
Krebs haben.

Tübingen, 08. Februar 2018. Auch wenn die moderne Medizin viele
Fortschritte in der Krebsbekämpfung gemacht hat, ist die Angst vor
Krebserkrankungen weit verbreitet. Dennoch ist die Teilnahme an der
Krebsvorsorgeuntersuchung noch keine Selbstverständlichkeit. Nur knapp
jede/r Fünfte über 55 Jahren hat beispielsweise bereits eine Darmspiegelung
vornehmen lassen, obwohl sie für diese Altersgruppe zur Krebsvorsorge empfohlen
wird. Was beeinflusst, ob Menschen diese Vorsorge durchführen lassen?

Bei der Entscheidung für oder gegen die Vorsorge wird häufig das Internet
zu Rate gezogen. Psychologen des Leibniz-Instituts für Wissensmedien (IWM)
in Tübingen um Prof. Dr. Kai Sassenberg haben herausgefunden, dass diese
Internetnutzung die Entscheidung für oder gegen die Vorsorge beeinflusst.
Dabei ist überraschend: Je mehr jemand Angst vor Krebs hat, desto
motivierter ist er/sie nach der Internetrecherche zum Thema Darmkrebs auch
die Vorsorge (d.h. Darmspiegelung) durchführen zu lassen.

Der Psychologe Prof. Dr. Kai Sassenberg erklärt: "Unsere Forschung zeigt,
dass Patienten bei der Informationssuche im Internet mehr positive Links
auswählen und sich häufiger an positive Informationen aus den gelesenen
Texten erinnern, um Gefühle wie Angst oder Bedrohung zu reduzieren." Den
Grund vermuten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler darin, dass
Angst zu einer einseitigen Auswahl und Verarbeitung von Informationen
führt. Das bedeutet, viele Menschen konzentrieren sich bei der
Internetrecherche zu einem angstbesetzen Thema unbewusst auf die positiven
Informationen (z.B. Chancen) und blenden die negativen Informationen (z.B.
Risiken) aus.

Menschen mit höherer Angst kompensieren also womöglich: Sie suchen im
Internet positivere Informationen und formen sich somit auch einen
besseren Eindruck von Krebsvorsorgemaßnahmen. Entsprechend sind sie
motivierter, die Vorsorge durchführen zu lassen. Die Internetnutzung kann
also helfen, die Angst vor Krebs und vor der Vorsorge zu reduzieren. Diese
Effekte traten unabhängig von tatsächlichen medizinischen Risikofaktoren
auf, sie sind also psychologischer Natur - das heißt sie betreffen die
persönliche Wahrnehmung der Patienten. Gleichzeitig zeigte sich aber auch:
Menschen mit wenig Angst vor Krebs entscheiden sich nach intensiver
Internetrecherche eher gegen eine Darmspiegelung. Diese Personen geben
vermutlich unangenehmen Aspekten der Darmspiegelung (z.B. Risiken, über
die sie im Internet Informationen finden) größeres Gewicht.

Diese Befunde wurden in einer Studie mit zwei Befragungen im Abstand von 6
Monaten gewonnen. Die Teilnehmenden waren zwischen 45 und 55 Jahre alt und
gehörten somit einer Altersgruppe an, die sich laut Empfehlungen der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) mit Krebsvorsorge auseinandersetzen
sollte. Bei Personen, mit viel Angst und starker Internetnutzung zum
ersten Erhebungszeitpunkt, war die Intention zur Krebsvorsorge 6 Monate
später besonders stark ausgeprägt; bei Personen mit wenig Angst und
starker Internetnutzung war die Vorsorgeintention besonders schwach
ausgeprägt.

• Fazit: Die Internetnutzung kann also dabei helfen, Menschen zur Vorsorge
zu motivieren und auch in anderen Fällen einen Arzt aufzusuchen. Dies gilt
aber vor allem für Menschen, die Angst vor einer Krankheit haben. Bei
Menschen, die ohnehin wenig Angst vor Krebs (oder einer anderen Krankheit)
haben, hält die Internetnutzung eher von der Vorsorge und dem Arztbesuch
ab.


Studie:

http://dx.doi.org/10.2196/jmir.9144

- Das Leibniz-Institut für Wissensmedien

Das Leibniz-Institut für Wissensmedien (IWM) in Tübingen erforscht, wie
digitale Technologien eingesetzt werden können, um Wissensprozesse zu
verbessern. Die psychologische Grundlagenforschung der rund 110
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ist auf Praxisfelder wie Schule
und Hochschule, auf Wissensarbeit mit digitalen Medien, wissensbezogene
Internetnutzung und Wissensvermittlung in Museen ausgerichtet. Von 2009
bis 2016 unterhielt das IWM gemeinsam mit der Universität Tübingen
Deutschlands ersten Leibniz-WissenschaftsCampus (WCT) zum Thema "Bildung
in Informationsumwelten", der ab 2017 als Nachfolgeprojekt unter dem Titel
"Kognitive Schnittstellen" weitergeführt wird.

- Die Leibniz-Gemeinschaft

Die Leibniz-Gemeinschaft verbindet 93 selbständige
Forschungseinrichtungen. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-,
Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, Raum- und
Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute
widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen.
Sie betreiben erkenntnis- und anwendungsorientierte Forschung, auch in den
übergreifenden Leibniz-Forschungsverbünden, sind oder unterhalten
wissenschaftliche Infrastrukturen und bieten forschungsbasierte
Dienstleistungen an. Die Leibniz-Gemeinschaft setzt Schwerpunkte im
Wissenstransfer, vor allem mit den Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und
informiert Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit.
Leibniz-Einrichtungen pflegen enge Kooperationen mit den Hochschulen u. a. in
Form der Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und anderen Partnern im
In- und Ausland. Sie unterliegen einem transparenten und unabhängigen
Begutachtungsverfahren. Aufgrund ihrer gesamtstaatlichen Bedeutung fördern
Bund und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft gemeinsam.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1393

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Wissensmedien, Mira Keßler M.A., 08.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/202: Koalitionsvertrag - "Mit dem Strategieprozess Medizintechnik zu einer neuen Fortschrittskultur" (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 5. Februar 2018

BVMed zum Koalitionsvertrag: "Mit dem Strategieprozess Medizintechnik zu einer neuen Fortschrittskultur"



Berlin | Der BVMed möchte die im Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU
und SPD vorgesehene Weiterführung des Strategieprozesses
Medizintechnik nutzen, um eine "neue Fortschrittskultur in der
Weiterentwicklung und Verbesserung der Patientenversorgung in
Deutschland durch neue technische Lösungen" zu erreichen. Dafür sei
das Zusammenspiel von Gesundheits-, Forschungs- und
Wirtschaftsministerium von großer Bedeutung. "Wir wünschen uns eine
positive Atmosphäre für den medizinisch-technischen Fortschritt und
einen schnelleren Transfer von Forschungsergebnissen in die
Gesundheitsversorgung", so BVMed-Geschäftsführer und Vorstandsmitglied
Joachim M. Schmitt.

Ein Ziel des Strategieprozesses Medizintechnik müsse es sein, die
Erstattungs- und Bewertungssysteme an die Dynamik von medizinischen
und technischen Weiterentwicklungen anzupassen, so der BVMed. Hierzu
gebe es im Koalitionsvertrag gute Ansätze. So werde im
Koalitionsvertrag beispielsweise gefordert, dass medizinische
Innovationen schneller in die Regelversorgung gelangen und hierfür die
G-BA-Verfahren beschleunigt werden sollen. Die Große Koalition habe
erkannt, dass wir für eine gute Patientenversorgung auf dem Stand von
Wissenschaft und Technik schnellere Entscheidungen über neue
Untersuchungs- und Behandlungsmethoden benötigen, so Schmitt.

Positiv sieht der BVMed auch die vorgesehenen erhöhten Investitionen
in Krankenhäuser für Umstrukturierungen, neue Technologien und
Digitalisierung. "Moderne Medizintechnologien schaffen die Grundlage
für kürzere OP-Zeiten, geringere Verweildauer und schnellere Genesung
bei höherer Lebensqualität." Der geplante Umbau des DRG-Systems müsse
sicherstellen, dass hochwertige Medizinprodukte im Krankenhaus auch
sachgerecht vergütet werden. Zudem könnten moderne Medizintechnologien
die Situation von Pflegekräften verbessern und sie in ihrer Arbeit
entlasten.

Weiterhin setzen sich die MedTech-Unternehmen für ein verpflichtendes
Implantateregister ein. Die hier begonnenen Vorarbeiten in der letzten
Legislaturperiode sollten bis spätestens 2020 in ein Gesetz münden.

Außerdem erwarten die Hilfsmittelhersteller im BVMed ein "HHVG 2". Das
im letzten Jahr beschlossene Heil- und Hilfsmittelversorgungsgesetz
verbessert die Patientenversorgung im Hilfsmittelbereich erheblich. Es
entstanden aber im Detail Umsetzungsprobleme, die Nachbesserungen
erforderlich machen. Dies betrifft Ausschreibungen bei Hilfsmitteln
mit hohem Dienstleistungsanteil, die von Krankenkassen immer noch
durchgeführt werden. Diese verstoßen gegen den erklärten Willen des
Gesetzgebers. Auch neue, von den Krankenkassen aufgelegte
"Open-House"-Verträge verstoßen gegen geltendes Recht.

Dringenden Handlungsbedarf sieht der BVMed zudem bei der Weiterführung
der eHealth-Initiative der Bundesregierung und der Digitalisierung der
Gesundheitsversorgung. "Wir müssen Digitalisierung positiv begreifen
und begleiten. Die Chancen durch diese neuen Wege sind enorm, die
Risiken durchaus beherrschbar. Wir brauchen einen mutigeren Umgang mit
dem Thema", so Schmitt.


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 09/18

https://www.bvmed.de/bvmed-zum-koalitionsvertrag-mit-dem-strategieprozess-medizintechnik-zu-einer-neuen-fortschrittskultur

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 9/18 vom 8. Februar 2018

V.i.S.d.P.: Manfred Beeres M.A.

Leiter Kommunikation/Presse

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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RECHT/011: Neues Datenschutzrecht - "Vielzahl neuer Regelungen und Anforderungen für die MedTech-Unternehmen" (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 5. Februar 2018

MedInform-Konferenz zum neuen Datenschutzrecht: "Vielzahl neuer Regelungen und Anforderungen für die MedTech-Unternehmen"



Berlin / Köln | Der Countdown läuft: Am 25. Mai 2018 ersetzt die neue
EU-Datenschutz-Grundverordnung (EU-DSGVO) das bislang geltende
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) als unmittelbar geltendes Recht.
Parallel dazu gilt ab dem 25. Mai 2018 eine neue Fassung des BDSG. Das
neue Datenschutzrecht bringt für die Medizinprodukte-Unternehmen eine
Vielzahl neuer Regelungen und Anforderungen mit sich. Dazu gehören
geeignete technische und organisatorische Maßnahmen gegen
Cyber-Angriffe, das Führen eines Verzeichnisses aller technischen und
organisatorischen Daten-Verarbeitungstätigkeiten,
Datenschutz-Folgenabschätzungen und dokumentierte Nachweise, wie die
Datenschutzregelungen eingehalten werden sollen. Darauf machten die
Experten der MedInform-Konferenz "Datenschutz im Gesundheitswesen" am
7. Februar 2018 in Köln aufmerksam. MedInform ist der
Informations- und Seminarservice des BVMed.

Die gesetzlichen Vorgaben müssen dabei zeitnah umgesetzt werden, um
drastisch erhöhte Bußgelder zu vermeiden. Denn bei Verstoß drohen dem
Unternehmen Sanktionen von bis zu 4 Prozent des weltweiten
Jahresumsatzes oder bis zu 20 Millionen Euro. "Die MedTech-Unternehmen
brauchen eine gute Compliance im Datenschutzbereich! Der
Datenschutzbeauftragte wird im Unternehmen an Bedeutung gewinnen", so
Rechtsanwalt Dietmar Corts. Die Prinzipien der Datenverarbeitung wie
Zweckbindung und Datensparsamkeit haben sich dabei gegenüber dem alten
Recht nicht verändert, so Rechtsexpertin Maria Heil. Für die
Verarbeitung von personenbezogenen Daten muss jedoch eine Einwilligung
des Betroffenen vorliegen. Rechtsanwalt Dr. Gunnar Sachs empfahl den
Unternehmen bei Medical Apps und eHealth-Lösungen in den Verträgen
klar zu regeln, wem die Daten gehören und dass datenschutzrechtliche
Regelungen eingehalten werden müssen.

Jan Müller-Lisse, Leiter der Rechtsabteilung beim
Medizinprodukte-Hersteller Lohmann & Rauscher, führte in die neue
EU-Datenschutz-Grundverordnung und deren Rechtsnatur ein. Die neue
EU-Verordnung löst die bisherige EU-Datenschutz-Richtlinie ab und ist
unmittelbar geltendes Recht. Die bestehenden nationalen
Öffnungsklauseln hat die Bundesregierung in einem angepassten
Bundesdatenschutzgesetz umgesetzt, das ebenfalls ab Ende Mai 2018
gilt. In seiner Struktur und den verwendeten Begriffen ähnelt die
EU-Verordnung dem bisherigen deutschen Gesetz, da Deutschland einen
großen Einfluss auf das neue europäische Regelwerk hatte, so
Müller-Lisse. Der Rechtsexperte rät den Medizinprodukte-Unternehmen,
zunächst ein Verfahrensverzeichnis zu erstellen, welche Daten im
Unternehmen verwendet werden. Außerdem sollten die Unternehmen eine
"Gap-Analyse" vornehmen: Was habe ich bislang getan? Was muss ich noch
tun, um DSGVO-konform zu werden?

Christopher Götz, Rechtsanwalt bei Simmons & Simmons in München, ging
auf das rechtliche Umfeld beim Datentransfer in Cloud
Computing-Lösungen ein. Das Thema ist sehr relevant, da
Datenübermittlung in der digitalisierten und globalisierten Welt
gerade im Gesundheitsbereich allgegenwärtig ist. Beim Cloud Computing
verzichtet das Unternehmen auf den Aufbau einer eigenen
IT-Infrastruktur und greift auf Systeme Dritter zurück. Hier genügt
eine Anbindung ans Internet. Eine Wartung sowie Updates sind nicht
erforderlich, sie werden automatisch im Hintergrund vollzogen. Dabei
stellt sich die Frage: Gilt der datenschutzrechtliche Grundsatz
"Verbot mit Erlaubnisvorbehalt" auch für eine solche Datenübermittlung
und gelten Besonderheiten bei Patientendaten? Seine Antwort: Auch eine
solche Datenübermittlung, beispielsweise beim Analysetool "Google
Analytics", ist nur rechtmäßig, wenn eine Einwilligung oder ein
Erlaubnistatbestand vorliegt. Denn auch IP-Adressen sind
personenbezogene Daten, so Götz. Bei Verstoß drohen dem Unternehmen
Sanktionen von bis zu 4 Prozent des weltweiten Jahresumsatzes oder 20
Millionen Euro. Bei der Auftragsdatenverarbeitung über Cloud-Lösungen
wie Microsoft Office 365 oder SalesForce bedarf der Datentransfer
weder eines Erlaubnistatbestands noch einer Einwilligung. Diese
Priviligierung der Auftragsdatenverarbeitung ist nach geltender
Rechtsmeinung auch unter dem neuen Recht gegeben. Voraussetzung ist,
dass es sich um eine vollständig weisungsgebundene Datenverarbeitung
handelt. Auch bei Patientendaten ist die Einschaltung von
Auftragsdatenverarbeitern, also von IT-Dienstleistern, zulässig. Das
gilt beispielsweise für die Wartung medizintechnischer Geräte oder den
Einsatz von Cloud Computing-Lösungen. Der "Auftragsverarbeiter" ist
dabei verpflichtet, "geeignete Maßnahmen zur Gewährleistung der
Sicherheit der Datenverarbeitung zu ergreifen". Auftraggeber und
Auftragsverarbeiter haften dafür "gesamtschuldnerisch".

Bei Datenübermittlung in Drittländer muss ein angemessenes
Datenschutzniveau vorliegen. Adäquate Datenschutzniveaus sind
beispielsweise festgestellt für Australien, Kanada oder die Schweiz.
Für die USA muss eine Zertifizierung nach dem "Privacy Shield"
vorliegen. Für Länder wie China, Indien, Brasilien, Japan und Russland
müssen EU-Standardvertragsklauseln verwendet werden.

Maria Heil von NOVACOS Rechtsanwälte empfahl den Unternehmen, zunächst
eine Bestandsaufnahme der vorhandenen Daten, insbesondere von
personenbezogenen Daten vorzunehmen. Dazu gehören klinische
Studiendaten, aber auch CRM-Systeme, die beispielsweise Kunden auf
Ärzteseite erfassen. Ein Zugriff auf das CRM-System ist bereits eine
"Datenverarbeitung". Die Prinzipien der Datenverarbeitung wie
Zweckbindung, Datensparsamkeit oder Richtigkeit sind dabei gegenüber
dem alten Recht unverändert geblieben. Es gilt dabei das Prinzip
"Verbot mit Erlaubnisvorbehalt". Zu den Rechtfertigungsgründen gehören
die Einwilligung, Daten zu einer Vertragserfüllung, rechtliche
Verpflichtungen oder der Schutz lebenswichtiger Interessen. Die
Einwilligungserklärung in die Verwendung von Daten muss bereits den
Verwendungszweck erhalten. Über das notwendige Maß, um den Zweck zu
erfüllen, darf dabei nicht herausgegangen werden. Die Datenerfassung
muss also auf das "allernötigste" beschränkt werden. Eine
Generaleinwilligung kann dabei nicht erfolgen. Die Einwilligung muss
dokumentiert werden, um die Beweisbarkeit sicherzustellen. Die Rechte
der Betroffenen sind durch die DSGVO gestärkt worden. Dazu gehören die
Rechte auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung der
Verarbeitung oder Widerspruch.

Hartmut Scheidmann von Redeker Sellner Dahs Rechtsanwälte ging auf die
besonderen Anforderungen an sensible personenbezogene Daten wie
beispielsweise Daten zur Gesundheit ein. "Gesundheitsdaten" werden in
der DSGVO definiert als personenbezogene Daten, "die sich auf die
körperliche oder geistige Gesundheit einer natürlichen Person,
einschließlich der Erbringung von Gesundheitsdienstleistungen,
beziehen und aus denen Informationen über deren Gesundheitszustand
hervorgehen". Damit sind auch alle Daten zur Erbringung von
Gesundheitsdienstleistungen erfasst, aber immer mit Bezug zum
Gesundheitszustand. Die Einwilligung muss sich speziell auf
Gesundheitsdaten beziehen. In Bezug auf Herstellung, Inverkehrbringen
und Überwachung von Medizinprodukten ist die Verarbeitung von
Gesundheitsdaten zulässig, wenn sie für die Gewährleistung hoher
Qualitäts- und Sicherheitsstandards erforderlich ist,
Berufsgeheimnisse gewahrt werden sowie angemessene Maßnahmen des
Datenschutzes eingehalten werden. Zudem können dem
Medizinprodukte-Unternehmen individuelle Erlaubnisse zur Verarbeitung
von Gesundheitsdaten gegeben werden.

Datenschutzrechtliche Herausforderungen bei der Entwicklung und
Markteinführung digitaler Therapiemodelle beleuchtete Rechtsanwalt Dr.
Gunnar Sachs, Partner bei Clifford Chance in Düsseldorf. Bei der
Entwicklung von eHealth-Lösungen und Medical Apps spielen
personenbezogene Datenströme zwischen Medizinprodukte-Unternehmen,
Software-Unternehmen und Ärzten bzw. Krankenhäusern auf allen Ebenen
eine große Rolle. Bereits bei der Beauftragung und der Entwicklung der
Software müssen die datenschutzrechtlichen Anforderungen
berücksichtigt werden. Wichtig ist auch, in den Verträgen zu regeln,
wem die Rechte an den Daten gehören. Klare vertragliche Regelungen
sind umso bedeutender, da die Sektoren und Rechtsbereiche immer mehr
verschwimmen und sich neue rechtliche Kategorien mit Blick auf
"Intellectual Property" und Datenschutz entwickeln.

Rechtsanwalt Dietmar Corts ging auf die Rechtsfolgen und Sanktionen
bei Verstößen gegen datenschutzrechtliche Regelungen ein. Geldbußen
von bis zu 4 Prozent des Gesamtumsatzes eines Unternehmens sind
zulässig. Im datenschutzrechtlichen Bereich wird damit bereits über
Milliardenbußgelder gesprochen. Von Verbraucherschützern wurde schon
früher gefordert, Kartellrecht und Datenschutzrecht miteinander zu
verbinden. Datenschutzverstöße sollten auch als Marktmissbrauch
behandelt werden. Datenschutzverletzungen bei personenbezogenen Daten
müssen innerhalb von 72 Stunden an die Aufsichtsbehörde gemeldet
werden. Der Strafrahmen bei schwerwiegenden vorsätzlichen Verstößen
kann bei bis zu drei Jahren Freiheitsstrafe liegen. Hinzu kommen
Schadensersatzleistungen bei Datenschutzverstößen. Corts: "Wegen dem
außergewöhnlich hohen Bußgeldrahmen und wegen der Vielzahl der zu
erfüllenden Pflichten muss die weitere Behandlung der
Datenverarbeitung im Unternehmen eingehend mit dem jeweiligen
Datenschutzbeauftragten abgestimmt werden. Die Unternehmen müssen
sicherstellen, dass sie ihre datenschutzrechtlichen Pflichten in
vollem Umfang erfüllen."

Unternehmensberater Jürgen Labusch wies darauf hin, dass die
Unternehmen nach der DSGVO verpflichtet sind, ein Verzeichnis aller
technischen und organisatorischen Verarbeitungstätigkeiten zu führen.
Das Verzeichnis der Verarbeitungstätigkeiten löst das öffentliche
Verfahrensverzeichnis und die interne Verfahrensübersicht ab. Neu ist,
dass das Verzeichnis auch von Dienstleistern (Auftragsverarbeitern)
geführt werden muss. Da MedTech-Unternehmen mit Gesundheitsdaten
umgehen, gelten die Bestimmungen auch für kleinere Unternehmen mit
weniger als 250 Mitarbeitern, für die es ansonsten Ausnahmen gibt. Das
Verzeichnis muss Aufsichtsbehörden auf Verlangen zur Verfügung
gestellt werden. Die Aufzeichnungen sind schriftlich zu führen, ein
elektronisches Format genügt den Anforderungen. Zum
Verfahrensverzeichnis gehören neben den Kontaktdaten des
Datenschutzbeauftragten auch der Zweck der Verarbeitung, die
Kategorien der betroffenen Personen und der personenbezogenen Daten
oder eine allgemeine Beschreibung der technischen und
organisatorischen Maßnahmen. Ein weiteres wichtiges Thema für die
Unternehmen ist die Datenschutz-Folgeabschätzung (DSFA). Sie muss
durchgeführt werden, wenn "voraussichtlich ein hohes Risiko zu
erwarten ist", insbesondere bei der Verarbeitung von Gesundheitsdaten.
Eine DSFA ist auf jeden Fall erforderlich, wenn biometrische Daten
oder die Daten von Kindern verarbeitet werden. Zur Analyse gehören die
Bewertung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit der
Verarbeitungsvorgänge in Bezug auf den Zweck, eine Bewertung der
Risiken der Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen sowie
geplante Abhilfemaßnahmen. Die Ergebnisse der
Datenschutz-Folgenabschätzung beeinflussen wiederum die Auswahl
geeigneter technischer und organisatorischer Maßnahmen.

Die Nachweispflichten und den Umgang mit Datenpannen aus der Sicht
eines Unternehmens thematisierte Peter Berg, Datenschutzleiter
Deutschland bei B. Braun. Bei jedem Prozess, in dem personenbezogene
Daten verarbeitet werden, müssen die Unternehmen dafür sorgen, dass
die Datenschutzgrundsätze eingehalten werden. Die Einhaltung muss
nachgewiesen werden. "Selbst wenn die Verarbeitung richtig läuft, ist
ein fehlender Nachweis bußgeldbewährt", so Berg. Die
MedTech-Unternehmen haben damit eine Rechenschaftspflicht: "Die
Nachweispflicht liegt beim Unternehmen!". Die offene Frage ist, wie
weit dieser Nachweis gehen muss. Für den Umgang mit Datenpannen muss
es im Unternehmen klare Handlungsanweisungen geben. Dazu gehören ein
Meldebogen, eine Analyse der Datenpannen in einem Krisenteam sowie
klare Meldungswege und eine Reflektion des Vorgangs sowie eine daraus
folgende Weiterentwicklung der Handlungsanweisungen.


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 08/18

https://www.bvmed.de/medinform-konferenz-zum-neuen-datenschutzrecht-vielzahl-neuer-regelungen-und-anforderungen-fuer-die-medtech-unternehmen

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 08/18 vom 8. Februar 2018

V.i.S.d.P.: Manfred Beeres M.A.

Leiter Kommunikation/Presse

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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AKTION/2619: Bielefeld - The Owls + The Mistery Girls + Sieben vor Neun + Phil Solo am 21.2.2018


The Owls + The Mistery Girls + Sieben vor Neun + Phil Solo



Die Schülerbands der Realschule Lemgo starten durch. Musik- und
Sportlehrer Philipp Meyer leitet die erfolgreichen Bands, die aus dem
»m-Klassen-Profil« der Realschule Lemgo hervorgehen, schon zahlreiche
Kompositionswettbewerbe gewonnen haben und mehrfach zur besten
Schülerband in OWL gekürt wurden.

Mit The Owls, The Mystery Girls und Sieben vor Neun treten an diesem
Fernsehkonzertabend gleich drei dieser erfolgreichen Schülerbands auf.
Abschließend spielt Lehrer Phil Solo akustisch charmanten Indie Rock!

Ort: Kanal 21, Das Bielefelder Bürgerfernsehen/Offener TV-Kanal
Bielefeld e.V.

Meisenstr. 65, 33607 Bielefeld

Tel. 0521 / 260 98 11, Fax 0521 / 260 58 75

Internet: http://www.kanal-21.de 

Veranstalter: Kanal 21 | Unterstützt durch das Kulturamt
Bielefeld

Termin: 21.02.2018, 19:00 Uhr

Karten bestellen, Preise: EUR 11,00

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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JAZZ/2115: Bielefeld - "Marie Kruttli Trio" am 21. Februar 2018


Marie Kruttli Trio



Das Marie Kruttli Trio beeindruckt: aufregend, bunt und gewagt. Jazz
braucht Trios wie dieses, schrieb ein englischer Kritiker über das
Debut Album. Und wahrlich, die Drei brauchen den Vergleich mit den
großen Namen nicht zu scheuen. Mit reifem Ton, eindeutiger Ästhetik
und betörender Virtuosität entsteht hier Musik von hoher Relevanz.
Lässig manövrieret die erst 26jährige Welschschweizerin sich und Ihre
Bandkollegen durch vertrackte Rhythmusgebilde und verwobene
Akkordketten, ohne dabei verkopft oder krampfhaft gewollt zu wirken.
Im Gegenteil, groovig schillern die Melodien - charmant und mit viel
hintergründigem Witz erscheinen die Akteure. Kein Hipster
Minimalismus, keine Ironie, sondern klare und wahrlich eigene Ansätze
und Ideen, tief in der europäischen Klaviertradition verankert und
beeinflusst von den Klangidealen eines Strawinsky und Debussy. Marie
Kruttli: Piano, Komposition/ Lukas Traxel: Bass/ Martin Perret:
Schlagzeug

Ort: Movement-Theater

Haller Weg 38, 33617 Bielefeld

Tel. 0521 / 1438238, Fax 0521 / 1438382

Internet: http://www.movement-bielefeld.com/februar 

Veranstalter: Movement Theater

Termin: 21.02.2018, 19:30 - 21:30 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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KLASSIK/10050: Bielefeld - Mettis Streichquartett »Kammermusik virtuos« am 20.2.2018


Mettis Streichquartett »Kammermusik virtuos«



Es ist der Traum aller Klassik-Fans: Schon heute die jungen
MusikerInnen im Konzert kennenlernen, die morgen als Stars auf den
großen Bühnen der Welt gastieren. Die »Neuen Namen« machen es möglich!

Vier hochkarätige Musiker stecken hinter Mettis-Streichquartett, einem
vielfach preisgekrönten Ensemble aus Litauen. Bei dem renommierten
Streichquartettwettbewerb in Bordeaux beeindruckten sie die Jury mit
expressivem Spiel, sattem Klang und unglaublicher Spielfreude. Der
Name leitet sich vom griechischen 'Metis', einer antiken
mythologischen Figur aus dem Göttergeschlecht der Titanen, die sich in
verschiedene Gestalten verwandelte, ab. Sie verkörpert Qualitäten wie
Scharfsinn und komplexes Wissen. Haydn, Ciurlionis, Schumann und
Weitere gehören zum Repertoire der vier Musiker.

Ort: Rudolf-Oetker-Halle

Lampingstraße 16, 33615 Bielefeld

Stadtplanausschnitt

Termine: 20.02.2018, 18:30 Uhr

Karten bestellen, Preise: EUR 21,05

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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LIEDER/1777: Bielefeld - Kai und Funky von Ton Steine Scherben mit Gymmick + Major5, 20.2.2018


Kai und Funky von Ton Steine Scherben mit Gymmick + Major5



Ton Steine Scherben sind in der Musiklandschaft dieses Landes eine
legendäre Formationen - und jetzt, fast in Originalbesetzung, wieder
auf Tour. Die beiden Ur-Scherben Kai Sichtermann am Bass, und Funky K.
Götzner am Schlagzeug und an der Cajón, zusammen mit dem Nürnberger
Liedermacher Gymmick als Sänger, erweisen dem Testament Rio Reisers
alle Ehre. Gemeinsam lassen sie die Songs der schon beinahe mythischen
Band auf den Bühnen dieses Landes zu neuem Leben erwachen.

Major5 sind fünf Musiker aus Ostwestfalen-Lippe, die sich Anfang 2015
zusammen gefunden haben, um selbst geschriebenen, englischsprachigen,
rockigen Gitarren-Pop zu machen. Das Hauptaugenmerk liegt dabei auf
rein akustischen Songs, die aber ab und an auch gerne mal mit
elektrischen Gitarren ausgeschmückt werden. Mitte 2017 erschien ihre
erste 5 Track EP »White EP«. Das Konzert in Bielefeld spielen sie zu
dritt: Die Sänger und Gitarristen Marcus und Andi und Sängerin Juli
präsentieren ihre Songs.

Marcus: Gesang, Gitarre | Andi: Gesang, Gitarre | Juli: Gesang

Ort: Kanal 21, Das Bielefelder Bürgerfernsehen/Offener TV-Kanal Bielefeld e.V.

Meisenstr. 65, 33607 Bielefeld

Tel. 0521 / 260 98 11, Fax 0521 / 260 58 75

Internet: http://www.kanal-21.de 

Termine: 20.02.2018, 20:00 Uhr

Karten bestellen - Preise: EUR 14,30

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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AUSLAND/8615: Aus aller Welt - 13.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Regierungspartei ANC für Präsident Zumas Absetzung

Südafrikas umstrittener Staatschef Jacob Zuma ist offiziell von
seiner Partei ANC zum Amtsverzicht aufgefordert worden. Wie
ANC-Generalsekretär Ace Magashule nach einer Marathonsitzung in
Johannesburg mitteilte, beschloß das Exekutivkomitee der Partei Zumas 
die Abberufung. Eine Frist für den Rücktritt sei dem von
Korruptionsvorwürfen belasteten Präsidenten nicht gesetzt worden.
ANC-Chef Cyril Ramaphosa will das angeschlagene Profil des ANC wieder
aufpolieren und bemüht sich seit Wochen, Zuma zum Rücktritt zu
bewegen. Ramaphosa gilt als wahrscheinlicher Nachfolger Zumas.

13. Februar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8615: Kriminalität und Rechtsprechung - 13.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Zwei tote Frauen in Wohnung entdeckt

In einer Wohnung im oberbayerischen Petershausen wurden am
Montagnachmittag die Leichen von zwei 40 Jahre alten Frauen entdeckt.
Die Polizei geht von einem Tötungsdelikt aus und hat bereits einen
Verdächtigen festgenommen. Wie die Behörden mitteilten, wurde am
Dienstag ein Haftbefehl gegen den tatverdächtigen 53jähriger Mieter
ausgestellt. Die Obduktion der beiden Leichen bestätigte unter
anderem eine Gewalteinwirkung gegen den Hals der Opfer. Die beiden
Freundinnen aus Dachau waren von Angehörigen seit Samstag als vermißt
gemeldet worden.

13. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8611: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 13.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Tillerson warnt vor Rückkehr der IS-Miliz

US-Außenminister Rex Tillerson warnt vor der Annahme, die
Dschihadistenmiliz "Islamischer Staat" (IS) sei bereits besiegt. Das
Ende der großen Militäreinsätze bedeute nicht, daß die Miliz
dauerhaft besiegt sei, mahnte Tillerson zum Auftakt des
Außenministertreffens der internationalen Anti-IS-Koalition in
Kuwait. Parallel läuft in Kuwait eine dreitägige Hilfskonferenz für
den Wiederaufbau des kriegszerstörten Irak. Tillerson kündigt an, die
USA würden weitere 200 Millionen US-Dollar bereitstellen, um befreite
Gebiete in Syrien zu unterstützen. Die russische Regierung
kritisierte unterdessen die amerikanischen Aktivitäten in Syrien.
Außenminister Sergej Lawrow warf den USA vor, einen Quasi-Staat auf
einem großen Territorium Syriens, vom Ostufer des Euphrat bis zur
irakischen Grenze hinaus, schaffen zu wollen. Diese einseitigen
Schritte würden die territoriale Integrität Syriens untergraben.

13. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8613: Aus Parlament und Gesellschaft - 13.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Von oben beschlossener Wechsel an der SPD-Spitze stößt auf Widerstand

Nach dem Rückzug von Parteichef Martin Schulz sollte Fraktionschefin
Andrea Nahles kommissarische SPD-Vorsitzende werden. Das
SPD-Präsidium wollte am Dienstag die entsprechenden Weichenstellungen
für diese Personalie vornehmen. Doch nun kommt offenbar alles ganz
anders. Der nur im kleinsten Führungszirkel beschlossene Wechsel an
der Parteispitze erweckt den Verdacht der Kungelei. Die
Sozialdemokraten in Berlin und in Schleswig-Holstein reagieren
gereizt auf die Pläne der Parteiführung. Derweil kündigte die
Flensburger SPD-Oberbürgermeisterin Simone Lange überraschend eine
Gegenkandidatur zu Nahles an. Die 41jährige Politikerin forderte eine
offene Diskussion, wer die Partei künftig führen soll.

13. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8612: Tragisches und Kurioses - 13.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Meeresspiegelanstieg dramatischer als erwartet

Einer neuen Klimastudie einer Forschergruppe um den
US-Wissenschaftler Steven Nerem von der University of Colorado
zufolge steigt der Meeresspiegel schneller als bisher angenommen.
Anhand von Satellitenmessungen errechneten die Wissenschaftler, daß
der Anstieg im Jahr 2100 nicht bei drei, sondern bei zehn Millimeter
im Jahr liegt. Demnach wird der Durchschnittspegel
an den Küsten am Ende des Jahrhunderts um 65 Zentimeter höher liegen
als noch 2005. Die Forscher veröffentlichten ihre Studie in den Proceedings der
US-Nationalen Akademie der Wissenschaften ("PNAS").

13. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7697: Aus Forschung und Technik - 13.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



ICARUS beobachtet, wohin Tiere ziehen

Ein unbemanntes russisches Frachtraumschiff ist am Dienstag vom
Kosmodrom Baikonur in Kasachstan abgehoben. Die Progress-Kapsel
bringt 2,5 Tonnen Nachschub zur Internationalen Raumstation ISS. Mit
an Bord ist auch eine Antenne für das deutsch-russische
Tierbeobachtungsprojekt ICARUS (International Cooperation for Animal
Research Using Space). Nach Informationen des Deutschen Zentrums für
Luft- und Raumfahrt (DLR) sollen ab Sommer Daten zu den
Bewegungsprofilen und Wanderrouten von Tieren gesammelt werden. Tiere
reagieren oftmals viel früher und sensibler auf Umweltveränderungen
als Menschen, erklärte das DLR. Zwei Jahre soll der Testbetrieb von
ICARUS auf der ISS dauern.

13. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7710: Aus aller Welt - 13.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Haftbefehle gegen führende ELN-Kader in Kolumbien

Die Generalstaatsanwaltschaft Kolumbiens hat 27 Haftbefehle gegen
ranghohe Mitglieder der marxistisch-leninistischen
Guerillaorganisation ELN (Ejército de Liberación Nacional/Nationale
Befreiungsarmee) ausgestellt. Der Anführer Bautista und die anderen
Guerilleros sollen sich für Rebellion, Mord und die
Zwangsrekrutierung von Minderjährigen verantworten.

Die von Kolumbiens Präsident Santos angestrebten
Friedensverhandlungen mit der ELN waren Ende Januar auf unbestimmte
Zeit ausgesetzt worden, nachdem die Rebellen mehrere Bombenanschläge
auf Polizeiwachen verübt hatten. Santos hält eine Wiederaufnahme der
Gespräche für sehr schwierig.

Zuletzt hatten ELN-Kämpfer einen Soldaten bei der Überprüfung eines
Fahrzeugs erschossen. Darin wurde dem Militär zufolge Sprengstoff zur
Zerstörung einer Brücke transportiert. Am Wochenende hatte die ELN
mit der Sprengung von Brücken, Mautstationen und Straßen begonnen.

Die ELN ist nach der Waffenniederlegung der Farc die einzig
verbliebene Guerillaorganisation in Kolumbien. Ihr sollen knapp 2000
Kämpfer und Kämpferinnen angehören. Die Organisation war in den
1960er Jahren gegründet worden und orientierte sich zunächst stark am
kubanischen Sozialismus. Später schlossen sich Geistliche an, die von
der Befreiungstheologie geprägt waren.

13. Februar 2018
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GESUNDHEIT/7671: Medizin und Gesundheitswesen - 13.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Dillingen schließt Geburtshilfeabteilung wegen Personalmangels

Im schwäbischen Dillingen hat Personalmangel die Verwaltung des
dortigen Kreiskrankenhauses gezwungen, erst einmal für rund drei
Monate die Geburtshilfeabteilung zu schließen. Denn mit den noch
vorhandenen Hebammen und Ärzten könne kein Dienstplan
aufrechterhalten werden, um die Mütter und Neugeborenen rund um die
Uhr zu versorgen. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, soll die
Abteilung deshalb ab dem 23. März geschlossen werden. Zum 1. Juli
will man mit neuen Mitarbeitern einen Neustart versuchen.

13. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7698: Kriminalität und Rechtsprechung - 13.02.2018 (SB)




VOM TAGE



IKRK-Bericht zur Zahl der Gefängnisinsassen in der Welt

Weltweit waren 2015 zehn bis elf Millionen Menschen inhaftiert, die
Hälfte in den USA, China, Rußland und Brasilien. Das geht aus einem
neuen Buch des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz hervor.
Die Zahl der Gefangenen ist zwischen 2000 und 2015 um fast 20 Prozent
gestiegen. In Europa war die Zahl rückläufig. Allein in den USA waren
2,2 Millionen Menschen, darunter überproportional Menschen mit
lateinamerikanischen oder afrikanischen Wurzeln, inhaftiert. Zum
Ländervergleich wird die Zahl der Gefangenen pro 100.000 Einwohner
angegeben. Die Liste wird von den Seychellen angeführt, gefolgt von
den USA mit einer Gefangenenquote von knapp 700. Auch für
Turkmenistan, Kuba, El Salvador, Thailand, Rußland und Ruanda werden
hohe Gefangenenraten gemeldet. In Nord- und Westeuropa lag die Rate
im Durchschnitt unter 100. Die meisten Gefangenen weltweit sind
männlich. Frauen haben einen Anteil von 6,8 Prozent.

13. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7624: Sprache, Kunst und Medium - 13.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Der Vorverkauf für die Berlinale ist angelaufen

In zwei Tagen wir an der Spree die 68. Auflage der Berlinale eröffnet.
Festival-Direktor Dieter Kosslick ist zum 17. Mal Gastgeber des
Filmfestes.

Zum Auftakt am 15. Februar hat der Texaner Wes Anderson mit dem
Animationsfilm "Isle of Dogs - Ataris Reise" eine Weltpremiere.

Im internationalen Wettbewerb um den Goldenen Bären war der
US-Regisseur bereits dreimal vertreten: Mit "Die Royal Tenenbaums"
(2002), "Die Tiefseetaucher" (2005) und "Grand Budapest Hotel (2014)",
der ihm den Großen Preis der Jury einbrachte.

In den folgenden zehn Tagen sind bei 949 Vorführungen 385 Filme zu
sehen. 24 davon nehmen am Hauptwettbewerb um die begehrten Goldenen
und Silbernen Bären teil. Darunter sind immerhin vier deutsche
Arbeiten und insgesamt zehn mit deutscher Beteiligung.

Indessen ist am Montagvormittag um 10 Uhr der Vorverkauf angelaufen.
Kinofans, die es auf bestimmte Billetts abgesehen hatten, sammelten
sich bereits in den frühen Morgenstunden - zumeist ausgerüstet mit
heißen Getränken, Schlafsäcken und Isomatten - vor den Kassen am
Potsdamer Platz.
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MILITÄR/7688: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 13.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutschland soll mehr für die Kriegsführung ausgeben

US-Präsident Trump verlangt von den NATO-Mitgliedern, daß sie bis
spätestens 2024 mindestens zwei Prozent ihres Bruttoinlandsprodukts
für Militär ausgeben. Am Mittwoch steht das Thema auf der
Tagesordnung eines Treffens der NATO-Verteidigungsminister in
Brüssel. Am Vortag faßte der NATO-Generalsekretär Stoltenberg den
Stand zusammen. Demnach werden im laufenden Jahr acht NATO-Länder die
verlangte Quote an Militärausgaben erfüllen. Bis 2024 werden 15 von
29 Allianzmitgliedern mindestens zwei Prozent ihrer
Wirtschaftsleistung für die Kriegsführung aufwenden. Deutschland
gehört nicht dazu. Das liegt daran, daß das BIP laufend steigt.
Ansonsten kommen die Militärausgaben Deutschlands im laufenden Jahr
auf 1,24 Prozent des BIP, während es 2017 1,22 Prozent gewesen waren.
Stoltenberg begrüßte es, daß die Bundesrepublik Ausgabenkürzungen
beim Militär gestoppt hat und zu einer Erhöhung des Wehretats
übergegangen ist. Der Generalsekretär rief Deutschland auf, die
Ausgabenentwicklung zu beschleunigen.
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POLITIK/7702: Aus Parlament und Gesellschaft - 13.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Bundesregierung läßt kostenlosen ÖPVN testen

Die Bundesregierung plant offenbar Versuche mit kostenlosem
Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPVN) in mehreren Städten. Zusammen
mit anderen Maßnahmen will die Regierung einer Klage der
EU-Kommission beim Europäischen Gerichtshof gegen die
Luftverschmutzung in deutschen Städten zuvorkommen. Das Magazin
Politico berichtete zuerst von einem Schreiben von Umweltministerin
Barbara Hendricks, Verkehrsminister Christian Schmidt und
Kanzleramtschef Peter Altmaier an den EU-Umweltkommissar Karmenu
Vella, in dem erklärt wird, die Bundesregierung denke zusammen mit
den Ländern und Kommunen über einen kostenlosen öffentlichen
Nahverkehr nach. Entsprechende Versuche sollen in Bonn, Essen,
Herrenberg (Baden-Württemberg), Reutlingen und Mannheim starten.
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SONSTIGES/7674: Tragisches und Kurioses - 13.02.2018 (SB)




VOM TAGE



China bricht notgedrungen mit uralter Feuerwerkstradition

Obwohl die Regierung in Peking selbstverständlich weiß, wie wichtig
der Bevölkerung zum Neujahrsfest das Austreiben der bösen Geister,
sprich das Abbrennen von Feuerwerk in allen möglichen Formen ist,
wurde wegen der extremen Luftverschmutzung für rund 400 Städte ein
Feuerwerksverbot verhängt.

Natürlich werden sich nicht alle Chinesen daran halten, aber wegen
angedrohter drastischer Strafen zeichnet sich für die gut
tausendjährige Schwarzpulverindustrie in diesem Jahr immerhin ein
Verkaufsrückgang von rund 30 Prozent ab. Vor allem die kleinen
Familienbetriebe sind verzweifelt, sie hätten jetzt eigentlich
Hochsaison.
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SOZIALES/7699: Arbeit, Soziales und Familie - 13.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Alleinstehend und arm

Vor zwei Jahren lebten in Deutschland 16,43 Millionen alleinstehende
Erwachsene ohne Kinder. 32,9 Prozent von ihnen waren von Armut
bedroht. Das galt auch für 17 Prozent der Alleinstehenden mit einer
Beschäftigung. Die aktuellen Angaben des europäischen Statistikamts
Eurostat hat Sabine Zimmermann, die Stellvertretende
Fraktionsvorsitzende Der Linken, ausgewertet und gegenüber der
Deutschen Presse-Agentur kommentiert. Die Abgeordnete erwartet von
einer neuen Bundesregierung, daß sie etwas gegen den in Deutschland im
EU-Vergleich ausgeprägten Niedriglohnsektor unternimmt. Zimmermann
fordert unter anderem eine Erhöhung des Mindestlohns auf zwölf Euro
sowie ein Verbot von Leiharbeit und sachgrundlosen Befristungen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7682: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 13.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Fledermäuse verhindern Abriß einer maroden Brücke

Fledermäuse sind nicht bei allen Bundesbürgern sehr beliebt.
Umweltschützer sehen sie hingegen gerne. Schließlich kann mit Verweis 
auf diese nachtaktiven Flugkünstlern manch ein überflüssiges 
Bauvorhaben be- oder verhindert werden. So berichtete die Berliner 
Morgenpost gerade, daß sich der Abriß einer hundertjährigen, maroden 
Bahnbrücke in Lichtenberg verzögert, damit die Tiere nicht in ihrer 
Winterruhe gestört werden. Dabei reicht es schon, daß ein 
Fledermausverdacht besteht. Denn wegen eines solchen hat das 
Bezirksamt Lichtenberg bis April 2018 ein Abrißverbot ausgesprochen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7687: Märkte und Finanzen - 13.02.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Kommission will Batterieproduktion für Elektrofahrzeuge fördern

Beim "Batteriegipfel" in Brüssel hat der Energiekommissar Maros
Sefcovic Autohersteller und Zulieferer aufgerufen, europaweit
mindestens zehn riesige Batteriefabriken für Elektrofahrzeuge zu
bauen. Außerdem plädierte er für Kooperationen auf dem Gebiet über
nationale Grenzen hinweg. Nach dem Treffen sagte Sefcovic, bis Mitte
des nächsten Jahrzehnts werde die Nachfrage nach Elektroautos
deutlich steigen und der Markt für Energiespeicher einen Umfang von
rund 250 Milliarden Euro erreichen. Der Energiekommissar peilt
Fertigungskapazitäten entsprechend 100 Gigawattstunden an.

Ende nächster Woche wird die EU-Kommission Strategien zur Förderung
von Forschung und Entwicklung für leistungsfähige Batterien für
Elektroautos vorlegen. Unter anderem wird es darum gehen, daß die
Nationalstaaten die Branche in gewissen Maßen subventionieren dürfen.
Laut Sefcovic soll Europa in dem Bereich weltweit wettbewerbsfähig
werden. An dem inzwischen zweiten "Batteriegipfel" hatten mehr als 40
Vertreter der Auto- und Technologiebranche sowie nationaler
Regierungen teilgenommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7705: Aus Forschung und Technik - 13.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Google sperrt Werbung aus

Jetzt zieht auch Google gegen Werbung zu Felde. Wie dpa meldete, will
der US-Internetgigant auf seinem Browser Chrome bestimmte Werbung 
sperren. Allerdings geht es dabei weniger darum, die User vor Werbung 
zu bewahren, schließlich verdient das Unternehmen jährlich Milliarden 
Dollar an Werbegeldern damit, sondern der Konzern will offenbar 
verhindern, daß immer mehr Nutzer einen Adblocker installieren, mit 
dem sich die Online-Werbung komplett ausblenden läßt. Nicht wenige 
Experten erwarten, daß Google mit seinem Filter seine ohnehin schon 
mächtige Stellung im Werbegeschäft weiter ausbaut. Immerhin betreibt 
der Konzern einen milliardenschweren Anzeigenmarkt im Internet. Und 
das hauseigene Produkt Chrome ist mit einem Marktanteil von rund 56 
Prozent der mit Abstand meistgenutzte Browser weltweit.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





GENETIK/249: Die Software Scanpy verarbeitet riesige Mengen an Einzelzelldaten (idw)


Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und
Umwelt - 12.02.2018

Die Software Scanpy verarbeitet riesige Mengen an Einzelzelldaten



Wissenschaftler des Helmholtz Zentrums München haben ein neues Programm
entwickelt, das große Datensätze beherrschbar machen soll. Die Software
mit dem Namen Scanpy ist beispielsweise ein Kandidat für die Auswertung
des Human Cell Atlas Projekts und wurde nun in 'Genome Biology'
publiziert.




[image: Quelle: © Helmholtz Zentrum München]

Visualisierung von Genexpressionsmustern muriner Gehirnzellen mit
Scanpy

Quelle: © Helmholtz Zentrum München



"Es geht um die Analyse von Genexpressionsdaten* zahlreicher einzelner
Zellen", erklärt Erstautor Alex Wolf vom Institute of Computational
Biology (ICB) des Helmholtz Zentrums München. Er hat Scanpy entwickelt,
gemeinsam mit seinem Kollegen Philipp Angerer in der Machine Learning
Gruppe von Institutsdirektor Prof. Dr. Dr. Fabian Theis, der neben seiner
Position am Helmholtz Zentrum auch Professor für Mathematische Modelle
biologischer Systeme an der TU München ist. "Die neue technische
Möglichkeiten generieren um Größenordnungen mehr Daten mit dementsprechend
höherer Information", schildert Theis. "Allerdings war die historisch
gewachsene Software-Infrastruktur zur Genexpressionsanalyse nicht auf die
neuen Herausforderungen ausgelegt." Entsprechend groß sei hier der Bedarf
nach neuen Analysemethoden.

Im Rennen für den Human Cell Atlas

Auch ein großes internationales Forschungsvorhaben könnte Theis zufolge
von der Software profitieren. Unter dem Namen 'Human Cell Atlas' tragen
zahlreiche internationale Wissenschaftler eine Referenzdatenbank zusammen,
in der die Genaktivität aller menschlichen Zelltypen erfasst ist. "Für
dieses Projekt oder auch bei der immer häufiger werdenden Zusammenlegung
von bestehenden Datensätzen ist es wichtig, eine skalierbare Software zu
haben", so Theis. Entsprechend sei Scanpy aktuell in der Auswahl für die
Analysesoftware des Human Cell Atlas (https://www.humancellatlas.org).

"Mit Scanpy publizieren wir die erste Software, die eine umfängliche
Analyse großer Genexpressionsdatensätze mit einem breiten Spektrum aus
Methoden des maschinellen Lernens und Statistik erlaubt", beschreibt Alex
Wolf den Fortschritt. "Bereits jetzt wird die Software in diversen Gruppen
weltweit eingesetzt, insbesondere auch am Broad Institute von Harvard und
dem Massachusetts Institute of Technology."

Technologisch beschreitet die Anwendung neue Wege: Während entsprechende
Biostatistik-Software traditionell in der Programmiersprache R geschrieben
wurde, basiert Scanpy auf der Sprache Python, die die Machine Learning
Community dominiert. Neu ist zudem, dass Graph-basierte Algorithmen das
Herz von Scanpy bilden. Anstatt Zellen wie bisher üblich als Punkte im
Koordinatensystem des Genexpressionsraums zu betrachten, verwenden die
Algorithmen ein graphartiges Koordinatensystem. Das heißt, anstatt eine
Zelle mit dem Expressionswert einiger Tausend Gene zu charakterisieren,
wird sie einfach durch die Angabe ihrer nächsten Nachbarn charakterisiert
- vergleichbar mit Verbindungen in sozialen Netzwerken. Wenn es zum
Beispiel um die Identifikation von Zelltypen geht, verwendet Scanpy also
die gleichen Algorithmen wie Facebook zur Identifikation von Communities.


Weitere Informationen

(*) Die Expression beschreibt, wie häufig ein Gen abgelesen wird, gibt also
Aufschluss über die Aktivität des Gens.

Hintergrund:

Das Team und Alex Wolf konnte erst kürzlich einen der vorderen Plätze beim
Data Science Bowl belegen, einem der weltweit höchstdotierten Wettbewerbe
zum Thema Big Data. In ihrem Beitrag hatte das Team einen Algorithmus
programmiert, der binnen weniger Millisekunden Lungenkrebs auf Basis von
300 Schichten eines dreidimensionalen Computertomographie (CT)-Scans
erkennt - ein Vorgang für den ein Radiologe im schlechtesten Fall mehrere
Stunden benötigen würde. Des Weiteren publizierte das Team kürzlich einen
Artikel in Nature Communications zur Rekonstruktion von Zellentwicklung
aus Einzelzellbildern: Malen nach Zahlen: Algorithmus rekonstruiert
Prozesse aus Einzelbildern.

https://www.helmholtz-muenchen.de/presse-medien/pressemitteilungen/alle-pressemitteilungen/pressemitteilung/article/41458/index.html

Original-Publikation:

Wolf, A. et al. (2018):

Scanpy: large-scale single-cell gene expression data analysis.

Genome Biology,

DOI: 10.1186/s13059-017-1382-0



Das Helmholtz Zentrum München verfolgt als Deutsches Forschungszentrum für
Gesundheit und Umwelt das Ziel, personalisierte Medizin für die Diagnose,
Therapie und Prävention weit verbreiteter Volkskrankheiten wie Diabetes
mellitus und Lungenerkrankungen zu entwickeln. Dafür untersucht es das
Zusammenwirken von Genetik, Umweltfaktoren und Lebensstil. Der Hauptsitz
des Zentrums liegt in Neuherberg im Norden Münchens. Das Helmholtz Zentrum
München beschäftigt rund 2.300 Mitarbeiter und ist Mitglied der
Helmholtz-Gemeinschaft, der 18 naturwissenschaftlich-technische und
medizinisch-biologische Forschungszentren mit rund 37.000 Beschäftigten
angehören.

www.helmholtz-muenchen.de

Das Institut für Computational Biology (ICB) führt datenbasierte Analysen
biologischer Systeme durch. Durch die Entwicklung und Anwendung
bioinformatischer Methoden werden Modelle zur Beschreibung molekularer
Prozesse in biologischen Systemen erarbeitet. Ziel ist es, innovative
Konzepte bereitzustellen, um das Verständnis und die Behandlung von
Volkskrankheiten zu verbessern.

www.helmholtz-muenchen.de/icb

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution44

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und

Umwelt, Sonja Opitz, Abteilung, 12.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/519: Jubiläumsjahr - 291 neue Senckenberger - Senckenberg-Wissenschaftler beschreiben weltweite Vielfalt (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 12.02.2018

Jubiläumsjahr: 291 neue Senckenberger - Senckenberg-Wissenschaftler
beschreiben weltweite Vielfalt



Frankfurt, 12.02.2018. Im 200. Jahr der Senckenberg Gesellschaft für
Naturforschung haben Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen der elf
Standorte 291 neue Arten beschrieben. Die Taxonomie und die nahezu 40
Millionen Objekte der wissenschaftlichen Sammlungen bilden die Grundlage
für die Senckenberg-Geobiodiversitätsforschung.




[image: Bild: © Senkenberg]

Unter den TOP 20 der neuentdeckten Arten: Clownsfrosch Dendropsophus
arndti.

Bild: © Senckenberg



Auch 200 Jahre nach der Gründung der Senckenberg Gesellschaft für
Naturforschung entdecken Wissenschaftler neue Arten auf der ganzen Welt.
Tiere, Pflanzen und andere Organismen werden mit verschiedenen Methoden
untersucht und - wenn sich herausstellt, dass sie zuvor noch nicht
dokumentiert wurden - neu beschrieben. Im zurückliegenden Jubiläumsjahr
konnten so mit traditionellen, morphologischen und molekularen Methoden
291 Arten von Senckenbergern neu beschrieben werden. "200 wären passender
gewesen", scherzt Prof. Dr. Dr. h.c. Volker Mosbrugger, Generaldirektor
der Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung, und fährt fort: "Aber
Spaß beiseite: Es ist immer wieder beeindruckend, wie wenig wir doch
unsere Erde kennen und wie viel es noch zu entdecken gibt!"

Dabei stammen nicht alle Neuentdeckungen von Forschungsreisen oder
Exkursionen; auch in vermeintlich bekannten Sammlungsschränken gibt es
immer wieder Überraschungen - sei es wegen der Revisionen ganzer Gattungen
oder dem Einsatz von neuen Analysemethoden.

250 der 2017 neu beschriebenen Arten sind rezent, 41 bereits ausgestorben
und nur als Fossil überliefert. Insgesamt leben oder lebten 206 der Tiere
und Pflanzen an Land, 14 im Süßwasser und 71 in den Weltmeeren. Das Gros
der neuen Arten (78) stammt aus Europa, darauf folgen Asien (57) sowie
Süd- und Nordamerika (42).

Der fossile Riesenpinguin Kumimanu biceae aus Neuseeland ist dabei sicher
eines der Highlights unter den Neuentdeckungen des Jubiläumsjahres. Der
Vogel erreichte zu Lebzeiten eine Größe von mehr als 1,70 Metern und ein
Körpergewicht von etwa 100 Kilogramm. Kleiner, aber um einiges bunter, ist
der Frosch Dendropsophus arndti, der im Rahmen von Feldarbeiten auf dem
Gelände der Senckenberg-Forschungsstation "Chiquitos" in Bolivien entdeckt
wurde. Der gelb-braungefärbte Frosch wurde anhand seiner Rufe sowie mit
molekularen und morphologischen Analysen als neue Art enttarnt. "Ganz
besonders freuen wir uns, dass es dieser Clownsfrosch in die TOP 20 der
neuentdeckten Tierarten des Umwelt-Onlinejournals 'Mongabay' geschafft
hat", fügt Mosbrugger hinzu.

Mit 121 neuen Arten haben die Zweiflügler (Diptera) den größten Zuwachs
innerhalb einer Ordnung zu verzeichnen. Unter ihnen befindet sich auch
Dohrniphora volkswageni, entdeckt in einem Bernstein und als Dank für die
Forschungsförderung nach der VolkswagenStiftung benannt.

Aus der großen Klasse der Insekten wurde unter anderem die größte bekannte
Urblattwespe Megaxyela euchroma von Wissenschaftlern des Senckenberg
Deutsches Entomologisches Institut in Müncheberg beschrieben. Eine ganz
besondere winzige Neuentdeckung konnten die Wilhelmshavener Meeresforscher
beisteuern: die Dinoflagellate Gambierdiscus lapillus ist nur wenige
Millimeter groß, kann aber Auslöser für die Krankheit Ciguatera, die am
häufigsten auftretende Art der Fischvergiftung, sein.

Andere neue Arten wurden unter den Scheinpilzen (Oomyceten), den
sogenannten Ichnotaxa (Spurenfossilien) oder den Riesenkrabbenspinnen
gefunden. Dabei spiegelt die von Senckenbergern entdeckte Vielfalt immer
die vorhandene natürliche Diversität wieder: Aus großen Tiergruppen wie
den Gliederfüßern wurden insgesamt 225 Arten beschrieben, von den
Wirbeltieren dagegen gerade mal 19.

"Durch die diversen Forschungsschwerpunkte unserer Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler können wir viele Teilbereiche der biologischen
Vielfalt unserer Erde, aber auch das 'große Ganze' untersuchen. Jede der
neuentdeckten Arten hilft uns, die Natur und ihre Zusammenhänge zu
verstehen - zu unser aller Wohlergehen", schließt Mosbrugger.



Die Natur mit ihrer unendlichen Vielfalt an Lebensformen zu erforschen und
zu verstehen, um sie als Lebensgrundlage für zukünftige Generationen
erhalten und nachhaltig nutzen zu können - dafür arbeitet die Senckenberg
Gesellschaft für Naturforschung seit nunmehr 200 Jahren. Diese integrative
"Geobiodiversitätsforschung" sowie die Vermittlung von Forschung und
Wissenschaft sind die Aufgaben Senckenbergs. Drei Naturmuseen in
Frankfurt, Görlitz und Dresden zeigen die Vielfalt des Lebens und die
Entwicklung der Erde über Jahrmillionen. Die Senckenberg Gesellschaft für
Naturforschung ist ein Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. Das Senckenberg
Naturmuseum in Frankfurt am Main wird von der Stadt Frankfurt am Main
sowie vielen weiteren Partnern gefördert.

Mehr Informationen unter:

www.senckenberg.de.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen, Judith Jördens, 12.02.2018
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FORSCHUNG/218: Auf chemischen Wellen zu Katalysatoren der Zukunft (idw)


Technische Universität Wien - 12.02.2018

Auf chemischen Wellen zu Katalysatoren der Zukunft



Spektakuläre Elektronenmikroskop-Aufnahmen der TU Wien führen zu
wichtigen Erkenntnissen: Chemische Reaktionen können in spiralartigen
Multifrequenz-Wellen ablaufen und lokale Informationen über Katalysatoren
liefern.

Sie wirken fast hypnotisch, wie eine Lavalampe. Die Wellen, die an der TU
Wien unter dem Photoemissionselektronenmikroskop sichtbar werden,
überziehen ein Stück Rhodium-Folie mit bizarren Mustern, die über die
Oberfläche schwappen.

Wellen kennt man in ganz unterschiedlichen Formen - als Wasserwellen,
Lichtwellen oder Schallwellen. Doch hier handelt es sich um etwas ganz
anderes - gewissermaßen um Chemie-Wellen. Auf der Kristalloberfläche läuft
eine chemische Reaktion ab, aber sie verläuft nicht nur in eine Richtung,
sondern kehrt periodisch zum Ausgangszustand zurück. Je nachdem, in
welcher Phase dieser zyklisch ablaufenden Reaktion sich die
Kristalloberfläche befindet, erscheint sie im
Photoemissionselektronenmikroskop hell oder dunkel. Dadurch entsteht ein
wanderndes Wellenmuster. Erstmals gelang es nun, diesen Effekt auf
mikroskopisch kleinen Kristallkörnern eines polykristallinen Katalysators
abzubilden. Dort ergeben sich faszinierende Spiralstrukturen, aus deren
Bewegung man Information über die Eigenschaften der einzelnen
Kristallkörner erhalten kann.

Hasen, Füchse und Kristalle

Normalerweise stellt man sich eine chemische Reaktion zielgerichtet vor:
Aus bestimmten Ausgangsstoffen werden bestimmte Endprodukte. Doch so
einfach muss es nicht sein. "Es kann zu Oszillationen kommen, zum
periodischen Wechsel zwischen zwei verschiedenen Zuständen", erklärt Prof.
Günther Rupprechter vom Institut für Materialchemie der TU Wien. Das kennt
man aus ganz unterschiedlichen Wissenschaftsbereichen - zum Beispiel von
Räuber-Beute-Modellen: Wenn Füchse Hasen fressen, bis irgendwann kaum noch
Hasen vorhanden sind, werden die Füchse hungern und ihre Anzahl wird
zurückgehen - woraufhin sich die Hasenpopulation erholt. Ähnliche Muster
findet man bei Immobilienpreisen, oder eben auch bei chemischen
Reaktionen.

Das Team an der TU Wien untersucht Wasserstoffoxidation, die Grundlage
jeder Brennstoffzelle. Dazu werden Rhodiumkristalle einer Atmosphäre aus
Sauerstoff und Wasserstoff ausgesetzt. Zunächst werden Sauerstoffmoleküle
(O2) an der Oberfläche adsorbiert und dabei aufgespalten. Die einzelnen
Sauerstoffatome können dann ins Innere des Kristalls wandern und unter der
äußersten Rhodium-Lage eine dünne Oxidschicht bilden. Dadurch wird aber
die Fähigkeit der Oberfläche verringert, weiteren Sauerstoff zu binden.
Stattdessen wird vermehrt Wasserstoff gebunden, der im Rhodium dann mit
dem vorher aufgenommenen Sauerstoff zu Wasser reagiert. Das Wasser
verlässt die Oberfläche wieder, irgendwann ist die Zahl der
Sauerstoffatome wieder auf das ursprünglich niedrige Niveau zurückgekehrt,
und der ganze Prozess beginnt von vorne.

Unterschiedliche Winkel - unterschiedliche Frequenz

"Solche oszillierenden Reaktionen hat schon der Nobelpreisträger Gerhard
Ertl untersucht", erzählt Prof. Yuri Suchorski, der Erstautor des Papers,
der, wie auch Prof. Rupprechter, im Berliner Institut von Prof. Ertl tätig
war, bevor er an die TU Wien wechselte. "Wir sind nun aber einen wichtigen
Schritt weitergegangen: Uns ist es gelungen, auf einer polykristallinen
Oberfläche zahlreiche Oszillationen unterschiedlicher Frequenz
gleichzeitig ablaufen zu lassen." Eine polykristalline Oberfläche besteht
aus unterschiedlichen Kristallkörnern, deren Kristallgitter in
unterschiedlichen Winkeln zur Oberfläche ausgerichtet sind.

Diese Winkel spielen eine entscheidende Rolle: Von der Richtung, in der
man einen Kristall schneidet, hängt die geometrische Anordnung der Atome
auf seiner Oberfläche ab. Und das legt auch die Geschwindigkeit fest, mit
der die chemische Reaktion den Oszillations-Zyklus durchläuft.

Auf einer polykristallinen Oberfläche hat man also unterschiedliche
Regionen, auf denen der Kreislaufprozess unterschiedlich schnell abläuft.
Und genau dadurch ergeben sich faszinierende Wellenmuster: Wenn die
Chemie-Welle über die Oberfläche schwappt und dabei die Grenze von einem
Kristallkorn zum anderen passiert, wird sie schneller oder langsamer,
ähnlich wie Licht, das von der Luft ins Wasser fällt. Dadurch werden die
komplizierten spiralförmige Wellenstrukturen entsprechend der Oberfläche
des Kristallkorns verändert. "Aus diesen Strukturen können wir nun sehr
viel über das Material lernen", sagt Günther Rupprechter. "Mit einem Blick
können wir nun sehen, welche Regionen unserer Oberfläche bessere
katalytische Eigenschaften haben."

Auf dem Weg zur künftigen Wasserstoffenergetik

Wichtig ist das, um mehr über die Katalyse der Wasserstoff-Oxidation zu
lernen. "Für die mobilen Energielieferanten der Zukunft, Brennstoffzellen,
deren einziges Abgas aus reinem Wasser besteht, braucht man neue
Materialien, die beim Spalten von Wasserstoff helfen - doch nach wie vor
hat man diese Prozesse nach wie vor nicht völlig verstanden", sagt Prof.
Yuri Suchorski. "Hier sind noch viele Fragen offen - und wir haben jetzt
eine neue, sehr elegante Möglichkeit, diesen Fragen nachzugehen."

Die Arbeiten wurden im Rahmen des vom FWF geförderten
Spezialforschungsbereichs (SFB) FOXSI und in Kooperation mit der Chalmers
Universität Göteborg (Schweden) durchgeführt.


Originalpublikation:

Visualizing catalyst heterogeneity by a multifrequential oscillating
reaction,

Suchorski et al.,

Nature Communicationsvolume 9, Article number: 600 (2018).

Weitere Informationen unter:

https://www.youtube.com/watch?v=SKQ7C3IrAuc

- Video

https://www.nature.com/articles/s41467-018-03007-3

- Originalpublikation

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution88
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FORSCHUNG/398: Was löste Gashydrate am Ende der letzten Eiszeit auf? (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 12.02.2018

Was löste Gashydrate am Ende der letzten Eiszeit auf?



Große Mengen des Treibhausgases Methan lagern als feste Gashydrate in den
Kontinentalhängen der Ozeanränder. Sie sind nur bei niedrigen Temperaturen
und hohem Druck stabil. Doch welche Faktoren können die
Gashydratstabilität noch beeinflussen? Ein deutsch-norwegisches
Forscherteam hat vor Norwegen Belege gefunden, dass die Menge des sich auf
dem Meeresboden ablagernden Sediments eine entscheidende Rolle spielen
kann. Die Studie erscheint heute in der internationalen Fachzeitschrift
Nature Communications.

Methanhydrate, auch als brennendes Eis bezeichnet, kommen an den Rändern
aller Ozeane vor. Nur unter hohem Druck und bei niedrigen Temperaturen ist
die Verbindung aus Methan und Wasser im Meeresboden stabil. Wird der Druck
zu gering oder die Temperatur zu hoch, lösen sich die Hydrate auf, das
Methan wird als Gas freigesetzt und entweicht aus dem Boden in die
Wassersäule. Deshalb gibt es Befürchtungen, dass die global steigenden
Wassertemperaturen langfristig die Gashydrate im Meeresboden
destabilisieren könnten. Gleichzeitig ist noch nicht abschließend geklärt,
welche weiteren Faktoren die Stabilität von Gashydraten noch beeinflussen.

Ein Team von Forschern des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung
Kiel hat jetzt zusammen mit Kollegen aus Bergen, Oslo und Troms¢
(Norwegen) herausgefunden, dass am Ende der letzten Eiszeit vor der Küste
Norwegens nicht die Wassertemperaturen, sondern die große Menge an
Sedimenten, die durch das Abschmelzen der Gletscher freigesetzt wurden,
den größten Einfluss auf die Auflösung von Gashydraten und die Freisetzung
von Methan hatte. Die Ergebnisse veröffentlichen sie heute in der
internationalen Fachzeitschrift Nature Communications.

Für die Studie hatte sich das Team das Nyegga-Gebiet vor der Küste
Mittelnorwegens ausgesucht. "Es eignet sich sehr gut, wenn man die Dynamik
von Gasen und Flüssigkeiten im Meeresboden untersuchen will", sagt der
Erstautor Dr. Jens Karstens GEOMAR, "denn dort gibt es im Meeresboden
große Gashydratvorkommen, und am Meeresboden viele kraterartige
Vertiefungen, sogenannte Pockmarks. Sie werden allgemein mit Gasaustritten
aus tieferen Gaslagerstätten in Verbindung gebracht, ihre genaue
Entstehung ist in diesem Gebiet aber bisher ungeklärt."

Aus dem Nyegga-Gebiet existieren außerdem schon zahlreiche
Meeresbodenkarten, Sedimentkerne und seismische Messungen, die die
Forschenden als Grundlage für die neue Studie nutzen konnten. "So wussten
wir auch, dass sich im letzten Abschnitt der jüngsten Eiszeit zwischen
30.000 und 15.000 Jahren vor heute in relativ kurzer Zeit große Mengen an
Sediment in der Region abgelagert haben", erklärt Dr. Karstens. In einem
Computermodell hat das Team mit den verfügbaren Daten dann die Entwicklung
des Meeresbodens und die Reaktion der Gashydrate in diesem Zeitraum
simuliert.

Dabei kam heraus, dass gegen Ende der Eiszeit trotz des steigenden
Meeresspiegels und damit eines steigenden Drucks große Mengen Gashydrat
instabil wurden und sich das freiwerdende Gas einen Weg zum Meeresboden
gesucht hat. "Gashydrate sind nur in einer bestimmten Tiefe unter dem
eigentlichen Meeresboden stabil. Wenn sich dutzende Meter Sediment auf dem
Meeresboden ablagern, lösen sich am unteren Ende der Hydratvorkommen die
festen Verbindungen auf, während sich weiter oben neue bilden können. Doch
wenn der Meeresboden schon mit Gas gesättigt ist und dieser Prozess sehr
schnell abläuft, kann es passieren, dass die freiwerdenden Gase sich einen
Weg zum Meeresboden suchen, ohne neue feste Verbindungen einzugehen", so
Dr. Karstens.

Die Modellrechnung ergab auch, dass die Pockmarks in Nyegga
höchstwahrscheinlich mit diesem Phänomen in Verbindung stehen, denn sie
liegen genau im Gebiet der größten Gashydratauflösungen am Ende der
Eiszeit. Proben vom Meeresboden unterstützen diese Vermutung. In den
Pockmarks wurden Muschelschalen der Art Isorropodon nyeggaensis gefunden.
Diese Muschelart lebt in Symbiose mit Bakterien, die sich von Methan
ernähren. Und die Forscher konnten die Muscheln genau auf die Zeit
datieren, in der sich nach den Modellrechnungen die größten
Gashydratauflösungen ereigneten.
"Unsere Ergebnisse zeigen, dass schnelle Änderungen der Sedimentation
einen starken Einfluss auf das Gashydratsystem und damit den gesamten
Kohlenstoffkreislauf haben können", fasst Dr. Karstens die Ergebnisse der
Studie zusammen. Bisher wurde dieser Aspekt jedoch kaum berücksichtigt.
Weitere Studien an anderen Ozeanrändern seien jedoch nötig, um ein
globaleres Bild zu erhalten, betont der Kieler Geophysiker.


Originalarbeit:

Karstens, J., H. Haflidason, L. W. M. Becker, C. Berndt, L. Rüpke, S.
Planke, V. Liebetrau, M. Schmidt, J. Mienert (2017):

Glacigenic sedimentation pulses triggered post-glacial gas haydrate
dissociation.

Nature Communications,

http://dx.doi.org/10.1038/s41467-018-03043-z


Weitere Informationen unter:

http://www.geomar.de

- Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution818
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MELDUNG/336: Atmosphären-Forscher treffen sich an der Universität Leipzig (idw)


Universität Leipzig - 12.02.2018

Atmosphären-Forscher treffen sich an der Universität Leipzig



Mehr als 60 Experten aus den Bereichen der Atmosphären- und
Erdsystemforschung, die mithilfe des Höhenforschungsflugzeuges HALO (High
Altitude and Long Range Research Aircraft) durchgeführt wird, treffen sich
vom 14. bis 16. Februar 2018 zu ihrem jährlichen Kolloquium an der
Universität Leipzig. Die Wissenschaftler arbeiten im Rahmen des von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) geförderten Schwerpunktprogramms
(SPP) 1294 zusammen. Einer der Koordinatoren des Programms ist Prof. Dr.
Manfred Wendisch, der Leiter des Instituts für Meteorologie der
Universität Leipzig. Er hat zu dem Treffen eingeladen.

"Wir freuen uns auf die Diskussion der Ergebnisse der HALO-Missionen der
vergangenen drei Jahre sowie auf die Planung der kommenden spannenden
Vorhaben mit HALO", sagt er. Während des Kolloquiums werden die neuesten
wissenschaftlichen Erkenntnisse zu den Forschungsschwerpunkten der
einzelnen HALO-Missionen des SPP 1294, zu Klima- und Umweltveränderungen,
zu geowissenschaftlichen Themen sowie zu Wettervorhersagemodellen
vorgestellt und diskutiert. Ebenso werden die Konzepte und erste
Ergebnisse von Messungen mit für HALO speziell neu entwickelten
Messinstrumenten präsentiert.

"Wir sprechen unter anderem auch über gemeinsame Aktivitäten des
Koordinationsprojektes HALO wie thematische Workshops oder eine
Sommerschule für Doktoranden. Zwei Doktoranden werden für ihre
hervorragenden HALO-Veröffentlichungen ausgezeichnet. Das Kolloquium dient
zur Koordination der weiteren Zusammenarbeit im HALO SPP und ist wichtig,
um weiterhin Forschung auf international höchstem Niveau zu betreiben",
betont Wendisch.

Die technischen Eigenschaften des Forschungsflugzeugs ermöglichen die
Erforschung des globalen Klimas und atmosphärischer Prozesse. HALO erlaubt
es, Satellitenmessungen zu validieren und großräumig Beobachtungen des
Systems Erde zu realisieren. So tragen die Forschungen mit HALO zu einem
besseren Verständnis der Prozesse in der Atmosphäre und im Erdsystem sowie
von Klimaveränderungen bei. Im April 2018 wird HALO beispielsweise über
asiatische Ballungszentren fliegen, um dort die Zusammensetzung der
Luftmassen sowie die Abgasfahnen, die Asien im Frühling verlassen, zu
messen.

Das Forschungsflugzeug HALO ist eine Gemeinschaftsinitiative deutscher
Umwelt- und Klimaforschungseinrichtungen. HALO wurde aus Mitteln des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF), der
Helmholtz-Gemeinschaft (HGF) und der Max-Planck-Gesellschaft (MPG)
beschafft. Der Betrieb von HALO wird von der DFG, der MPG, dem
Forschungszentrum Jülich (FZJ), dem Karlsruher Institut für Technologie
(KIT), dem Deutschen GeoForschungsZentrum GFZ in Potsdam und dem
Leibniz-Institut für Troposphärenforschung in Leipzig (TROPOS) getragen.
Das DLR ist zugleich Eigner und Betreiber des Flugzeuges, das Messungen in
einer Flughöhe von bis zu 15 Kilometern Höhe erlaubt und eine Reichweite
von über 9.000 Kilometern hat.


Weitere Informationen unter:

www.halo-spp.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232
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RAUMFAHRT/980: ICARUS-Antenne ist auf dem Weg zur Internationalen Raumstation (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 13.02.2018

Deutsch-russische Kooperation für Tierbeobachtung aus dem All:

ICARUS-Antenne ist auf dem Weg zur Internationalen Raumstation 



Aufatmen und Freude am Kosmodrom im kasachischen Baikonur, im Deutschen
Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) in Bonn und im Max-Planck-Institut
für Ornithologie (MPIO) in Radolfzell am Bodensee: eine russische Sojus
2-1A-Rakete ist am 13. Februar 2018 um 9.13 mitteleuropäischer Zeit (MEZ,
14.13 Uhr Ortszeit) mit der Antenne für das deutsch-russische
Kooperationsprojekt ICARUS (International Cooperation for Animal Research
Using Space) an Bord zur Internationalen Raumstation aufgebrochen und soll
die ISS am 15. Februar 2018 um 11.45 Uhr MEZ erreichen. "Der russische
Progress-Raumfrachter MS-08 hat etwa 2500 Kilogramm Gepäck an Bord, wovon
auf ICARUS - das technisch modernste Projekt zur globalen Tierbeobachtung
aus dem All - etwa 200 Kilo entfallen", erklärt Johannes Weppler, 
ICARUS-Projektleiter im DLR Raumfahrtmanagement in Bonn. "Wir sind sehr froh, dass
ICARUS nach mehreren Jahren intensiver Vorbereitung nun bald in seine
operationelle Phase tritt und die dafür notwendige Hardware - die Antenne
und der On-Board-Computer - nun bald am Swesda-Modul im russischen Segment
der Raumstation angekommen sind." Der Computer war bereits am 14. Oktober
2017 mit einer Sojus-Rakete zur ISS transportiert worden.

ICARUS möchte globale Wanderbewegungen von Tieren erforschen - im Fokus
sind zunächst Kleintiere wie Vögel, Fledermäuse oder Flughunde. Winzige,
weniger als fünf Gramm leichte, an den Tieren angebrachte Sender -
sogenannte Tags - sammeln Informationen über deren Wanderverhalten und
funken sie zur ISS. "Eingetragen in eine Datenbank sollen sie dabei helfen,
Tiere zu schützen, unser Klima und die Ausbreitung von Krankheiten besser
zu verstehen sowie nachhaltigere Landwirtschaft zu betreiben", verdeutlicht
DLR-Projektleiter Weppler Sinn und Zweck. Denn Tiere reagieren - im
Gegensatz zum Menschen - oftmals viel früher und sensibler auf
Umweltveränderungen.

Im April soll der ICARUS-Computer in der ISS in Betrieb genommen werden.
Funktioniert dieser wie erwartet, ist für den 8. August 2018 ein
Außenbordeinsatz der Kosmonauten Oleg Artemjew und Sergei Prokopjew zur
Installation der Antenne am Swesda-Modul geplant. Prokopjew soll im Juni
mit dem deutschen ESA-Astronauten Alexander Gerst zur Internationalen
Raumstation fliegen. Der Antennenblock besteht aus drei bis zu zwei Meter
langen Empfangs- und einer Sendeantenne. Die Empfangsantennen können
weltweit die Daten von mehr als 15 Millionen Sendern empfangen, die sich
irgendwo auf der Erde bewegen.

Auf der Erde sammeln die an den Tieren befestigten Tags Informationen über
das Tierverhalten. Dafür speichern sie zum Beispiel GPS-, Beschleunigungs-
und Umweltdaten. Um Energie zu sparen und somit die Lebensdauer zu erhöhen,
werden die Sende- und Empfangsmodule der Tags die meiste Zeit in einen
Schlafmodus versetzt. Da in den kleinen Geräten auch die Daten der
aktuellen ISS-Umlaufbahn gespeichert sind, "wachen" sie erst bei einem
Überflug der Raumstation auf. Dann senden sie ihre Daten zur Antenne im
Orbit. Über den ICARUS-Computer werden die Informationen dekodiert und zur
russischen ISS-Bodenstation in Moskau weitergeleitet. Von dort werden sie
in die wissenschaftliche Datenbank Movebank.org eingespeist, die vom
Max-Planck-Institut und der Universität Konstanz entwickelt wurde. Das
hauptsächlich von deutschen KMU entwickelte Gesamtsystem soll dabei
präziser und zuverlässiger als alle bisherigen Systeme arbeiten, und zudem
fundamental bessere Daten von Tieren liefern. Deutsche und russische
Wissenschaftler versprechen sich von den Daten nicht nur neue Aussagen über
die Lebensweise der Tiere, sondern erwarten damit auch Erkenntnisse zur
Verbreitung von Seuchen (zum Beispiel Vogelgrippe, Ebola), zur Auswirkung
des Klimawandels und zum Zusammenspiel von Tierwanderungen und der
Nahrungssicherheit in kritischen Regionen.

Wissenschaftlicher Leiter des Projekts ist Prof. Martin Wikelski, Direktor
des Max-Planck-Instituts für Ornithologie. Er hat mit seinem Team viele
Jahre auf den Start von ICARUS hingearbeitet: "Das ist ein Meilenstein und
ein für mich einmaliges Erlebnis. Ab Juni 2018 werden wir an 35 Orten in
Deutschland zunächst Amseln mit unseren Minisendern ausstatten. So wollen
wir herausfinden, wo sie leben, wohin sie fliegen, wo sie sterben, und wie
wir unsere Vögel beschützen können".

ICARUS - Technologiedemonstration zur Erforschung von Tiermigrationen


Für das ICARUS-Projekt arbeiten zahlreiche Wissenschaftler weltweit sowie
die Raumfahrtagenturen aus Deutschland und Russland zusammen. Geführt wird
das internationale Wissenschaftskonsortium vom Max-Planck-Institut für
Ornithologie in Radolfzell am Bodensee. Seit Dezember 2013 finanziert die
Max-Planck-Gesellschaft die Miniaturisierung der Sender für das Projekt.
Mit Mitteln des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi)
unterstützt das DLR Raumfahrtmanagement die Erprobung der neuen Sender und
der dazugehörigen Sende- und Empfangseinrichtung auf der ISS. Zwei Jahre
soll der Testbetrieb von ICARUS auf der ISS dauern; unmittelbar nach dem
für den 8. August 2018 geplanten Außenbordeinsatz und dem Einschalten und
Testen des ICARUS Empfängers starten Projekte mit Amseln, Tauben, Enten und
Flughunden - zahlreiche Vorhaben sind bereits weltweit ausgewählt. Mehrere
Tausend Tiere sollen mit den Tags ausgestattet werden. Gleichzeitig
beginnen 16 wissenschaftliche Projekte in Russland. Bewährt sich die
ICARUS-Technologie, soll in weiteren Schritten die Größe der Sender weiter
verringert werden. Außerdem soll eine kompakte Sende- und Empfangshardware
entwickelt werden, die auf anderen Satelliten "Huckepack" als so genannte
Hosted Payload mitfliegen könnte, damit das Beobachtungsnetz noch
engmaschiger und zuverlässiger werden kann.


Die vollständige Pressemitteilung mit Bildern finden Sie unter:

 http://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-26038/year-all/#/gallery/29728

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13.02.2018

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/
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WERKSTOFFE/1044: Super-Werkstoffe für die Automobil-, Luft- und Raumfahrtbranche (idw)


Technische Universität Bergakademie Freiberg - 12.02.2018

Super-Werkstoffe für die Automobil-, Luft- und Raumfahrtbranche



Mit einer ganz besonderen "Hochzeit" ermöglicht die TU Freiberg die
Herstellung völlig neuer Werkstoffe für mechanisch hoch beanspruchte
Bauteile. Die Kombination aus Stahl und Keramik könnte künftig
insbesondere bei Crashs im Verkehrsbereich Leben retten. Das Verfahren
wurde nun patentiert.

"Es ist geschafft", freuen sich Prof. Horst Biermann und Prof. Christos
Aneziris von der TU Bergakademie Freiberg. Gemeinsam mit ihrem Team ist es
den beiden Professoren gelungen, Werkstoffe mit einem besonders hohen
Energieaufnahmevermögen herzustellen. "Bei Belastung verändert sich die
Anordnung der Atome innerhalb des Werkstoffs. Die Abstände zwischen den
Atomen werden größer und der Werkstoff 'dehnt' sich. So kann er große
Beanspruchungen aushalten, ohne zu versagen", erklärt Prof. Biermann.

Dass ein Werkstoff sein Volumen im festen Zustand noch derart verändern
kann, ist bisher einzigartig. Das liegt vor allem an der Mischung: Die
Verbundwerkstoffe bestehend aus Metall und Zirkondioxid-Keramik. Zur
Herstellung verwenden die Wissenschaftler sogenannte TRIP-Stähle (TRIP:
transformation induced plasticity). Sie sind im Vergleich zu herkömllichen
Stahlsorten besonders stabil und gleichzeitig verformbar. Daher sind sie
besonders für die Automobilindustrie interessant.

Für das patentierte Verfahren mischen die Wissenschaftler Pulver beider
Komponenten mit weiteren Zusatzstoffen. Die Mischung wird dann mit Hilfe
spezieller Formgebungsverfahren zu verschiedenen geometrischen Strukturen
wie Schaum-, Waben-, Kugel- oder Spaghettiformen verarbeitet. Ihre
endgültige Festigkeit erhalten die Werkstoffe durch Sintern. Dabei wird
das Pulver bei Temperaturen unterhalb der Schmelztemperatur zu kompakten
Bauteilen verdichtet. Eine zweite Variante zum Herstellen einer formbaren
Masse ist das Befüllen keramischer Formkörper mit Stahlschmelze.

Im SFB 799 "TRIP-Matrix-Composite" arbeiten bereits seit neun Jahren
Freiberger Wissenschaftler aus drei Fakultäten (Maschinenbau, Verfahrens-
und Energietechnik; Werkstoffwissenschaft und Werkstofftechnologie;
Wirtschaftswissenschaften) gemeinsam an der Entwicklung einer neuen
Werkstofffamilie aus Stahl und Keramik. Erst im Mai 2016 wurde die dritte
und damit auch letzte Förderperiode des Forschungsprojektes von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft bewilligt, das noch bis 2020 läuft.


Weitere Informationen unter:

http://tu-freiberg.de/forschung/sfb799

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution141

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Bergakademie Freiberg, Luisa Rischer, 12.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/578: Wahlrecht für alle - Forderungen finden sich im Koalitionsvertrag wieder (Verena Bentele)


Beauftragte der Bundesregierung für die Belange behinderter Menschen

Pressemitteilung 2/2018, Berlin, 8. Februar 2018

Forderungen der Beauftragten finden sich im Koalitionsvertrag wieder 

Wahlrecht für alle soll umgesetzt werden



Im veröffentlichten Koalitionsvertrag finden sich Maßnahmen zur
Stärkung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen. Die derzeit
geschäftsführende Beauftragte der Bundesregierung für die Belange von
Menschen mit Behinderungen freut sich darüber, dass sich einige ihrer
langjährigen Forderungen im Koalitionsvertrag als Vorhaben
widerfinden. Dazu gehört vor allem die geplante Abschaffung der
Wahlrechtsausschlüsse für Menschen mit Behinderungen, die in allen
Angelegenheiten betreut werden. Auch ein verbesserter Zugang zu den
Bundesfreiwilligendiensten und der Gewaltschutz von Frauen und Kindern
mit Behinderungen gehört zu den Forderungen von Verena Bentele.

Bentele sagt: "Es ist wichtig, dass die Koalitionäre sich klar zu
einem verbesserten Gewaltschutz von Menschen mit Behinderungen
bekennen. Barrierefreie Frauenhäuser und geschultes Personal sind
wichtig, insbesondere für Frauen und Mädchen mit Behinderungen."

Zum großen Bedauern der Beauftragten bleiben die Maßnahmen zur
Barrierefreiheit hinter den Erwartungen zurück. Diese ist im
öffentlichen Sektor und in der Privatwirtschaft wesentlich für ein
selbstbestimmtes Leben. Die Beauftragte fordert die zukünftige
Regierung dringend auf, durch gesetzliche Vorhaben Barrierefreiheit in
allen Lebenswelten herzustellen.

Im Koalitionsvertrag finden sich weitere Ansätze, die für viele
Menschen mit Behinderungen Verbesserungen bedeuten: Die Verstetigung
des KfW-Zuschussprogramms für den altersgerechten Umbau von Wohnraum,
die angedachte Erhöhung ramms für den altersgerechten Umbau von
Wohnraum, die angedachte Erhöhung des Pauschbetrages, damit alle
Steuerpflichtigen mit Behinderungen für ihre zusätzlichen Aufwendungen
eine angemessene Entlastung erfahren und die Weiterführung der
Finanzierung der unabhängigen Teilhabeberatung.

"Entscheidend ist, dass in den nächsten Jahren die geplanten Vorhaben
gesetzgeberisch im Sinne der Menschen mit Behinderungen umgesetzt
werden. Dabei muss klar sein, dass die Menschen mit Behinderungen und
ihre Organisationen von Beginn an beteiligt werden müssen", so Verena
Bentele.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 2/2018 vom 08.02.18

Beauftragte der Bundesregierung für die Belange behinderter Menschen

Dr. Vanessa Marlog, Pressesprecherin

Telefon +49 30 18 527-2723

E-Mail: presse@behindertenbeauftragte.de

Internet: www.behindertenbeauftragte.de
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GESUNDHEIT/994: Tag des Kondoms - Schutz ist wichtig, überall


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. Februar 2018 

Tag des Kondoms: Schutz ist wichtig - überall



Zum morgigen internationalen Tag des Kondoms erklärt Ottmar von Holtz, Obmann im Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung:

Noch immer infizieren sich jedes Jahr fast zwei Millionen Menschen weltweit mit HIV - und diese Zahl bleibt seit Jahren konstant. Darum gehört Prävention nach oben auf die entwicklungspolitische Agenda.

Deutschland sollte globaler Vorreiter sein und Verantwortung dafür übernehmen, die Ausbreitung der HIV-Epidemie weltweit zu beenden. Ein einfaches Instrument ist der freie Zugang zu Kondomen, als wirksames Mittel zur Prävention von HIV und anderen sexuell übertragbaren Infektionen. Kondome sollten kostenlos oder zu geringen Kosten an öffentlichen Einrichtungen zur Verfügung gestellt werden. Darüber hinaus brauchen Menschen überall auf der Welt diskriminierungsfreien Zugang zu Aufklärung und guter Gesundheitsversorgung.

Auch wenn erhebliche Fortschritte in der Behandlung erreicht worden sind, sterben jährlich eine Million Menschen an den Folgen des HI-Virus - die meisten in den afrikanischen Staaten südlich der Sahara. Es ist Teil der UN-Nachhaltigkeitsziele, dieses Sterben zu beenden und Neuinfektionen weltweit vorzubeugen. Die Bundesregierung hat sich international verpflichtet, an der Umsetzung dieser Ziele mitzuwirken. Wir fordern sie dazu auf, Wort zu halten.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Februar 2018 

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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UMWELT/1722: Anton Hofreiter zu Berichten über einen Anstieg des Meeresspiegels


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. Februar 2018 

Anton Hofreiter zu Berichten über einen Anstieg des Meeresspiegels



Zu Berichten über einen Anstieg des Meeresspiegels erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Der Meeresspiegel steigt als Folge der Klimaerwärmung - und neue Zahlen zeigen, dass das Tempo drastisch zunimmt. Genau so drastisch steigt der politische Handlungsdruck, endlich auf saubere Energie umzusteigen. Deutsche Kohlekraftwerke sind eine Gefahr fürs Weltklima und damit für Millionen Menschen gerade an den Küsten. Union und SPD betreiben Arbeitsverweigerung beim Klimaschutz. Energie, Verkehr oder Landwirtschaft - überall ist neue Politik nötig. Union und SPD verspielen Chancen auf eine nachhaltige Wirtschaft, auf gesunde Luft und echten Klimaschutz.

Viele Menschen und Unternehmen sind ein ganzes Stück weiter. Klimaschutz ist für sie selbstverständlich. Auf ihre Ideen und ihre Kraft kommt es jetzt an, damit Deutschland beim Klimaschutz endlich liefert."

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Februar 2018 

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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VERKEHR/695: Das Modell Fernbus hat sich als echte Bereicherung erwiesen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 13. Februar 2018

Das Modell Fernbus hat sich als echte Bereicherung erwiesen



Zum fünfjährigen Jubiläum des Unternehmens Flixbus, können Sie den
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich
Lange, wie folgt zitieren:

"Das Modell Fernbus hat sich als echte Bereicherung für unser
Verkehrsangebot erwiesen. Es ist eine kostengünstige
Reise-Alternative, die es mehr Menschen ermöglicht, mobil zu sein.
Seit der Liberalisierung des Markts für Fernbuslinien Anfang 2013
wird das Angebot von den Reisenden sehr gut angenommen. Der Erfolg
spricht für sich."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1660: Kein roter Teppich für Binali Yildirim


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. Februar 2018

Kein roter Teppich für Binali Yildirim



"Solange deutsche Journalisten wie Deniz Yücel in der Türkei als Geiseln im Gefängnis sitzen, darf Bundeskanzlerin Angela Merkel dem Geiselnehmer, dem türkischen Ministerpräsidenten Binali Yildirim, nicht den roten Teppich ausrollen. Ein Empfang unmittelbar nach dem Jahrestag der Inhaftierung des Welt-Korrespondenten ist das falsche Signal. Merkel muss die Rüstungsexporte in die Türkei stoppen und Druck machen für die Freilassung der deutschen Geiseln, statt Erdogans Statthalter zum Rendezvous zu empfangen", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und Außenpolitikerin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den seit einem Jahr ohne Anklage inhaftierten deutsch-türkischen Journalisten Deniz Yücel und den Empfang für den türkischen Ministerpräsidenten Binali Yildirim im Kanzleramt. Dagdelen weiter:

"Der Empfang für Yildirim ist ein verheerendes Zeichen der Unterstützung für die Türkei bei ihrem Angriffskrieg gegen die Kurden in Syrien. Die versprochene Panzermodernisierung muss endgültig gestoppt und die EU-Beitrittsverhandlungen mit der Türkei müssen offiziell ausgesetzt werden. Nur so lassen sich die Finanz- und Kredithilfen für Ankara beenden. Die Bundesregierung muss sicherstellen, dass die Bundeswehr türkischen Truppen und islamistischen Mörderbanden bei ihrem Völkerrechtsbruch in Syrien nicht länger Beihilfe leistet. Die deutschen Soldaten der NATO-Mission müssen aus der Türkei abgezogen werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 13. Februar 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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AUSSEN/1659: Freiheit für Julian Assange


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. Februar 2018

Freiheit für Julian Assange



"Julian Assange muss endlich die ecuadorianische Botschaft in Großbritannien verlassen können, ohne Gefahr zu laufen verhaftet zu werden. Diese Justizfarce gegen den Mitbegründer der Enthüllungsplattform WikiLeaks muss ein Ende haben", fordert Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, angesichts eines heute stattfindenden weiteren Gerichtsprozesses in London. Die Außenpolitikerin weiter:

"Julian Assange ist seit mehr als fünfeinhalb Jahren gezwungen in den Räumen der ecuadorianischen Botschaft in London zu verharren, weil ihm die Rache der US-Führung für Enthüllungen über zahlreiche US-Kriegsverbrechen in Irak und Afghanistan droht. Die unverhohlenen Todesdrohungen von CIA-Chef Mike Pompeo gegen den inzwischen 46-jährigen Familienvater Assange sind Beweis für den politisch motivierten Feldzug gegen Assange und die Enthüllungsplattform WikiLeaks.

Das UN-Urteil, welches die Festnahme von Julian Assange als Unrecht kritisierte, muss nun dringend umgesetzt werden, und das beinhaltet auch die Entschädigung des WikiLeaks-Mitbegründers für die Jahre im Botschaftsasyl, die einem Freiheitsentzug gleichkommen. Assange ist kein Verbrecher, sondern ein Whistleblower, der mit seinen Enthüllungen zur Stärkung internationalen Rechts beigetragen hat. DIE LINKE setzt sich dafür ein, dass US-Kriegsverbrechen im Irak verfolgt werden, und nicht die Whistleblower, die diese Verbrechen öffentlich machen. Die Fraktion DIE LINKE fordert deshalb seit langem ein Gesetz für den Schutz von Whistleblowern, um diese Kriminalisierung zu beenden. Leider hat der Koalitionsvertrag der GroKo auch dazu nur eine Leerstelle. DIE LINKE fordert daher weiter: Freiheit für Julian Assange!"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 13. Februar 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/6915: Heute im Bundestag Nr. 063 - 13.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 063

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 13. Februar 2018, Redaktionsschluss: 10.16 Uhr

1. Wetterbedingte Ausfälle von Flügen

2. Folgen der Digitalisierung für Taxigewerbe

3. AfD fragt nach Schleusenbau in Brunsbüttel

4. Sanierung der Rader Hochbrücke

5. Böschungsrutschung am Nord-Ostsee-Kanal



1. Wetterbedingte Ausfälle von Flügen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Bundesregierung liegen keine Informationen zu
wetterbedingten Ausfällen von Flügen vor. Das geht aus der Antwort
(19/590) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/496) hervor. Die
Liberalen hatten sich nach wetterbedingten Flugausfällen auf den 16
internationalen deutschen Verkehrsflughäfen - insbesondere aber am
Flughafen Saarbrücken - erkundigt. Wetterbedingte Absagen der Starts
oder Landungen von Flugzeugen seien Entscheidungen der
Flughafenbetreiber, Luftfahrtunternehmen und Piloten, schreibt die
Regierung. Über die einzelnen Gründe werde keine Statistik geführt.

Zu den Wetterbedingungen am Flughafen Saarbrücken ist aus Sicht der
Bundesregierung festzustellen, "dass im Vergleich mit anderen
internationalen Verkehrsflughäfen Deutschlands zeitweise schlechte
Sicht- und Wolkenverhältnisse auftreten". Dies sei insbesondere der
Fall wenn bei Strömungsrichtungen aus Südwest bis West feuchte,
wolkenreiche Luftmassen herangetragen werden. Die Häufigkeit von
Wetterlagen mit eingeschränkten Sichten und niedriger Bewölkung in
Saarbrücken sei vergleichbar mit der Häufigkeit dieses Wetters an den
Flughäfen im Norden Deutschlands, heißt es in der Antwort weiter.

 * 

2. Folgen der Digitalisierung für Taxigewerbe

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für innovative Mobilitätslösungen interessiert sich
die FDP-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/556) verweisen die
Abgeordneten darauf, dass das am 1. Januar 2013 in Kraft getretene
novellierte Personenbeförderungsgesetz (PBefG) "schon heute nicht mehr
zeitgemäß ist". Die Digitalisierung als neue Komponente des modernen
Lebens wird in der Novelle nach Auffassung der Liberalen "nicht
ausreichend berücksichtigt". Auch die Monopolkommission und
Sharing-Experten würden insbesondere die aktuellen Regelungen zu
Taxi- und Mietwagenverkehr als antiquiert und unflexibel kritisieren.
Zudem habe die Verkehrsministerkonferenz der Länder am 10. November
2017 festgestellt, dass "insbesondere auch die rasche Entwicklung
digitaler Technologien eine Anpassung des Personenbeförderungsrechts
erfordert" und die Bundesregierung aufgefordert, "dem Änderungsbedarf
durch zügige Vorlage eines Gesetzentwurfs zur Änderung des
Personenbeförderungsgesetzes Rechnung zu tragen".

Die FDP-Fraktion möchte vor diesem Hintergrund erfahren, welche
Regelungen des PBefG die Bundesregierung hinsichtlich der zunehmenden
Digitalisierung und der damit einhergehenden neuen Geschäftsmodelle
für überarbeitungswürdig hält. Spezielle Nachfragen werden zur Zukunft
des Taxigewerbes gestellt. So wollen die Abgeordneten unter anderem
wissen, ob die Bundesregierung plant, die Grundvoraussetzungen für das
Erlangen eines Personenbeförderungsscheins (P-Schein) innerhalb des
Taxigewerbes zu ändern. Gefragt wird auch, ob eine Reform der
Wettbewerbsregulierung innerhalb des Taxigewerbes geplant ist.

 * 

3. AfD fragt nach Schleusenbau in Brunsbüttel

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den Bau einer neuen Schleusenkammer zwischen den
beiden "Alten Schleusen" und den beiden "Neuen Schleusen" am
Nord-Ostsee-Kanal in Brunsbüttel thematisiert die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/619). Die Abgeordneten erkundigen sich nach
dem aktuellen Planungs- und Realisierungsstand des Bauvorhabens.

 * 

4. Sanierung der Rader Hochbrücke

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach dem aktuellen Planungs- und Realisierungsstand
der Sanierung der Rader Hochbrücke bei Rendsburg (Schleswig-Holstein)
erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/602). Die
Rader Hochbrücke, auf der die Autobahn A 7 den Nord-Ostsee-Kanal
überquert, befinde sich in einem stark sanierungsbedürftigen Zustand,
schreiben die Abgeordneten.

 * 

5. Böschungsrutschung am Nord-Ostsee-Kanal

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Über die Zahl der Böschungsrutschungen am
Nord-Ostsee-Kanal in den letzten zehn Jahren möchte die Fraktion der
AfD informiert werden. In einer Kleinen Anfrage (19/631) schreiben die
Abgeordneten, Böschungsrutschungen würden sich negativ auf den
laufenden Schiffsverkehr auswirken. Es komme zu
Geschwindigkeitsreduzierungen, festgelegt durch die Verkehrslenkung,
und zu längeren Wartezeiten in den Ausweichen. Die AfD-Fraktion möchte
laut der Vorlage wissen, was die Bundesregierung tut, um künftigen
Böschungsrutschungen entgegenzuwirken.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 063 - 13. Februar 2018 - 10.16 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag
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PRESSEKONFERENZ/1607: Regierungspressekonferenz vom 12. Februar 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 12. Februar 2018

Regierungspressekonferenz vom 12. Februar 2018

Themen: Besuch des italienischen Ministerpräsidenten, Angriff der
israelischen Luftwaffe in Syrien, Medienberichte über die Verhaftung von
deutschen IS-Kämpferinnen in Syrien, Nahostkonflikt, wegen
IS-Mitgliedschaft im Irak inhaftierte deutsche Staatsangehörige/Todesurteil
gegen eine deutsche Staatsangehörige im Irak, Vorschläge für Maßnahmen zur
Luftreinhaltung in deutschen Städten, möglicher Besuch des türkischen
Ministerpräsidenten, Inhaftierung von Deniz Yücel und anderen deutschen
Staatsangehörigen in der Türkei, Teilnahme des Bundesaußenministers an der
Münchner Sicherheitskonferenz, Äußerungen des Wehrbeauftragten des
Deutschen Bundestages zur Einsatzfähigkeit der Marine, Nachfrage nach
Internetzugängen mit Übertragungsraten von 100 bis 200 Megabit pro Sekunde,
Entwicklung der Ariane-6-Trägerrakete, Äußerung des ukrainischen
Staatspräsidenten zum SPD-Mitgliedervotum über den Entwurf eines
Koalitionsvertrages


Sprecher: StS Seibert, Breul (AA), Breul (AA), Haufe (BMUB), Kall
(BMJV), Neumann (BMVg), Friedrich (BMVI), Einhorn (BMWi)



Vorsitzende Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Meine Damen und Herren, guten Tag! Ich kann Ihnen jetzt den
neuesten Stand zum geplanten Besuch des italienischen Ministerpräsidenten
Paolo Gentiloni geben. Sie wissen: Der war für letzte Woche geplant und
musste verschoben werden. Er wird nun an diesem kommenden Freitag, den 16.
Februar, nachgeholt. Ministerpräsident Gentiloni wird um 10 Uhr im
Kanzleramt begrüßt werden. Im Anschluss an das Gespräch mit der Kanzlerin
wird es eine gemeinsame Pressekonferenz geben.

Frage: Staatssekretär Seibert, wie reagiert die deutsche Regierung auf die
militärische Eskalation, die am Wochenende zwischen dem Iran, Syrien und
Israel stattgefunden hat? Unterstützt Deutschland Israels Recht auf
Selbstverteidigung?

StS Seibert: Die Bundesregierung hat immer wieder darauf hingewiesen, dass
sie der festen Überzeugung ist, dass Israel das Recht hat, sich gegen
Angriffe zu verteidigen. Wir haben auch wiederholt unserer Sorge darüber
Ausdruck gegeben, dass Irans militärisches Engagement in Syrien und im
Libanon - insbesondere auch über vom Iran gesteuerte Milizen - zu einer
gefährlichen Eskalation des syrischen Bürgerkriegs selbst beiträgt.
Deswegen fordert die Bundesregierung den Iran auf, seine aggressive Haltung
gegenüber Israel aufzugeben und insgesamt von seiner aggressiven Politik
gegenüber dem Staat Israel Abstand zu nehmen.

Frage: Sie sprechen von Selbstverteidigung. Wie oder gegen was verteidigt
sich Israel denn selbst? Wurden die von irgendjemandem angegriffen?

Wie ist es mit dem Völkerrecht? Hält sich Israel an das Völkerrecht, oder
prüfen Sie das wieder?

Breul: Ich kann nur wiedergeben, was die israelische Regierung an diesem
Wochenende gesagt hat. Sie hat sich - - -

Zuruf : Nein, ich will Ihre Einschätzung des Völkerrechts!

Breul: Bitte! Das war der Beginn meines ersten Satzes. Wenn ich den zu Ende
reden dürfte, dann kommt danach der zweite Satz, vielleicht noch ein
dritter, und dann können Sie beurteilen, ob ich Ihre Frage beantwortet
habe.

Israel hat sich am Wochenende auf das Selbstverteidigungsrecht berufen und
dabei mitgeteilt, dass es zuvor zu einem Eindringen einer iranischen Drohne
in den israelischen Luftraum gekommen ist. Wir haben darüber keine eigenen
Erkenntnisse. Ohne die genaue Faktenlage vor Ort zu kennen, ist es
natürlich schwierig, das zu beurteilen. Es ist in der Tat so, dass das
nicht der erste Vorfall war, bei dem eine iranische Drohne in den
israelischen Luftraum eingedrungen ist. Darum ist sozusagen ohne eigene
Erkenntnisse mit Sicherheit zu sagen, dass diese israelische Berufung auf
dieses Vorgehen eine sehr hohe Plausibilität hat.

Zusatzfrage: Die Syrer widersprechen dem ja. Die Drohne sei nicht über
israelischem Luftraum gewesen. Sie haben darüber keine neuen Erkenntnisse
und glauben deshalb wem?

Breul: Das habe ich doch gerade eben gesagt.

Frage: Heißt das denn, dass die israelische Regierung Deutschland bis jetzt
keine detaillierten Informationen darüber gegeben hat, was am Wochenende
passiert ist?

Breul: Na ja, also jetzt ist Montag. Die Vorfälle passierten am Wochenende.
Selbstverständlich stehen wir im engen Austausch mit der israelischen
Regierung. Was ich vorhin gesagt habe, ist: Wir haben keine eigenen
Erkenntnisse.

Frage: Sie haben die völkerrechtliche Frage nicht beantwortet.

Breul: Die wäre? Könnten Sie die noch einmal wiederholen?

Zusatzfrage: Israel greift ja in Syrien ein, jetzt egal, gegen wen. Wie ist
das mit dem Völkerrecht vereinbar?

Breul: Dazu habe ich doch gerade gesagt, dass sich Israel am Wochenende auf
das Selbstverteidigungsrecht berufen hat. Das ist eine völkerrechtliche
Norm. Um genau zu beurteilen, wie die völkerrechtliche Bewertung
vorzunehmen ist, muss man die gesamte Faktenlage vor Ort kennen, und die
kennen wir derzeit nicht.

Frage: Herr Seibert, Sie haben den Iran aufgefordert, seine aggressive
Politik aufzugeben. Geschieht das über diese Äußerung in der
Regierungspressekonferenz, oder informieren Sie den Iran auch noch auf
anderen Kanälen?

StS Seibert: Zunächst einmal spreche ich ja hier als Sprecher der
Bundesregierung für die Bundesregierung, sozusagen in offizieller Funktion.
Das wird ja sicherlich auch gehört werden. Außerdem unterhält natürlich
auch vor allem die Europäische Union Gesprächskanäle mit dem Iran. Auch in
diesem Rahmen wird diese Haltung immer wieder vorgebracht. Die Klage, die
wir über Irans aggressive Außenpolitik in dieser Region führen, ist auch
schon Gegenstand von gemeinsamen europäischen Erklärungen gewesen, die wir
mit Großbritannien und Frankreich herausgegeben haben. Das wird dem Iran
jetzt nichts Neues sein.

Frage: In Verbindung mit der iranischen Politik in der Region war ja immer
wieder auch die Rede von der Möglichkeit, dass die Europäer neue Sanktionen
gegen den Iran verhängen könnten oder dass man sich darüber zumindest
unterhält. Hat sich da inzwischen irgendetwas materialisiert? Rückt mit
diesem konkreten Fall möglicherweise die Verhängung europäischer Sanktionen
gegen den Iran näher?

Breul: Ich glaube, dafür, diesbezüglich Schlussfolgerungen zu ziehen, ist
es jetzt noch zu früh. Aber natürlich ist es so, dass wir in die Debatte
über den Iran und unseren Umgang mit dem Iran aktuelle politische
Entwicklungen einfließen lassen. Herr Seibert hat schon in seinem
Eingangsstatement gesagt, dass die Rolle des Iran in Syrien und auch in der
weiteren Region höchst problematisch ist und dass wir das äußerst kritisch
sehen. Selbstverständlich wird das unsere weitere Politik leiten.

Frage: Medienberichten zufolge sollen 15 deutsche IS-Kämpferinnen in
Nordsyrien verhaftet worden sein. Es stellt sich die Frage: Steht die
Bundesregierung bezüglich des zukünftigen strafrechtlichen Prozederes mit
der kurdischen Führung in Kontakt? Nach Aussagen der Frauen selbst, die dem
IS angehören, würden sie nämlich gerne nach Hause zurückkehren.

Breul: Ich vermute, es liegt eine Verwechslung vor. Sie reden von
Nordsyrien. Ich meine, Sie meinten den Nordirak.

Zusatz: Ich meinte Nordsyrien. Ich beziehe mich konkret auf einen Artikel
von "DIE WELT" am Samstag. Darin ist die Rede von insgesamt 800 Frauen, die
dem IS beigetreten seien, davon 15 deutsche Staatsbürgerinnen.

Breul: Es tut mir leid; in Bezug auf Nordsyrien liegen mir keine
Erkenntnisse vor. Wie Sie wissen, sind wir ja in Syrien auch nicht mit
einer Botschaft vertreten. Wir haben demzufolge auch keine Möglichkeit,
dort konsularische Betreuung vorzunehmen.

Zusatzfrage: Dann wäre meine hypothetische Nachfrage, wenn Sie von diesem
Fall nicht wissen: Wie gestaltet sich die diplomatische Beziehung der
Bundesrepublik Deutschland zur kurdischen Führung?

Breul: Ich weiß, ehrlich gesagt, gar nicht, welche kurdische Führung Sie
jetzt meinen und wo diese Gefangenen genau sein sollen. Darum kann ich die
Frage nicht beantworten.

Frage: Ich war thematisch eigentlich noch in der Nahostregion, aber die ist
ja auch vielfältig. Die Frage geht an das Auswärtige Amt. Herr Breul, 
US-Präsident Trump bezweifelt den Friedenswillen der Beteiligten, vor allem
der Israelis und der Palästinenser. Guterres ist höchst besorgt, und
Michael Wolffsohn, der auch kein unerfahrener Kenner der Situation ist,
sagt, die Zwei-Staaten-Lösung habe keine Perspektive mehr, sondern es gehe
eigentlich nur um eine Konföderation unter Einbeziehung Jordaniens. Sind
das Positionen und Optionen, die im Auswärtigen Amt nur zur Kenntnis
genommen werden, oder sind sie bei Ihnen Bestandteil strategischer
Debatten? Teilen Sie vor allen Dingen die Einschätzung von Donald Trump?

Breul: Nein, ich weiß jetzt, ehrlich gesagt, nicht, auf welcher Äußerung
von Herrn Trump Sie sich beziehen. Darum möchte ich die jetzt nicht im
Einzelnen bewerten.

Aber Außenminister Gabriel war ja gerade erst - ich glaube, vor zwei Wochen
- in Israel und hat dort noch einmal für die gesamte Bundesregierung ganz
eindeutig so Stellung bezogen, dass wir zur Zwei-Staaten-Lösung stehen und
dass wir alle Parteien dazu auffordern, konstruktive Schritte in diese
Richtung zu unternehmen und von einseitigen Schritten Abstand zu nehmen,
die die Zwei-Staaten-Lösung in noch weitere Ferne rücken lassen.

Zusatzfrage: Heißt das, die Perspektive, dass es im Grunde eine 
Zwei-Staaten-Plus-Lösung gibt - also inklusive Jordaniens, was auch territorial
einfach einen neuen Raum schaffen würde -, ist etwas, das im Auswärtigen
Amt als nicht realistisch erwogen wird?

Breul: Nein. Der Minister hat das in Israel wirklich mit aller
Nachdrücklichkeit vorgetragen.

Wir warnen auch davor, Debatten zu führen, die vom eigentlichen Kern der
Sache ablenken, nämlich dass die beiden Parteien zurück an den
Verhandlungstisch kehren und über eine Verhandlungslösung sozusagen zu
einem Ziel kommen, das für beide Seiten akzeptabel ist, und das ist - so
sehen wir das - die Zwei-Staaten-Lösung.

Frage: Nach den israelischen Bombardements auf militärische Stellungen in
Syrien hat Netanjahu mit Herrn Trump und Herrn Putin telefoniert. Gab es
auch einen direkten Draht zwischen Frau Merkel und Herrn Netanjahu?

StS Seibert: Ich berichte Ihnen über Telefonate, wenn es etwas zu berichten
gibt.

Zusatzfrage: Also gab es kein Telefonat?

StS Seibert: Ich berichte Ihnen über Telefonate, wenn es etwas zu berichten
gibt.

Frage: Herr Netanjahu soll an der Münchner Sicherheitskonferenz teilnehmen.
Sollte er dort die Frau Bundeskanzlerin treffen?

StS Seibert: Ein Besuch der Bundeskanzlerin in München zur
Sicherheitskonferenz ist nicht geplant. Die Bundesverteidigungsministerin
wird dort sein, und der Bundesaußenminister zu einem späteren Zeitpunkt
auch.

Frage: Gibt es neue Erkenntnisse über das Verfahren gegen Lamia K., die
Deutschmarokkanerin, die im Nordirak zum Tode verurteilt wurde?

Welche Erkenntnisse gibt es über die anderen dort inhaftieren Deutschen,
also Linda W. und, ich glaube, zwei oder drei andere? Sind deren Verfahren
auch schon abgeschlossen?

Breul: Ich möchte nur darauf hinweisen, dass wir aus gutem Grund und auch
auf Bitten der Betroffenen bei der Betreuung dieser Fälle auf sehr strikte
Vertraulichkeit achten, einfach um in der Sache weiterzukommen.

Ich kann Ihnen gerne bestätigen, dass alle uns bekannten inhaftierten
deutschen Staatsangehörigen konsularisch betreut werden. Ich kann Ihnen des
Weiteren - sozusagen auf abstrakter genereller Ebene - mitteilen, dass es
im Irak eine Regel gibt, nach der alle Todesurteile von Amts wegen durch
ein Richtergremium überprüft werden, und dass unsere Botschaft die
Verfahren vor Ort natürlich ganz eng verfolgt.

Zusatzfrage: Droht auch anderen Frauen die Todesstrafe?

Breul: Dazu möchte ich auf das verweisen, was ich gerade gesagt habe. Aus
Gründen der Vertraulichkeit gebe ich keine weitere Auskunft.

Frage: An das Bundesumweltministerium: Am Freitag ist die Frist des 
EU-Umweltkommissars ausgelaufen, noch einmal Vorschläge zur Luftreinhaltung zu
unterbreiten, um eine Klage abzuwenden. Hat die Bundesregierung
beziehungsweise das Bundesumweltministerium noch neue Vorschläge
eingereicht, und wenn ja, welche?

Haufe: Die Bundesregierung hat ihr Schreiben an die EU-Kommission
abgesendet, und jetzt schauen wir, dass die EU-Kommission sich mit den
Inhalten vertraut macht. Dann werden wir sehen, wie es weitergeht; das wird
ja die EU-Kommission bestimmen. Ich kann Ihnen an dieser Stelle jetzt keine
Angaben zum Inhalt machen. Ich denke, zu einer seriösen Kommunikation
gehört, dass diejenigen, die das Schreiben bekommen sollen, auch erst
einmal lesen, was darin steht.

Frage: Herr Haufe, mit Verlaub: Da fühle ich mich etwa komisch berührt,
denn als wir in der Vergangenheit, vor dem Freitag, danach gefragt haben,
welche neuen Vorschläge es geben wird, haben wir von Ihnen gehört "Nun
warten Sie noch einmal ab, es ist ja noch nicht Freitag, und dann machen
wir das". Jetzt ist der Freitag vorbei und wir fragen nach, und dann
erwartet man eigentlich, dass dann auch im Kern neue Vorschläge mitgeteilt
werden. Oder ist das eine geheime Kommandosache?

Haufe: Das ist keine geheime Kommunikation, sondern das ist eine
Kommunikation innerhalb eines EU-Vertragsverletzungsverfahrens. Die
Kommunikation innerhalb eines EU-Vertragsverletzungsverfahrens ist erst
einmal vertraulich. Das ist die Grundregel innerhalb so eines Verfahrens.
Das heißt ja nicht, dass darüber nicht auch noch kommuniziert werden wird;
aber jetzt geht es doch erst einmal darum: Die Bundesregierung hat ihr
Schreiben abgesendet und die EU-Kommission sollte lesen, was darin steht.
Ich glaube, das kennen Sie aus vielen anderen Zusammenhängen. Sie sind ein
erfahrener Journalist; es ist nicht besonders freundlich, wenn Sie aus
einer anderen Quelle erfahren, was Sie eigentlich noch nicht einmal auf dem
Schreibtisch haben.

Zusatzfrage: Es ist aber auch nicht besonders freundlich, wenn Journalisten
in Aussicht gestellt wird "Wartet doch mal den Freitag ab, dann sagen wir,
was wir nachgereicht haben", und nun erfahren wir es wieder nicht. Aber ich
nehme zur Kenntnis, dass Sie sagen "Wir warten einmal ab, bis die EU das
hat, und dann gibt es auch weitere Kommunikation von unserer Seite". Da
habe ich Sie richtig verstanden?

Haufe: Wir kommunizieren zu dem Themenkomplex "saubere Luft" ausführlich
und immer wieder; aber es gibt auch ein paar Gepflogenheiten und ein paar
Bedingungen, die wir dabei einhalten müssen.

Frage: Herr Seibert, die "Bild"-Zeitung hatte heute Morgen gemeldet, dass
der türkische Ministerpräsident am Donnerstag nach Berlin käme, um die
Kanzlerin zu treffen. Können Sie das bestätigen?

StS Seibert: Ich habe Ihnen heute keinen Termin für ein Treffen mit dem
türkischen Ministerpräsidenten zu nennen.

Zusatzfrage: Gibt es denn eine derartige Anfrage seitens der Türkei beim
Kanzleramt?

StS Seibert: Es gibt regelmäßige und viele Kontakte mit der türkischen
Regierung auf allen Ebenen, über die wir jetzt im Einzelnen nicht
berichten. Wenn es etwas gäbe, was einen Termin betrifft, dann würde ich
mich melden.

Frage: Die Festnahme von Deniz Yücel jährt sich ja diese Woche. Gibt es in
dem Fall Neuigkeiten? Was hat die Bundesregierung bisher konkret getan, um
eine Freilassung von Herrn Yücel zu erwirken?

StS Seibert: Wir sprechen über das Thema von Deniz Yücel und der anderen
aus unserer Sicht aus nicht überzeugenden Gründen in Haft gesetzten hier
dreimal die Woche, und das seit vielen Wochen und Monaten. Darin, dass wir
schon so lange darüber sprechen, liegt natürlich auch schon eine
Traurigkeit dieser Angelegenheit. Deniz Yücel ist jetzt seit nahezu einem
Jahr in Haft, und es liegt immer noch keine Anklageschrift vor. Diese lange
Haft ohne Anklageschrift, ohne Einleitung eines ordentlichen
Gerichtsverfahrens, ist natürlich eine Belastung der Beziehungen zwischen
Deutschland und der Türkei; das kann man zu diesem Zeitpunkt schon noch
einmal sagen. Die Kanzlerin hat ja im vergangenen Jahr sehr klar
formuliert: "Wir erwarten von der Türkei, dass die deutschen Staatsbürger,
die aus nicht nachvollziehbaren Gründen inhaftiert sind, freigelassen
werden". Deniz Yücel ist sicherlich der prominenteste von diesen. Deswegen
wird sich die Bundesregierung auch in Zukunft mit allen Mitteln, die uns
politisch wie diplomatisch zur Verfügung stehen, für die Freilassung von
Deniz Yücel wie natürlich auch der anderen inhaftierten Deutschen
einsetzen.

Ihnen hier jetzt im Einzelnen aufzulisten, was es dazu in den vergangenen
zwölf Monaten an Gesprächen und Kontakten gegeben hat, sprengt, ehrlich
gesagt, den Rahmen dieser Veranstaltung.

Zusatzfrage: Gibt es irgendwelche Neuigkeiten in diesem Fall, Herr Breul?

Breul: Nein. - Wenn Sie das interessiert, kann ich noch einmal kurz
subsummieren, was sozusagen die unterschiedlichen Stränge sind, die
weiterverfolgt werden.

Zum einen gibt es das Hauptverfahren, weswegen Herr Yücel jetzt seit fast
einem Jahr in U-Haft sitzt. Herr Seibert hat es gerade schon erwähnt: Noch
immer liegt keine Anklageschrift vor. Die Botschaft betreut Herrn Yücel
konsularisch. Ich habe gerade einmal durchgezählt: Am 15. Januar hat der
mittlerweile insgesamt achte Haftbesuch bei Herrn Yücel stattgefunden.

Der zweite Strang ist die Klage vor dem türkischen Verfassungsgericht durch
die Anwälte von Herrn Yücel. Die Bundesregierung ist nicht
Verfahrensbeteiligter an dieser Verfassungsbeschwerde. Wir hoffen aber,
dass das türkische Verfassungsgericht eine zügige und eine gerechte
Entscheidung über die Beschwerde von Herrn Yücel treffen wird.

Der dritte Strang - vielleicht kann dazu der Kollege vom BMJV noch ergänzen
- ist sozusagen das Beschwerdeverfahren von Herrn Yücel vor dem
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte.

Kall: Dazu kann ich gerne etwas ergänzen. Es geht um die sogenannte
Menschenrechtsbeschwerde von Herrn Yücel vor dem Europäischen Gerichtshof
für Menschenrechte, wie Herr Breul schon sagte. Dazu hat die
Bundesregierung inzwischen am 31. Januar Stellung genommen und sehr
deutlich gemacht, dass wir durch die überlange Zeit der Untersuchungshaft
ohne Anklageerhebung, aber auch in anderen Punkten Herrn Yücel in seinen
Menschenrechten aus der Europäischen Menschenrechtskonvention verletzt
sehen.

Was die Frage betrifft, wie das Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof
für Menschenrechte in Straßburg jetzt weitergeht, kann ich Ihnen nur sagen,
dass das in den Händen des Gerichtshofs liegt. Sowohl die türkische
Regierung als auch die Anwälte von Herrn Yücel haben jetzt noch einmal
Gelegenheit, Stellung zu nehmen - auch zu dem, was die Bundesregierung vor
dem Gerichtshof vorgetragen hat. Diese Frist endet am 22. Februar, und
anschließend wird der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte
entscheiden, ob er eine mündliche Verhandlung anberaumt oder im
schriftlichen Verfahren das Verfahren weiterverfolgt.

Frage: Herr Seibert, gibt es denn vonseiten der Türkei irgendwelche
Anzeichen, dass all Ihre Kontakte, all Ihre Gespräche irgendwie
vorankommen?

StS Seibert: Ich glaube, dass es hier nicht meine Rolle ist, Anzeichen zu
deuten. Wir haben in einigen Fällen - Steudtner, Tolu - Gott sei Dank das
erreicht oder es ist das geschehen, was wir uns gewünscht haben und was wir
gefordert hatten, nämlich die Freilassung dieser Personen. Im Fall Deniz
Yücel ist es noch nicht soweit, und es gibt noch nicht einmal eine
Anklageerhebung. Das ist der traurige Zustand, und daran arbeiten deutsche
Diplomatie und deutsche Politik jede Woche aufs Neue. Mehr möchte ich dazu
nicht sagen.

Zusatzfrage: Erlauben Sie mir trotzdem die Nachfrage: Ist die Beziehung zur
Türkei noch einmal zusätzlich in dieser Hinsicht belastet worden, was den
Eingriff der Türkei auf syrischen Boden und die Diskrepanzen oder
Ungereimtheiten, Unstimmigkeiten zwischen den Nato-Partnern USA und Türkei
dort angeht? Sehen Sie die Türkei in eine Rolle gedrängt, die es ihr
schwerer macht, ihr bei der Freilassung von Inhaftierten entgegenzukommen
oder ist das komplett zu trennen?

StS Seibert: Bei allem Respekt: Ich finde, jetzt vermengen Sie mehrere
Dinge miteinander, die ich jedenfalls hier nicht vermengen werde. Ich
glaube, es ist sinnvoll, dass wir die Dinge getrennt betrachten. Wir haben
uns zu der Situation in Nordsyrien geäußert. Und es gibt die Problematik
der inhaftierten Deutschen, die dort aus nicht nachvollziehbaren Gründen
inhaftiert sind. Deniz Yücel ist der prominenteste von ihnen.

Wir tun politisch, diplomatisch, was wir können, um in diesem Fall eine
Verbesserung zu erreichen. Es ist ganz offensichtlich, dass das 
deutsch-türkische Verhältnis derzeit nicht in Normalform ist. Wir haben immer
gesagt: Es ist das deutsche Interesse, das Interesse dieser
Bundesregierung, das Interesse unseres Landes, gute Beziehungen zur Türkei
zu haben. Dafür gibt es viele historische Gründe; dafür gibt es Gründe der
geostrategischen Lage der Türkei; dafür gibt es die Tatsache zu nennen,
dass bei uns mehrere Millionen Menschen mit türkischen Wurzeln leben. Wir
wollen gute Beziehungen zur Türkei. Aber es gibt auch gute Gründe, warum
diese Beziehungen derzeit nicht normal gut genannt werden können. Von einer
Normalisierung sind wir ja auch noch ein gutes Stück entfernt.

Frage: Welche Erkenntnisse hat denn das Außenamt im Augenblick über die
körperliche und mentale Verfassung von Deniz Yücel?

Breul: Der letzte Haftbesuch liegt schon ein paar Wochen zurück. Er fand am
15. Januar durch unseren Generalkonsul statt. Bei diesem Besuch hat Herr
Yücel dem Generalkonsul versichert, dass es ihm den Umständen entsprechend
gut geht.

Zusatzfrage: Wie viele deutsche oder deutsch-türkische Staatsangehörige
befinden sich denn derzeit aus politischen Gründen in der Türkei in Haft?

Breul: Dazu hat sich seit Freitag - da hatten wir das Thema schon - nichts
geändert. Es sind immer noch sechs.

Frage: Herr Seibert, da Sie die Zahl - ein Jahr Untersuchungshaft ohne
Anklageerhebung - so nachdrücklich betont haben: Sieht die Bundesregierung
darin rechtsstaatliche Prinzipien verletzt oder ist das noch mit
rechtsstaatlichen Prinzipien vereinbar?

StS Seibert: Ich möchte mich hier nicht zum türkischen Rechtssystem äußern,
das ich in allen Details auch gar nicht kenne. Klar ist, dass wir es
beklagen, dass Deniz Yücel seit einem Jahr in Haft sitzt und keine
Anklageschrift gegen ihn vorgebracht wurde, die ja auch seinen Verteidigern
erlauben würde, sich auf bestimmte Punkte der Anklage einzustellen.

Zusatzfrage: Der Begriff "rechtsstaatliches Prinzip" hat ja auch eine über
das nationale Recht hinausgehende Dimension. Ist nach Ihrem Verständnis von
Rechtsstaatlichkeit das, was die Türkei mit Herrn Yücel macht, mit
rechtsstaatlichen Prinzipien vereinbar oder nicht?

StS Seibert: Ich habe es doch sehr klar gesagt: Deniz Yücel ist aus unserer
Sicht aus nicht nachvollziehbaren Gründen inhaftiert. Es liegt ein Jahr
nach dieser Inhaftnahme nicht einmal eine Anklageschrift vor. Das beklagen
wir, und wir fordern, dass sich das ändert.

Frage: Wenn Herr Yücel achtmal innerhalb eines Jahres besucht wurde, dann
ist das Pi mal Daumen alle sechs Wochen der Fall gewesen. Ist das
eigentlich eine normale Frequenz in Sachen konsularische Betreuung von
Deutschen in ausländischen Gefängnissen oder was wäre eine normale
Frequenz?

Weil der Kollege das gerade angesprochen hat: Was ist denn mit dem
türkischen Vorgehen in Syrien in Sachen Völkerrecht? Haben Sie die Sache
mittlerweile einmal geprüft?

Breul: Ich weiß nicht, was jetzt das eine mit dem anderen zu tun hat. Aber
zur zweiten Frage kann ich Ihnen sagen, dass es keinen neuen Stand
gegenüber unserer Diskussion vom Mittwoch gibt.

Zur ersten Frage: Mir liegen jetzt keine Daten vor. Sie wissen aber auch,
dass der Fall Yücel vielleicht kein sozusagen typischer Fall für die
konsularische Betreuung im Ausland ist. Ich kann Ihnen zur Frequenz der
Termine, die stattfinden, sagen: Das geschieht natürlich immer in enger
Rücksprache mit den Anwälten und mit der zu betreuenden Person. Dabei
richtet sich das jeweilige Generalkonsulat oder die jeweilige Botschaft
natürlich immer nach dem Einzelfall.

Frage: Herr Breul, eine Frage zu Herrn Gabriel. Es gab ein bisschen
Konfusion, was die Münchner Sicherheitskonferenz angeht. Mein letzter Stand
ist, dass er dorthin fahren wird. Können Sie ganz kurz sagen, warum er sich
erst entschieden hatte, nicht nach München zu fahren, er jetzt aber doch
fährt? Hat das möglicherweise mit seinen Aussichten auf einen weiteren
Ministerposten zu tun? Kann man das dementsprechend als ein Zeichen lesen,
dass er davon ausgeht, dass er Außenminister bleibt?

Mit welcher Botschaft fährt er zu der Konferenz? Hat er schon irgendwelche
Termine mit Gesprächspartnern vereinbart? Was will er dort eigentlich? Ist
das ein Abschiedsbesuch oder will er weitermachen?

Herr Seibert, ganz kurz nachgefragt: Fährt die Kanzlerin nach München? Ist
das geplant?

StS Seibert: Das ist nicht geplant, wie ich vorhin schon sagte.

Breul: Ich habe eigentlich dem nicht viel hinzuzufügen, was ich hier am
Freitag vortrug. Wir kommentieren das Kalendermanagement nicht. Es ist
durchaus üblich, dass Termine in der Planung einmal auftauchen, wieder
verschwinden und dann wieder auftauchen. Aus diesem Grund kündigen wir
presseöffentliche Termine immer mit sehr kurzem zeitlichem Vorlauf an.
Darum hatten wir als Auswärtiges Amt die Teilnahme an der Münchner
Sicherheitskonferenz auch noch gar nicht angekündigt.

Ich habe dann hier am Freitag auf vielfachen Wunsch bestätigt - für uns ein
bisschen atypisch, weil ein Vorlauf von acht Tagen -, dass Außenminister
Gabriel an der Münchner Sicherheitskonferenz teilnehmen wird. Zur weiteren
Programmgestaltung vor Ort wollte ich mich nicht äußern; daran hat sich
heute auch noch nichts geändert. Sie wissen, auch Terminkalender anderer
Gesprächspartner sind volatil. Darum würde ich das ankündigen, wenn es so
weit ist.

Frage: Herr Breul, das Kalendermanagement interessiert mich jetzt hier gar
nicht, sondern der Kalender an sich. Hat er denn in dieser Woche
irgendwelche Termine, außer das Ding in München?

Breul: Sie hatten mich am Freitag ja auch schon danach gefragt. Da habe ich
Ihnen bestätigt - ich mache das gerne heute noch einmal -: Der
Bundesaußenminister ist geschäftsführend im Amt. Er arbeitet, er hat
Termine. Presseöffentliche Termine kündige ich Ihnen hier gerne mit kurzem
zeitlichem Vorlauf an.

Zusatzfrage: Über die anderen Termine wollen Sie nicht reden?

Breul: Das ist so, wie wir es immer handhaben. Ich kann es gerne noch
einmal erklären.

Zusatz : Nein.

Breul: Gut. Ich denke, Sie haben es verstanden.

Frage: Eine Frage an Herrn Neumann zu Aussagen des Vorsitzenden der
parlamentarischen Abteilung für Verteidigung, Herrn Hans-Peter Bartels.
Herr Bartels meinte beziehungsweise postulierte, dass der Bundesmarine die
Schiffe ausgehen. Damit meinte er, dass alte Schiffe nicht schnell genug
restauriert werden und neue Schiffe der Bundesmarine nicht schnell genug
zur Verfügung gestellt werden. Ich würde gerne fragen, wie das
Verteidigungsministerium das einschätzt.

Neumann: Die Einsatzbereitschaft der Bundeswehr ist generell nicht
zufriedenstellend. Das wurde an dieser Stelle auch schon mehrfach
diskutiert. Entscheidend bleibt jedoch, dass die Bundeswehr - und damit
auch die Marine - alle ihre Einsätze erfüllen kann.

Um diese Situation nachhaltig zu verbessern, sind Trendwenden in Bezug auf
Material und Finanzen eingeleitet. Es gilt jetzt, diesen Weg konsequent
weiterzuverfolgen. Aber wie das bei Trendwenden nun einmal so ist: Sie
benötigen Nachhaltigkeit und Zeit. Das ist keine Sache, die man innerhalb
von Monaten regelt, sondern wir reden hier von Jahren.

Zusatz: Herr Neumann, Sie sagen, das sei generell nicht zufriedenstellend.
Herr Bartels spricht von einem Desaster innerhalb der Marine. Es gibt auf
jeden Fall einen Unterschied in der Einschätzung.

Neumann: Ich sehe keinen Unterschied in der Einschätzung, denn auch die
Marine kann ihren ganzen Einsatzverpflichtungen nachkommen.

Wenn Sie Fragen zu Schiffen haben, können Sie gerne das Presse- und
Informationszentrum der Marine kontaktieren.

Frage: Wenn Sie so schön allgemein sagen, dass die Einsatzfähigkeit der
Bundeswehr nicht zufriedenstellend sei, dann fragt man sich ja, wer daran
Schuld ist. Eigentlich gehört es doch zu den Pflichten einer Regierung,
auch einer Ministerin, die Einsatzfähigkeit der Bundeswehr generell zu
gewährleisten. Oder habe ich ein falsches Verständnis von dem, was ein
Minister tun muss?

Neumann: Sie müssen die Rahmenbedingungen beachten. Wir haben in den
letzten Jahren ein deutlich verändertes sicherheitspolitisches Umfeld. Wenn
Sie einmal die beiden Weißbuchvarianten betrachten, speziell das letzte aus
dem Jahr 2016, dann findet dort eine Refokussierung auf Landes- und
Bündnisverteidigung statt. In dem Vorgängerweißbuch stand, dass wir uns auf
eine solche Situation zehn Jahre vorbereiten können. Spätestens durch die
Annexion der Krim 2014 sehen wir, dass die Gefährdung der europäischen
Sicherheit näher an unsere Grenzen herangekommen ist. Es geht jetzt darum,
diesem Trend mit den Trendwenden, die ich gerade beschrieben habe,
entgegenzuwirken. Wir haben die Finanzierung verstetigt, und dieser Trend
muss sich weiterhin fortsetzen.

Noch einmal: Das ist keine Sache, die Sie innerhalb von Monaten regeln
können, sondern wir reden über Jahre.

Frage: Ist die Marinemission im Libanon in irgendeiner Weise gefährdet?

Neumann: Noch einmal: Alle Einsätze der Bundeswehr können erfüllt werden.
Alle.

Frage: Eine Frage an das Verkehrsministerium: Ihre Staatssekretärin hat
sich zur Gigabitdiskussion geäußert, indem sie sagte: "Im Moment haben wir
ja das Problem, dass die Telekommunikationsunternehmen auch ihre 100- oder
200-Mbit/s-Anschlüsse nicht loswerden." - Wir erklärt sich das
Verkehrsministerium diese Lage, wenn es denn stimmt?

Friedrich: Zum einen ist mir die Aussage nicht bekannt - das muss ich
ehrlich zugeben -, auch wenn Sie sie jetzt wahrscheinlich online sehen. Ich
höre sie in diesem Moment zum ersten Mal.

Ich muss sagen, dass die Bundesregierung natürlich kein Unternehmen ist.
Ich gehe davon aus, dass sie sich mit dieser Aussage auf Unternehmen
bezieht, die diese Anschlüsse zur Verfügung stellen. Das Bundesministerium
für Verkehr und digitale Infrastruktur ist natürlich für den
Breitbandausbau zuständig, aber eben nicht für den Verkauf von Anschlüssen,
sondern für die Vergabe von Fördergeldern.

Zusatzfrage: Ich habe nicht behauptet, dass Sie ein Unternehmen sind,
sondern Frau Bär hat über die Telekommunikationsunternehmen in Deutschland
gesprochen, zum Beispiel die Deutsche Telekom, die schnelle Anschlüsse
anbieten. Sie behauptet, dass die Unternehmen die Anschlüsse gar nicht
loswerden. Woran liegt das Ihrer Meinung nach?

Friedrich: Ich kann das jetzt an dieser Stelle nicht weiter kommentieren.
Wenn die Staatssekretärin das so gesagt hat, dann hat sie das so gesagt und
dann gilt das auch. Ich kann das gerade nicht weitergehend kommentieren.

Zusatzfrage: Heißt das, dass sie für das Verkehrsministerium gesprochen
hat?

Friedrich: Wenn sie sie in dieser Form - wenn es dort so steht - als
Parlamentarische Staatssekretärin genannt haben, wird sie auch in dieser
Form gesprochen haben. Aber diese Aussage ist, wie gesagt, jetzt ein wenig
aus dem Kontext gerissen. Ich kenne den Artikel oder Beitrag nicht. Deshalb
kann ich das jetzt nicht weiter kommentieren.

Frage: An das Wirtschaftsministerium, und zwar mit Bezug auf die
Zuständigkeit für Luft- und Raumfahrt: Wir alle waren vor Kurzem aufgrund
von Nachrichtenbildern und sozialen Medien mehr oder weniger Zeugen einer
eindrucksvollen technischen Leistung der Firma SpaceX und konnten sehen,
wie die Booster eine extrem schwere Rakete und "payload" ins All gebracht
haben und dann synchron gelandet sind. Die Bundesregierung ist einer der
Hauptfinanciers für die Entwicklung einer Ariane 6, die ihren ersten Flug
2020 absolvieren soll, wenn alles gut läuft, die aber schon dann technisch
hinter SpaceX zurückfallen wird. Investiert die Bundesregierung noch gutes
Geld?

Einhorn: Ich muss einmal ganz kurz in die Unterlagen schauen. - Es ist
richtig, der ESA-Ministerrat hat vor drei Jahren, also Ende 2014, der
Entwicklung der Ariane-6-Trägerrakete zugestimmt. 2016 wurde eine
Programmüberprüfung durchgeführt und im November 2016 eine
Grundsatzeinigung dazu erzielt. Das ist der Stand, der mir vorliegt. Mehr
kann ich dazu aktuell nicht sagen.

Zusatzfrage: Muss die Bundesregierung ihr Investment überprüfen? Im neuen
Koalitionsvertrag ist die Rede davon, dass man ein Weltraumgesetz auf den
Weg bringen will, um auch nicht staatliche Raumfahrtunternehmen bei ihren
Investitionen abzusichern. Das zielt ja auch in die Richtung, mehr SpaceX
in Europa zu ermöglichen. Dennoch läuft ein Ariane-6-Programm weiter, das
leistungsmäßig jetzt von SpaceX im Grunde in den Schatten gestellt wird.

Einhorn: Ich kann Aussagen, die im neuen Koalitionsvertrag stehen, nicht
kommentieren, auch nicht interpretieren. Aber die Tatsache, dass etwas dazu
darin steht, bedeutet ja, dass wir auch weiterhin an dem Thema dran sein
werden. Da müssen wir uns jetzt noch ein bisschen gedulden.

Frage: Ich habe eine Frage zum Koalitionsvertrag beziehungsweise zur
ausländischen Einmischung. Der ukrainische Staatspräsident, Herr
Poroschenko, hat in einem Interview an die SPD-Mitglieder appelliert, der
Koalitionsvereinbarung mit der Union zuzustimmen. Jetzt interessieren mich
nicht die Parteien, aber an Sie, Herr Seibert, als Regierungssprecher die
Frage: Wie bewertet die Bundesregierung diese Einmischung des ukrainischen
Staatspräsidenten in innerdeutsche Angelegenheiten? Begrüßen Sie sie?

StS Seibert: Ich bewerte das jedenfalls nicht so wie Sie. Im Rahmen der
freien Meinungsäußerung ist es doch jedem überlassen, sich im In- oder
Ausland zu den ja doch sehr interessanten politischen Ereignissen in
Deutschland zu äußern. Nichtsdestoweniger wird die Entscheidung von denen
gefällt, die sie zu fällen haben.

Zusatz: Heißt das, dass Sie, wenn wir in den nächsten Wochen etwas von
Herrn Erdogan, Herrn Putin usw. zu der Zustimmung oder Ablehnung hören, das
auch völlig in Ordnung finden?

StS Seibert: Ich spekuliere nicht.

Montag, 12. Februar 2018

 * 
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BAYERN/4875: Videoüberwachung - CSU liefert nicht (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 13. Februar 2018

Videoüberwachung: CSU liefert nicht

SPD-Fraktionschef im Landtag Rinderspacher wirft Staatsregierung folgenlose Ankündigungspolitik vor



Die Staatsregierung hat ihrer Ankündigung vom Juli 2016 auf ihrer Klausur in St. Quirin für mehr Videoüberwachung an Bahnhöfen keine Taten folgen lassen. Eine aktuelle parlamentarische Anfrage (PDF, 238 kB) von SPD-Fraktionschef Markus Rinderspacher an die Staatsregierung hat erneut eine riesige Lücke zwischen Ankündigung und Wirklichkeit ergeben. "Ich bin fassungslos. Kein einziger Münchner S-Bahn-Bahnhof wurde in den vergangenen vier Jahren zusätzlich mit Videoüberwachung ausgestattet", kritisiert Rinderspacher. Innenminister Herrmann hatte noch im August 2014 in einer Pressemitteilung angekündigt: "Daher setze ich mich mit Nachdruck dafür ein, die Videoüberwachung im öffentlichen Personenverkehr noch weiter auszubauen." Bis heute sind aber nur 58 der 150 Bahnhöfe im Münchner S-Bahnbereich mit Kameras ausgestattet.

Die im März 2016 auf vorherige Anfrage (PDF, 62 kB) Rinderspachers angekündigte, für 2016 geplante Videoüberwachung der Bahnhöfe Moosach und Unterschleißheim ist weiterhin nicht umgesetzt: "Das CSU-Sicherheitskonzept von St. Quirin, das den Ausbau von Videoüberwachung an Bahnhöfen in München vorsieht, ist nichts als Schall und Rauch."

Rinderspacher erinnert: Im September 2009 haben nach dem tragischen Tod von Dominik Brunner am S-Bahnhof Solln in der Folge von Attacken Jugendlicher sowohl die damalige Justizministerin Merk als auch Innenminister Herrmann eine flächendeckende Videoüberwachung an den S-Bahnstationen in München versprochen. Seitdem seien neun Jahre des Stillstands vergangen.

Rinderspacher betont, anders als der Freistaat unter christsozialer Führung habe die sozialdemokratisch geführte Stadt München ihre Hausaufgaben gemacht. Im städtischen Verantwortungsbereich finden derzeit an ausnahmslos allen 100 U-Bahnhöfen im gesamten innerstädtischen U-Bahnnetz Videoaufzeichnungen statt. Das entspricht einer Quote von 100 Prozent. "SPD top. CSU Flop. Die SPD hat ihre Hausaufgaben gemacht, die CSU nicht", kommentiert Rinderspacher.

Auch in Nürnberg bleibt die Staatsregierung den Ankündigungen Taten schuldig: Im Bereich der S-Bahn Nürnberg werden von den zwischenzeitlich insgesamt 81 Bahnhöfen nach wie vor lediglich der Hauptbahnhof Nürnberg und die S-Bahnhaltestelle Nürnberg Frankenstadion videoüberwacht.

"Videoüberwachung in den Angstzonen des Öffentlichen Personennahverkehrs bedeutet mehr Sicherheit", betont Rinderspacher. Videoüberwachung erhöhe das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung und schrecke potentielle Täter ab. Sie liefere Ermittlungsansätze, Straftäter zu identifizieren und aus dem Verkehr zu ziehen. Einen irrationalen Wildwuchs von Kameraüberwachung im öffentlichen Raum lehne die Landtags-SPD jedoch ab, stellt der Fraktionsvorsitzende klar.

 * 
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HAMBURG/4275: Bedarfsgerechte Schulentwicklung sieht anders aus (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 13. Februar 2018

Bedarfsgerechte Schulentwicklung sieht anders aus!



Die heute vorgelegte Schuljahresstatistik kommentiert Sabine Boeddinghaus, schulpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Senator Rabe legt wieder einmal keine Schulentwicklungsplanung vor, die tatsächliche Bedarfe in der Stadt berücksichtigen würde und zudem nicht transparent entwickelt wurde. Die aktuellen Anmeldezahlen, die wirklich etwas über Dynamiken des Schulsystems aussagen würden, bleibt die Behörde schuldig", so Boeddinghaus. Dass der Senat sich dafür lobe, bei steigenden Schüler_innenzahlen lediglich die Vorgaben des Schulgesetzes einzuhalten, sei zu wenig.

Die fehlende Akzeptanz und Unterstützung der Stadtteilschulen bleibe ein Problem: Bei einer fairen Verteilung aller schulischen Aufgaben dürften die Gymnasien nicht länger ausgenommen werden, etwa beim Übergang von den Vorbereitungsklassen ins Regelsystem. Auch die Quote der Schulabgänger_innen ohne Abschluss sei mit 5 % zu hoch, die Ausbildungsperspektiven gering. "Gerade bei den fehlenden Ausbildungsplätzen könnte der Senat als Arbeitgeber in seinen kommunalen Unternehmen mit gutem Beispiel voran gehen. Dass er dies noch immer nicht tut, ist und bleibt ein Armutszeugnis!"

Das Pilotprojekt zum Erwerb einer erzieherischen Ausbildung per neuem erweiterten ersten allgemeinbildenden Schulabschluss sieht Boeddinghaus skeptisch: Wie es sich in der Praxis auswirke, sei offen, eine laufende Anfrage soll hier Klarheit schaffen. Für Absolvent_innen des AVM-Dualbereichs müssten die sprachlichen Unterstützungsangebote in der beruflichen Ausbildung indes dringend ausgebaut werden.

Die hohe Nachfrage nach einer schulischer Ganztagsbetreuung zeige, wie hoch der Bedarf bei den Eltern sei. "Es ist gut, dass die Volksinitiative 'Guter Ganztag' für deutliche qualitative Verbesserungen gesorgt hat, die jetzt zügig und auf breiter Ebene umgesetzt werden müssen", so Boeddinghaus.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 13. Februar 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





SOZIALES/2678: Red Hand Day - Keine Kinder an die Front


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. Februar 2018

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Keine Kinder an die Front



Frank Schwabe, Sprecher für Menschenrechte und humanitäre Hilfe:

Seit 2002 erinnert der "Red Hand Day" an das Schicksal von Kindersoldaten. Trotz bereits erzielter Erfolge gibt es noch immer etwa 250.000 Kindersoldaten weltweit.

"In vielen Krisenregionen der Welt werden Kinder in den Krieg geschickt, ob in Syrien, im Jemen, Somalia oder Sudan. Der Einsatz von Kindersoldaten ist zutiefst unmenschlich und ist durch das Zusatzprotokoll der UN-Kinderrechtskonvention geächtet.

Kinder, die unmittelbar Kriegserfahrungen ausgesetzt wurden, sind oft zutiefst traumatisiert. Dies gilt auch für viele Kinder, die in den vergangenen Jahren aus Bürgerkriegsländern nach Deutschland flüchten konnten. Sie bedürfen unserer Unterstützung und psychotherapeutischer Hilfe, um traumatische Gewalt zu überwinden, tatsächlich eine Chance auf gesellschaftliche Integration und ein geregeltes Leben ohne Ängste zu erhalten."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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ASIEN/981: Einfluss von Social Bots während der japanischen Parlamentswahlen im Jahr 2014 (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 12.02.2018

Gefahr für den politischen Wahlkampf?



Sogenannte Social Bots stehen in Verdacht, der Verbreitung von
politischer Propaganda in den Sozialen Medien zu dienen. Wissenschaftler der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU) haben nun den
Einsatz und Einfluss von Social Bots auf der Plattform Twitter während der
japanischen Parlamentswahlen im Jahr 2014 untersucht. Dadurch konnten sie
zum einen eine Fallstudie zu verschiedenen Aktivitätsmustern von Social
Bots machen, indem sie die Methodik der Korpuslinguistik einsetzten. Zum
anderen gewannen die FAU-Forscher Einsichten, wie diese Computerprogramme
zum Einsatz kamen und wie Nationalismus in der Wahl vor allem in den
Sozialen Medien eine wichtige Rolle spielte.

Ausschlaggebend für die Untersuchung zum Einsatz von Social Bots war für
Prof. Dr. Fabian Schäfer, Inhaber des Lehrstuhls für Japanologie der FAU,
die Parlamentswahlen 2014 in Japan. Diese gewann die konservative
Liberaldemokratischen Partei Japans (LDP) mit ihrem Vorsitzenden Shinzō
Abe. Dessen Wahlkampagne stützte sich in der Öffentlichkeit und den
Massenmedien vor allem auf wirtschaftspolitische Themen. Anders in den
Sozialen Medien. "Dort, das zeigt unsere Analyse, spielte vor allem Abes
verdeckte nationalistische Agenda eine wichtige Rolle", sagt Schäfer.
"Dass diese verdeckte Agenda dort so wichtig wurde, ist allerdings nicht
auf den Premierminister oder die LDP selbst zurückzuführen." Vielmehr
scheinen ultrarechte und rechtskonservative Lager der Internetnutzer
Social Bots im großen Maßstab eingesetzt zu haben. Mit diesen unterstützen
sie die während des Wahlkampfes in den Hintergrund gerückte
nationalistische Agenda Abes in der Onlineöffentlichkeit jedoch
indirekt - so die vorläufige Hypothese von Prof. Schäfer.

Computerisierte Propaganda

Gemeinsam mit Prof. Dr. Stefan Evert, Professur für Korpuslinguistik der
FAU, analysierte Schäfer über 540.000 Tweets, die kurz vor und nach der
Wahl Mitte Dezember verbreitet worden waren. Dabei fielen ihnen die vielen
gleich- oder ähnlich lautenden Tweets auf. Deshalb untersuchten sie, ob
diese von Bots oder sogar Botnetzwerken stammten. Anders als bisher nahmen
die FAU-Forscher aber nicht die typischen Verhaltensweisen eines Bots,
also zum Beispiel wie häufig diese Tweets versenden, als metrisches
Kriterium, um diese zu identifizieren. Vielmehr setzten sie auf Methoden
der Korpuslinguistik, mit der sich große Textmengen analysieren lassen.
Schnell zeigte sich, dass es sich bei fast 80 Prozent der untersuchten
Tweets um Duplikate, hierzu zählen auch Retweets, oder Nahduplikate
handelte, die auf insgesamt 3722 Originaltweets zurückzuführen sind.

Die FAU-Wissenschaftler konnten bei der Verbreitung der Tweets fünf Muster
erkennen. Drei der Muster ordneten sie dabei einer Pro-LDP-Kampagne, eines
einer anderen Gruppe unter den rechten Internetaktivisten zu. Das fünfte
Muster lässt sich Usern zuordnen, die ein ähnliches Verhalten wie Bots an
den Tag legten. "Tweets der ersten und zweiten Gruppe haben gemeinsam,
dass sie einen ähnlichen in rechten Internetkreisen verbreiteten Jargon
nutzen, und nicht selten rassistische oder feindselige Aussagen zum Inhalt
haben", erklärt Schäfer. Dies und die für die zahlreichen Fake-Accounts
genutzten Namen, führten Evert und Schäfer zu dem Schluss, dass es sich um
zwei Gruppen rechter Internetaktivisten, den netto uyo, handelte, die
solche autonomen Programme massiv einsetzten, um so andere Hashtags zu
überlagern. Bots können aber auch auf schon populäre Hashtags und Themen
aufspringen, um diese mit dem gleichen Zweck zu instrumentalisieren, ohne
dass die Tweets inhaltlich miteinander etwas zu tun haben.

Letzteres nutzten rechte Internetaktivisten in der Wahl 2014 vor allem um
ultranationalistische Inhalte vielfach zu verbreiten. Der Vorwurf
"Anti-Japanisch" zu sein - der Begriff findet sich sowohl unter den netto
uyo als auch in abgeschwächter Form bei Abe - wirkte dabei beispielsweise
als eine Art begriffliche Brücke zwischen dem extremen und dem gemäßigteren
Lager. "Diese Brücke verband den nationalistischen Diskurs rechter
Internetaktivisten mit Abes rechtskonservativer Agenda", sagt Schäfer.
"Abes Position fand deshalb im Netz nicht nur in konservativen
Organisationen beziehungsweise einer sehr computeraffinen Gruppe mit engen
Verbindungen zur LDP Unterstützung, sondern ebenso in der großen, wenn
auch wenig organisierten Gruppe rechter Internetaktivisten." Auch wenn
letztere zwar häufig eine Anti-Abe-Position einnahmen, erklärt der
Japanologe Schäfer, verbreiteten diese doch eine ganz ähnliche
nationalistische Agenda im Netz.


Originalveröffentlichung: 

Japan's 2014 General Election: Political Bots, Right-wing internet Activism,
and Prime Minister Shinzō Abe's Hidden Nationalist Agenda.

Big Data. 

DOI: 10.1089/big.2017.0049



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution18
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FORSCHUNG/1121: Fleisch aus Stammzellen - Ende der Massentierhaltung? (PROVIEH)


PROVIEH MAGAZIN - Ausgabe 4/2017

Magazin des Vereins gegen tierquälerische Massentierhaltung e.V.

Fleisch aus Stammzellen: Das Ende der Massentierhaltung?

von Angela Dinter



Ich kann mich noch sehr gut an die TV-Dokumentation zur Verkostung des
ersten Burger-Bratlings aus gezüchtetem Fleisch erinnern. Das war im
Mai 2013. Damals habe ich diesem Projekt wenig Beachtung geschenkt, da
ich glaubte, dass solch ein Verfahren noch viele Jahrzehnte erforscht
und optimiert werden müsse, bis es die Marktreife erreicht.

Der erste Kultur-Burger wurde in einer Petrischale aus Muskelzellen
vom Rind gezüchtet. Der niederländische Physiologe Mark Post leitete
das Experiment. Nach fünf Jahren Forschungsarbeit konnte der 250.000
Euro teure Burger vor laufender Kamera gebraten und gegessen werden.
Das Geschmackserlebnis im Vergleich zum Preis fiel eher bescheiden
aus, doch von der Ähnlichkeit der Struktur waren die Vorkoster positiv
überrascht. Der Burger fühlte sich zwischen den Zähnen wie ein echter
Burger an. Ihm fehlten lediglich Gewürze und Fett.


Wie aus Stammzellen Fleisch wird

Mark Post und seine Kollegen nahmen eine Gewebeprobe aus den
Nackenmuskeln einer Kuh und isolierten daraus Muskelstammzellen. In
einer Nährlösung mit fetalem Kälberserum vermehrten sie anschließend
diese Zellen. Stammzellen haben die Gabe, sich in unterschiedliche
Zellarten weiterzuentwickeln. Mit einer bestimmten Beeinflussung
können sie sich daher in Muskelzellen umwandeln. Die Forscher bildeten
einen Ring um eine Halterung in der Mitte der Petrischale. Diese
Halterung konnten die Forscher elektrisch aufladen. Schließlich setzen
Muskeln nur dann Eiweiß an, wenn sie trainiert werden. Nach neun
Wochen wuchs so in jeder Petrischale ein sieben Milligramm schwerer
Muskel. 20.000 dieser hauchdünnen Stückchen brauchte Mark Post für
seinen Burger.

Noch ist dieser Fleisch-Prototyp weit davon entfernt in Serie zu
gehen. Das weiß auch Mark Post. Um das Projekt weiterzuentwickeln,
braucht er finanzstarke Unterstützer. Die niederländische Regierung
hatte das Projekt bis 2009 mit zwei Millionen Euro unterstützt, danach
sprang Google-Mitbegründer Sergey Brin ein. Die Industrie hatte kein
Interesse, in ein Produkt zu investieren, das den lukrativen Handel
mit Tierleben beenden könnte.


Der Traum: Nachhaltiges Fleisch ohne Tierleid

Der Visionär Mark Post träumt von einer Zukunft, in der Fleisch ohne
Massentierhaltung erzeugt werden kann, und auch mir erscheint diese
Vorstellung als die Rettung all unserer Probleme im "Nutz"tierschutz.
Kultiviertes Fleisch ohne Tierleid als Ausweg aus der
industrialisierten Tierhaltung, klimaneutral und ohne negative
Umweltauswirkungen produziert? Dafür würde ich meinen Beruf als
Tierschützerin gerne aufgeben. Doch es gilt noch wichtige Probleme zu
meistern. Das Fleisch der Zukunft braucht Geschmack, Fettzellen und
Aromastoffe, damit es die Akzeptanz des Verbrauchers findet. Die
Nährstoffbilanz muss ausgewogener und konstanter sein als Fleisch von
Tieren und es muss ein Ersatz für die Nährlösung aus Kälberserum
gefunden werden, da diese ethisch nicht vertretbar ist. Es stammt aus
der Gebärmutter von tragenden Kühen.

Das 2015 gegründete Unternehmen "Memphis Meats" will ebenfalls
"echtes" Fleisch züchten. Die Burger des frischgebackenen Unternehmens
aus Kalifornien sollen, ähnlich wie bei Mark Post, unter sauberen
Laborbedingungen wachsen. Auch bei Memphis Meats werden Stammzellen
aus lebenden Tieren gewonnen, allerdings besteht deren Nährlösung
nicht aus Kälberserum, sondern aus Vitaminen, Mineralien, Proteinen
und Zucker. Memphis Meats ist dabei noch einen Schritt weiter als Mark
Post, denn sie sind bereits in der Lage, künstliches Muskel- und
Fleischgewebe von Rindern, Hühnern und Enten zu züchten. In vier bis
sechs Wochen kann dabei ein Steak heranreifen. Dieses sogenannte
"saubere Fleisch" lässt sich anschließend problemlos in die gewünschte
Form bringen. Geschmack und Textur können angepasst werden. Das haben
die Forscher des Unternehmens bereits bewiesen. Im März 2017 hatte das
Unternehmen Testessern ein frittiertes Chicken Nugget aus
In-Vitro-Fleisch vorgesetzt. Deren Urteil: Es schmeckt "wie Hühnchen".
Dies hat Investoren überzeugt und es ist eine beachtliche Summe
zusammengekommen. 17 Millionen US-Dollar haben die Geldgeber
investiert, um Forschung und Produktion des Kulturfleisches
voranzutreiben. Unter den Investoren sind Bill Gates, der Begründer
von Microsoft, und sein Geschäftspartner Richard Branson, ein
Schallplattenmogul, sowie Cargill, ein gigantisches
Familienunternehmen in der Futtermittelindustrie. Noch kostet ein
halbes Kilogramm etwa 9.000 US-Dollar. Das soll sich bis zur
Marktreife 2021 ändern. Kulturfleisch soll günstiger angeboten werden
als Fleisch, das von geschlachteten Tieren stammt.

"Super Meat", ein israelisches Unternehmen wirbt mit dem Slogan "100%
Fleisch - 0% Tierleid" und entwickelt parallel zu Memphis Meat ein
weiteres Verfahren, um Kulturfleisch herzustellen. Ihre Vision geht
noch weiter, denn das Prozedere zur Fleischgewinnung soll möglichst
vom Verbraucher selbst zuhause durchgeführt werden können.

Obwohl die Lösung in greifbare Nähe rückt, werden weitere
wissenschaftliche, finanzielle, agrarpolitische und
verbraucherrelevante Aspekte bei der Einführung von Kulturfleisch eine
tragende Rolle spielen. Dem Fleischkonsumenten gebührt dabei besondere
Aufmerksamkeit. Einem Lebensmittel, das aus Stammzellen hergestellt
und im Labor erzeugt wurde, stehen wir skeptisch gegenüber. Das ist
durchaus verständlich, legen wir doch großen Wert auf gesunde
Lebensmittel von hoher Qualität. Doch genau das bietet das Fleisch der
Zukunft. Es ist ethisch vertretbar, frei von multiresistenten Keimen,
enthält keine Gensojarückstände oder Trächtigkeitshormone. Seine
Erzeugung ist unbelastet, lückenlos nachvollziehbar und effizienter.

Mit großer Freude habe ich nun gelesen, dass Bill Gates und Richard
Branson gerade auch mehrere Millionen Dollar in das junge
Lebensmittelunternehmen "Impossible Foods" investieren. Sie
unterstützen damit ein Projekt, das sich zum Ziel gesetzt hat, das
globale Ernährungssystem zu revolutionieren. Impossible Foods will
beweisen, dass ein geschmacklich authentischer Fleischersatz aus
Pflanzenbestandteilen produzierbar ist, für den kein Tier sterben
muss.

Wenn so mächtige Investoren in diese Geschäfte einsteigen, rückt das
Ende der Massentierhaltung doch deutlich näher, oder?


Rosige Zukunft für "Nutz"tiere, Klima und Umwelt?

Sieht die nahe Zukunft unsere "Nutz"tiere nun nur noch als
Stammzellenspendertiere auf grünen Wiesen vor? Was geschieht
eigentlich mit der Milchproduktion? Kann die Forschung auch hierfür
eine Lösung finden? Immerhin gibt es schon einen vielfältigen Markt
für Milchersatzprodukte, die den Konsum von Kulturfleisch ergänzen
könnten. Vielleicht sollte ich erst einmal froh darüber sein, dass wir
bald nicht mehr über Kastenstände, Verstümmelungen, Tiertransporte und
Schlachtung diskutieren müssen, statt schon das nächste Problem in
Angriff zu nehmen. Wir wären einen bedeutenden Schritt weiter, gäbe es
keine Massentierhaltung zur Fleischgewinnung mehr. Endlich tut sich
eine reale Chance auf, die nicht nur Milliarden Tieren helfen würde,
sondern auch unserem geplagten Planeten. Die Produktion von
kultiviertem Fleisch verbraucht nämlich 99 Prozent weniger Flächen und
90 Prozent weniger Wasser. Die Abholzung von Regenwäldern zur
Fuftermittelgewinnung und die Ausbringung von mehr Gülle als das
Ökosystem vertragen kann, wären damit hinfällig.


Mein Fazit:

Global gesehen ist dies ein riesengroßer Schritt, eine notwendige und
förderungswürdige Innovation für eine nachhaltige Zukunft ohne
Tierleid.

Ich beschließe trotzdem weiterhin Vegetarierin zu bleiben, denn in
einem Interview wurde Mark Post gefragt, ob Vegetarier und Veganer
zukünftig ohne schlechtes Gewissen zu Fleisch greifen dürfen. Seine
Antwort: "Vegetarier und Veganer sollten es auch bleiben, denn ihr
Konsum ist immer noch der nachhaltigste."


LINKS


 www memphismeafs. com

 www.impossiblfoods.com

 www.supermeat.com

 www. bistro-invitro. com/en/bistro-invitro
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INTERNATIONAL/191: Bundesregierung soll aus der "Neuen Allianz für Ernährungssicherung" der G7-Staaten austreten (INKOTA)


INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 12. Februar 2018

Entwicklungsorganisationen fordern: Bundesregierung soll wie Frankreich
aus der "Neuen Allianz für Ernährungssicherung" der G7-Staaten
austreten



[Berlin, 12.02.2018] - Frankreich steigt aus der "Neuen Allianz für
Ernährungssicherung" der G7 aus. Das hat die französische Regierung
vergangene Woche entschieden. Entwicklungsorganisationen begrüßen diesen
längst überfälligen Schritt und fordern die geschäftsführende
Bundesregierung auf, dem französischen Beispiel zu folgen. Die Neue Allianz
wird seit ihrer Gründung im Jahr 2012 scharf von Entwicklungsorganisationen
kritisiert. Die Initiative schmückt sich mit dem Etikett der
Armutsbekämpfung, dient aber vor allem den Profitinteressen der Konzerne.

Die Neue Allianz der G7 ging seit ihrem Start an den Bedürfnissen der
Kleinbauern und Kleinbäuerinnen in den Mitgliedsländern vorbei", kritisiert
Jan Urhahn vom entwicklungspolitischen INKOTA-netzwerk. Die Programme
wurden in enger Abstimmung mit Konzernen und privaten Stiftungen, aber
unter weitgehendem Ausschluss von betroffenen Kleinbauern und
Kleinbäuerinnen sowie zivilgesellschaftlichen Akteuren entwickelt.
Unternehmen in Wachstumskorridoren werden bei der Zuteilung von Land
gegenüber kleinbäuerlichen Familien bevorteilt. Kleinbauern und
Kleinbäuerinnen können ihr Saatgut nicht frei teilen, tauschen und
verkaufen. "Der Hunger wird bis 2030 nur beendet werden können, wenn die
Kontrolle der Konzerne über Land, Wasser und Saatgut zugunsten der
kleinbäuerlichen Landwirtschaft zurückgedrängt wird", so Stig Tanzmann von
Brot für die Welt.

Denn der Trend hin zu einer konzerndominierten Landwirtschaft in Afrika ist
ungebrochen: So hatte 2017 das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) vereinbart, die Allianz für eine Grüne
Revolution in Afrika (AGRA) mit zehn Millionen Euro zu fördern. "Der Name
ist bei AGRA Programm und steht für eine Landwirtschaft von gestern", sagt
Jürgen Maier vom Forum Umwelt & Entwicklung. AGRA setzt stark auf die
Ausweitung mineralischer Düngung anstatt organische Düngung zu fördern. Im
Saatgutbereich werden bestehende bäuerliche Saatgutsysteme ignoriert.

Stattdessen sollte die Bundesregierung den Forderungen von Kleinbauern und
Kleinbäuerinnen nach Ernährungssouveränität, der Verwirklichung des
Menschenrechts auf Nahrung und einer umwelt- und klimagerechten
Landwirtschaft nachkommen. "Wir fordern die geschäftsführende
Bundesregierung auf, endlich agrarökologische Ansätze und alternative
Vermarktungsformen stärker zu fördern und eine Ernährungswende
voranzubringen", erklärt Sarah Schneider von MISEREOR. Ein wichtiges Ziel
der Agrarökologie ist die wirtschaftlich tragfähige und sozial gerechte
Umgestaltung der Ernährungssysteme. Die Agrarökologie ist die Alternative
zur industriellen Landwirtschaft.

Hintergrund



Die Neue Allianz für Ernährungssicherheit wurde auf dem G7-Gipfel 2012
gestartet. Zielsetzung war, bis 2022 insgesamt 50 Millionen Menschen in
Sub-Sahara-Afrika aus der Armut zu befreien. Mehr private Investitionen in
die Landwirtschaft sollen dies möglich machen. Die Neue Allianz ist eine
Initiative der G7-Staaten und weiterer Geberländer, einiger afrikanischer
Regierungen und der internationalen Agrar- und Lebensmittelindustrie. Kern
der Neuen Allianz sind Kooperationsabkommen, in denen sich zehn
afrikanische Länder zu zeitlich gebundenen Reformmaßnahmen verpflichten,
die Investitionsbedingungen zugunsten privater, kommerzieller Investitionen
in die Landwirtschaft verbessern. Ein zivilgesellschaftliches Bündnis hatte
im Rahmen der Kampagne "Keine Entwicklungshilfe für Agrarkonzerne" (2014)
die Bundesregierung aufgefordert, die Förderung von Konzernen wie Bayer,
BASF und Monsanto zu beenden."

 * 

Quelle:

INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 12. Februar 2018

Chrysanthemenstr. 1-3, 10407 Berlin

Telefon: 030-420 820 2-0, Fax: 030-420 820 2-10

E-Mail: inkota@inkota.de

Internet: www.inkota.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





STATISTIK/1150: Gute Chancen für mehr heimischen Ökolandbau (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 13. Februar 2018

DBV-Konjunkturbarometer: über 15% der Landwirte an Öko-Umstellung
interessiert 

Gute Chancen für mehr heimischen Ökolandbau



(DBV) Das Interesse an einer Umstellung auf Öko-Erzeugung bleibt bei
den deutschen Bauern auf einem konstanten Niveau. Das zeigt das
Umstellungsinteresse im DBV-Konjunkturbarometer. Im zweiten Jahr in
Folge liegt dieses Umstellungsinteresse bei etwas über 15%. Zusammen
mit den etablierten Öko-Landwirten liegt das theoretische Potenzial
für Ökolandbau in Deutschland über 20%. Der Öko-Beauftragte des
Deutschen Bauernverbandes, Heinrich Graf von Bassewitz weist darauf
hin, dass die Realisierung dieses Potenzials und damit auch der Umfang
der Öko-Umstellung eine Frage der Wirtschaftlichkeit sei. "20%
Ökolandbau sind dann erreichbar", so Bassewitz, "wenn die Nachfrage
weiterhin wie in den zurückliegenden 15 Jahren wächst". Es brauche ein
kontinuierliches, organisches Wachstum und keine abrupten Sprünge, um
den Öko-Bauern verlässliche Preise zu gewährleisten. Angesichts guter
Erzeugerpreise wuchs in den letzten zwei Jahren die Zahl der
Öko-Betriebe jeweils um fast 10%. Bereits Ende 2016 lag der Anteil der
Öko-Betriebe bei 10%; sie bewirtschafteten jedoch nur 7,5% der Fläche.

Weitere Daten aus dem DBV Konjunkturbarometer unter

http://www.bauernverband.de/dbv-konjunkturbarometer-umstellungsinteresse-waechst.

 * 
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WISSENSCHAFT/1400: Helmholtz-Präsident Wiestler begrüßt Koalitionsvertrag (idw)


Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren - 12.02.2018

Helmholtz-Präsident Wiestler begrüßt Koalitionsvertrag



Als ein starkes Bekenntnis zum Wissenschafts- und Forschungsstandort
Deutschland wertet Helmholtz-Präsident Otmar D. Wiestler den
Koalitionsvertrag, auf den sich die Vertreter der CDU, CSU und SPD Anfang
Februar geeinigt haben. Das Papier müsse nun konsequent von einer neuen
Regierung umgesetzt werden.

"In mehreren Kapiteln des Koalitionsvertrages stellen die Parteien
wichtige Weichen, um den Standort Deutschland innovativ aufzustellen",
sagt Otmar D. Wiestler. "Auf der Basis dieses mutigen Papiers kann eine
künftige Regierung Wissenschaft und Forschung dynamisch weiterentwickeln
und die Grundlage für unseren Wohlstand weiter ausbauen."

Die Koalitionsvereinbarung verspreche einen echten Aufbruch für den
Innovationsstandort Deutschland. "Schon das Ziel, bis zum Jahr 2025
insgesamt 3,5 Prozent des Bruttoinlandsproduktes für Forschung und
Entwicklung aufzuwenden, ist im internationalen Vergleich ein starkes
Signal", sagt Wiestler. "Auf dieser Basis kann die Wissenschaft die
wichtigen Zukunftsthemen angehen, etwa den Klimawandel, die Energiewende,
die Mobilität von morgen oder den Kampf gegen die großen Volkskrankheiten
wie Krebs oder Demenz." Dass die Küsten-, Polar- und Meeresforschung
weiter gestärkt und gemeinsam mit den Ländern eine "Deutsche Allianz für
Meeresforschung" gegründet werden solle, sei auch für diesen immens
wichtigen Forschungsbereich ein starkes Signal. Diese begrüßenswerten
Weichenstellungen würden entscheidend dazu beitragen, noch mehr
Spitzenforscher und wissenschaftlichen Nachwuchs aus dem Ausland für den
Standort Deutschland zu gewinnen.

Eine wichtige Rolle käme im Koalitionspapier dem Thema Digitalisierung zu.
Von der entsprechenden Weiterentwicklung der Hightech-Strategie, über den
flächendeckenden Ausbau des Glasfaser-Netzes bis hin zur intensiven
Förderung von Schlüsseltechnologien seien in diesem Punkt wichtige
Entscheidungen getroffen worden. Der Umgang mit Information, deren
Verarbeitung und weitere Erforschung spielten in allen gesellschaftlichen
Bereichen eine immer wichtigere Rolle - unter anderem in der Medizin.

"Auch die Datensicherheit ist in diesem Zusammenhang ein Schlüsselelement
unserer Zukunftssicherung", sagt Wiestler. "Themen wie Künstliche
Intelligenz, Robotik oder Quantentechnologie müssen wir intensiv
beforschen, um im internationalen Wettbewerb weiterhin auf Augenhöhe
mitspielen zu können und bestehende Lücken zu schließen."

Die Verstetigung der Bundesaufwendungen für die Hochschulen sind aus
Wiestlers Sicht außerordentlich begrüßenswert. "Hier wird nicht nur
hochrangige Forschung betrieben, sondern auch der wissenschaftliche
Nachwuchs ausgebildet, eine der wichtigsten Investitionen für unsere
Zukunft." Dass die Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und
außeruniversitären Forschungseinrichtungen ausgebaut werden solle, und
Frauen verstärkt Führungspositionen besetzen sollen, seien weitere
wichtige Vorhaben, die die Helmholtz-Gemeinschaft uneingeschränkt
unterstütze.

Der Vereinbarungstext sei zudem ein starkes Zeichen für ein
zukunftsfähiges, geeintes und innovatives Europa. Die Ziele für den
europäischen Forschungsraum seien beachtlich und hätten das Potenzial, die
europäische Wissenschaft zu stärken. "Dass das künftige
Forschungsrahmenprogramm mindestens die gleiche Höhe haben soll wie das
aktuelle 'Horizon 2020' und dass auch der Europäische Forschungsrat ERC
gestärkt werden soll, ist gerade angesichts des Brexit ein wichtiges
Bekenntnis zu einem geeinten und gestärkten Europa", betont der
Helmholtz-Präsident. Auch sei es im Sinne eines einheitlichen
Forschungsraumes wichtig, dass die Länder Ost- und Südeuropas intensiver
integriert werden sollen.

In diesem Kontext bezeichnet es Otmar D. Wiestler als außerordentlich
erfreulich, dass die Parteien Vorschläge des französischen Präsidenten
Emmanuel Macron aufgegriffen haben. Eine weitere Stärkung der
deutsch-französischen Zusammenarbeit in Bildung und Forschung, die dem
europäischen Forschungsraum als Ganzes eine neue Dynamik gebe, sei
durchweg wünschenswert.

Nun komme es jedoch darauf an, die Ziele des Koalitionsvertrages
schnellstmöglich zu konkretisieren. "Den Inhalten des Papiers müssen jetzt
fassbare Vorschläge für die Umsetzung folgen", sagt Wiestler.


Die Helmholtz-Gemeinschaft leistet Beiträge zur Lösung großer und
drängender Fragen von Gesellschaft, Wissenschaft und Wirtschaft durch
wissenschaftliche Spitzenleistungen in sechs Forschungsbereichen: Energie,
Erde und Umwelt, Gesundheit, Schlüsseltechnologien, Materie sowie
Luftfahrt, Raumfahrt und Verkehr. Die Helmholtz-Gemeinschaft ist mit rund
38.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in 18 Forschungszentren und einem
Jahresbudget von mehr als vier Milliarden Euro die größte
Wissenschaftsorganisation Deutschlands. Ihre Arbeit steht in der Tradition
des großen Naturforschers Hermann von Helmholtz (1821-1894).

www.helmholtz.de

www.helmholtz.de/socialmedia

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution422
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KRIEG/1698: Türkei-Syrien-Konflikt - es riecht nach Durchhalten ... (SB)




Wie der AKP-Bürgermeister der türkischen Hauptstadt Ankara angekündigt
hat, soll die Straße vor der amerikanischen Botschaft nach der
Militäroperation gegen die mit den Vereinigten Staaten verbündete
Kurdenmiliz YPG/YPJ umbenannt werden. Mustafa Tuna teilte dazu auf
Twitter mit, er habe vorgeschlagen, den Namen der Straße von "Nevzat
Tandogan" in "Olivenzweig" (deutsche Übersetzung) zu ändern. [1] Der
am 20. Januar gestartete Angriffskrieg gegen den Kanton Afrin im
Nordwesten des Nachbarlands Syrien unter dem Namen "Operation
Olivenzweig" soll nach der erklärten Absicht der Erdogan-Regierung nur
der Auftakt zu einer finalen Offensive gegen die Kurdengebiete südlich
der Grenze sein. Der Aberwitz des Hauptstadtbürgermeisters, nur drei
Wochen nach Beginn des offenen Krieges mit ungewissem Ausgang bereits
im Triumph des Endsiegs zu schwelgen, spiegelt die systematisch
geschürte Kriegseuphorie wider, mit der das Regime die Bevölkerung auf
ihren neoosmanischen Nationalismus einzuschwören versucht.

Die türkischen Streitkräfte waren im August 2016 mit dem
Militäreinsatz "Schutzschild Euphrat" in Nordsyrien einmarschiert.
Unter dem Vorwand, die zuvor von der Türkei unterstützte
Dschihadistenmiliz "Islamischer Staat" (IS) zu vertreiben, galt der
Angriff insbesondere den Volksverteidigungs- und
Frauenverteidigungseinheiten YPG/YPJ, indem die Streitkräfte Ankaras
einen Korridor zwischen den kurdisch kontrollierten Gebieten
besetzten. Im Januar 2018 rief Recep Tayyip Erdogan den Generalangriff
auf die kurdischen Gebiete in Nordsyrien aus, die er im Zuge eines
Vernichtungsfeldzugs eliminieren möchte. Es sei soweit, "das Projekt
der separatistischen Terrororganisation (...) vollkommen zunichte zu
machen". Die Türkei werde ihre Angriffe im Rahmen der "Operation
Olivenzweig" auf die Regionen Afrin und Manbidsch ausweiten "und
danach Sicherheit und Ruhe entlang der gesamten Grenze bringen". [2]

Der Unterwerfung kurdischen Widerstands, Zerstörung der Lebensform
und Auslöschung der Kultur im Zuge einer militärischen Endlösung
scheinen jedoch vorerst Grenzen gesetzt zu sein, die Erdogans
diktatorischen Furor kontern. So sind die Gebietsgewinne der
hochgerüsteten Invasionsarmee nach schweren Gefechten in Afrin gering,
während nach Angaben der Demokratischen Kräfte Syriens (SDK) über ein
Dutzend Panzer und gepanzerte Fahrzeuge, zwei Kampfhubschrauber und
eine bewaffnete Drohne abgeschossen und allein in der vergangenen
Woche 130 türkische Soldaten getötet worden sind. [3] Selbst wenn man
eine in derartigen Kämpfen nicht auszuschließende Überhöhung der
eigenen Erfolge auch auf kurdischer Seite in Rechnung stellt, zeichnen
sich doch in der Konfrontation mit einem in dieser Form der
Kriegsführung erfahrenen Widerstand beträchtliche Hindernisse für die
Okkupationsstreitkräfte ab.

Da das türkische Regime in der Folge auch Manbidsch angreifen will,
steht die nächste Dimension des Konflikts auf der Tagesordnung. Die
USA unterstützen die YPG/YPJ im Kampf gegen den IS mit Waffen,
Spezialkräften und Militärberatern, während Ankara seit langem die
Einstellung dieser Unterstützung fordert. Anders als in Afrin sind in
Manbidsch auch US-Soldaten stationiert, so daß eine direkte
Konfrontation der NATO-Partner droht. In der ihr eigenen
Brachialdiplomatie rabiater Drohungen und Bezichtigungen versucht die
AKP-Regierung Druck auf Washington auszuüben, um das amerikanische
Problem aus der Welt zu schaffen.

Der türkische Außenminister Mevlüt Cavusoglu erklärte im Vorfeld eines
Besuchs seines US-Kollegen Rex Tillerson in Ankara, die Beziehungen zu
den USA seien an einem "kritischen Punkt" angelangt. "Sie werden
entweder repariert oder diese Beziehungen werden komplett beschädigt",
sagte Cavusoglu und rief Washington dazu auf, "das Notwendige in
Manbidsch zu tun" und die Truppen abzuziehen. Die US-Regierung habe
"ernsthafte Fehler" gemacht, weshalb es nun darum gehen müsse,
"zerbrochenes Vertrauen" wiederherzustellen. Die Türkei habe "klare
Erwartungen" und fordere keine bloßen Versprechen, sondern konkrete
Schritte. [4]

Die Vereinigten Staaten sind mit Sicherheit kein Bündnispartner, der
die Ziele der kurdischen Bewegung auch nur im mindesten teilen würde.
Sie wollen sich jedoch mit ihren Stützpunkten im Norden Syriens
dauerhaft festsetzen und brauchen dafür zunächst taktische Verbündete,
die in der Lage sind, Bodenkämpfe erfolgreich zu führen. Nachdem die
USA bei diesem Vorhaben mit diversen islamistischen Milizen
gescheitert waren, verfielen sie im Zuge der Kämpfe um Kobane
schließlich auf die YPG/YPJ. Washington hätte zwar kein Problem damit,
die Kurdinnen und Kurden Erdogan zum Fraß vorzuwerfen, doch dürfte die
Preisgabe der eigenen Präsenz in dieser Region durch den von der
türkischen Regierung geforderten Abzug derzeit eher keine Option für
die US-Regierung sein.

Die täglich steigenden Verluste der Invasionsarmee in Afrin und die
Präsenz der US-Unterstützer in Manbidsch scheinen das Erdogan-Regime
um so mehr anzustacheln, die Repression im eigenen Land zu
verschärfen. Wie das türkische Innenministerium bekanntgegeben hat,
sind seit Beginn der Militäroffensive bislang 666 Menschen wegen ihrer
Äußerungen gegen den Krieg festgenommen worden, die Mehrheit von ihnen
wegen Statements im Internet. Nur einen Tag nach der Wahl der neuen
Vorsitzenden der Demokratischen Partei der Völker (HDP) hat die
Staatsanwaltschaft in Ankara Ermittlungen gegen die Co-Vorsitzende
Pervin Buldan sowie den Abgeordneten Sirri Süreyya Önder wegen
"Terrorpropaganda" eingeleitet. Beide hatten in ihren Reden auf dem
Parteikongreß die "Operation Olivenzweig" scharf kritisiert und zu
Frieden aufgerufen. Zudem hatten sie darauf hingewiesen, daß bei dem
Angriff Zivilisten getötet werden, was die türkische Regierung
absurderweise bestreitet. Buldan regte des weiteren an, die
Friedensverhandlungen mit der verbotenen kurdischen Arbeiterpartei PKK
wieder aufzunehmen, die 2015 abgebrochen worden waren. Die
Staatsanwaltschaft hat überdies Untersuchungen wegen "Aufwiegelung des
Volkes zu Hass und Feindschaft" und "Verherrlichung von Kriminellen"
eingeleitet, da auf dem HDP-Kongreß auch Poster des inhaftierten
Abdullah Öcalan gezeigt worden seien. [5] Eine HDP-Sprecherin
dementierte das und sagte, die Sicherheitskräfte hätten vor dem
Kongreß selber Anti-Kriegs-Poster eingesammelt. [6]

Neben Tausenden weiteren HDP-Mitgliedern und -Sympathisanten sitzen
die früheren Co-Vorsitzenden Selahattin Demirtas und Figen Yüksedag
seit nunmehr über einem Jahr in Haft. Beide werden mit der
Allzweckwaffe des Terrorvorwurfs, mittels derer das Erdogan-Regime
jegliche Opposition auszuschalten versucht, hinter Gittern gehalten
und haben ihren parlamentarischen Status verloren. Im Mai 2017 wurde
Serpil Kemalbey zur Nachfolgerin Yüksedags gewählt. Seit Beginn der
"Operation Olivenzweig", gegen die sich die HDP als einzige Partei
offen gestellt hat, wurden mehr als 350 ihrer Mitglieder in Haft
genommen. Auch gegen Kemalbey wurde Haftbefehl erlassen, weil sie sich
kritisch über die Militäroffensive geäußert hatte. Da sie bislang noch
nicht festgenommen wurde, konnte sie auf dem Parteitag sprechen. Die
neuen Co-Vorsitzenden Pervin Bultan und Sezai Temelli sollen die HDP
in die wichtigen Parlaments- und Präsidentschaftswahlen 2019 führen.
Es steht jedoch zu erwarten, daß das Regime mit weiteren Verhaftungen
an der Parteispitze intervenieren wird, um die HDP zu schwächen und zu
verhindern, daß sie bei den Wahlen abermals weite Teile der Opposition
im Land um sich scharen könnte.

Die AKP-Regierung muß befürchten, daß sich unter Führung der HDP eine
wachsende Antikriegskoalition formieren könnte. Wie Erdogan gedroht
hatte, würden Kriegsgegner "einen hohen Preis" bezahlen. Mit Beginn
der Militäroperation wurde die Presse mittels eines 15-Punkte-Plans,
der die fortan legitimen Äußerungen zum Krieg definierte, de facto
gleichgeschaltet. Türkische Nationalisten mobilisierten zu der
Kampagne "Syrien soll brennen, Afrin soll vernichtet werden" in den
sozialem Medien. Nationalistische Hetze und Massenverhaftungen könnten
durchaus den Eindruck erwecken, daß der Macht des Regimes keine
Grenzen gesetzt sind. Andererseits zeugt das harte Durchgreifen von
einer Dauerfurcht des Machthabers. Seine Versprechen auf türkische
Größe, Bedeutung und Ehre begeistern viele Menschen, von der Realität
ihrer Lebensverhältnisse abzusehen und auf Minderheiten einzuprügeln.
Seine Zwangsmaßnahmen halten eine Opposition in Schach, die er oftmals
verstummen läßt, aber nicht dauerhaft aus der Welt schaffen kann. Wenn
das Regime jede Kritik am Syrienfeldzug unter Strafe stellt, weil es
den Bruch an der Heimatfront befürchten muß, riecht das binnen weniger
Kriegswochen nach Durchhalteparolen in repressivem Gewand.


Fußnoten:

[1] www.faz.net/aktuell/politik/ausland/tuerkei-droht-usa-mit-abbruch-der-beziehungen-15444780.html

[2] www.spiegel.de/politik/ausland/recep-tayyip-erdogan-tuerkei-will-militaereinsatz-in-syrien-ausweiten-a-1186925.html

[3] www.jungewelt.de/artikel/327151.kriegsgegner-verfolgt.html

[4] www.n-tv.de/politik/Tuerkei-droht-USA-mit-Bruch-der-Beziehungen-article20281167.html

[5] www.tagesschau.de/ausland/hdp-buldan-101.html

[6] www.sueddeutsche.de/politik/tuerkei-tuerkische-justiz-ermittelt-gegen-neue-chefin-der-oppositionspartei-hdp-1.3864527
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ASIEN/884: Korea-Konflikt - es kann der Beste nicht im Frieden leben ... (SB)


Korea-Konflikt - es kann der Beste nicht im Frieden leben ...



Bei den 23. Olympischen Winterspielen, die am 9. Februar im
südkoreanischen Pyeongchang begannen, haben sich die USA ins
diplomatische Abseits manövriert. Während die Vertreter Seouls und
Pjöngjangs mit beiden Händen das internationale Großereignis als
Gelegenheit ergreifen, Entspannung auf der koreanischen Halbinsel zu
verbreiten, verzichten die Amerikaner demonstrativ auf diplomatische
Gepflogenheiten und Signale des Entgegenkommens. Um so deutlicher
tritt damit die grundsätzliche Arroganz Washingtons in Erscheinung.
Man darf bezweifeln, daß ein solch aggressives Gebaren dem Anspruch
der USA auf eine alleinige globale Führungsrolle dienlich ist - von
den möglichen negativen Auswirkungen auf den fragilen Noch-Frieden in
Ostasien ganz zu schweigen.

Nach monatelanger Geheimdiplomatie konnten vor einem Monat Nord- und
Südkorea sowie das Internationale Olympische Komitee (IOC) den großen
Durchbruch erzielen. Am 9. Februar erklärte sich Nordkorea zur
Teilnahme an den Winterspielen bereit. Seoul und Pjöngjang gaben die
Entsendung eines gemeinsamen Sportler-Kaders, der Nord- und Südkorea
vertreten und deren prinzipiellen Willen zur Wiedervereinigung
verkörpern solle, bekannt. Insgesamt wurden 22 nordkoreanische
Athleten in den weit größeren südkoreanischen Kader eingegliedert. Und
beim Eishockey-Turnier der Frauen sollte eine gesamtkoreanische
Mannschaft antreten.

Wegen der überraschenden Wendung hat der russische Präsident Wladimir
Putin den erst 36jährigen nordkoreanischen Machthaber Kim Jong-un als
einen "klugen und reifen Politiker" bezeichnet, der mit der Teilnahme
an den Olympischen Winterspielen die passende Antwort auf die
Kriegsrhetorik des US-Präsidenten Donald Trump gefunden habe.
Bekanntlich hatte Trump beim Auftritt vor der Generalversammlung der
Vereinten Nationen in New York im September mit der völligen
Vernichtung Nordkoreas und dessen 25 Millionen Einwohnern gedroht,
sollte Pjöngjang im Atomstreit nicht klein beigeben, das heißt auf
seine Raketentests und Kernwaffen verzichten.

Wegen der Nicht-Einhaltung des 1994 mit der Regierung Bill Clintons
vereinbarten Agreed Framework, das den Bau ziviler
Leichtwasserreaktoren zwecks Stromproduktion im Gegenzug für den
Verzicht auf Atomwaffen vorsah, und der provokanten Kriegsdrohungen
George W. Bushs ist Nordkorea 2002 unter Berufung auf sein Recht auf
Selbstverteidigung aus dem Atomwaffensperrvertrag ausgetreten. Als
sich Pjöngjang 2005 im Rahmen der sogenannten Sechser-Gespräche
zwischen Nord- und Südkorea, China, Rußland, Japan und den USA in
Peking doch noch zum Verzicht auf Nuklearwaffen bereiterklärte,
torpedierte das Finanzministerium in Washington die Einigung umgehend
durch die Verhängung schwerer Sanktionen gegen Pjöngjang unter dem
Vorwand, die Nordkoreaner brächten über eine Bank in der chinesischen
Sonderwirtschaftszone Makau gefälschte Dollarblüten in Umlauf.

Eine spätere Untersuchung durch das renommierte Finanzprüfinstitut
Ernst & Young sollte ergeben, daß die Vorwürfe gegen die Banco Delta
Asia, über die Nordkorea den größten Teil seinen Außenhandels
abwickelte, völlig aus der Luft gegriffen waren. Doch das wußten
vermutlich auch die Amerikaner, als sie die umstrittene Maßnahme
ergriffen. Nicht umsonst wurde ein Jahr später, als die Nordkoreaner
ihren ersten unterirdischen Nukleartest durchführten, der
Verantwortliche bei der Bush-Regierung, der Staatssekretär im
Finanzministerium Stuart Levey, in kritischen Teilen der
amerikanischen Presse als "Vater der nordkoreanischen Atombombe"
bezeichnet.

Inzwischen hat Nordkorea sechs Atomtests - darunter soll eine
Wasserstoffbombe gewesen sein - durchgeführt und sich im Bereich der
ballistischen Raketen angeblich soweit nach vorne gebracht, daß sich
sogar die Großstädte an der Westküste der USA wie San Diego, Los
Angeles und San Francisco in Reichweite seiner Abschreckungswaffen
befinden. Ihrerseits wollen die Amerikaner, die Nordkorea seit
Jahrzehnten offen mit dem Einsatz von Atomwaffen bedrohen, partout
nicht akzeptieren, daß im Kriegsfall auch ihre Metropolen von dem
kommunistischen "Regime" in Pjöngjang in Schutt und Asche gelegt
werden können. Seit Monaten bringt das Pentagon die verschiedenen
Waffensysteme und Truppenkontingente in Stellung - B2-Bomber auf Guam,
Flugzeugträger vor der Küste Japans und Atom-U-Boote im nordwestlichen
Pazifik -, während die Trump-Administration über die Konzernmedien die
Möglichkeit eines "präventiven Angriffs", um Kim und der
nordkoreanischen Führung eine "blutige Nase" zu verpassen, ventiliert.
Ende Januar bezeichnete der Grandseigneur der amerikanischen
Diplomatie Henry Kissinger beim Auftritt vor dem Verteidigungsausschuß
des Senats den Drang Washingtons nach einem Überraschungsangriff gegen
Nordkorea als "stark" und die Argumente dafür als "rational".

Wenig überraschend, dafür um so beängstigender, waren daher die Posen,
die der höchste Vertreter der USA bei der Eröffnung der Winterspiele,
Vizepräsident Mike Pence, an den Tag legte. Auf der Reise nach
Südkorea machte Pence eine Stippvisite in Japan, um dort
Patriot-Raketenabwehrbatterien zu besichtigen und eine baldige massive
Verschärfung der Handelssanktionen gegen Nordkorea anzukündigen, die
Pjöngjang in die Knie zwingen sollen. Bei der Eröffnung der
Winterspiele am 9. Februar fielen Pence und seine Gattin sehr
unangenehm auf, da sie sich als einzige im ganzen Stadium nicht an den
stehenden Ovationen beteiligten, als die koreanischen Sportler unter
einer gemeinsamen Friedensfahne das Areal betraten, sondern mit
steinernen Mienen einfach sitzenblieben.

Später stand ein Abendessen an, das der südkoreanische Präsident Moon
Jae-in mit der Absicht organisiert hatte, das Eis zwischen Nordkorea
und den USA zu brechen. Der US-Vizepräsident erschien verspätet und
wollte sich nach dem obligatorischen Foto mit Moon gleich wieder
davonmachen, ließ sich jedoch von diesem dazu überreden, die anderen
Teilnehmer des Abends zu begrüßen. Pence ging um dem großen runden
Tisch herum und schüttelte allen anderen Gästen die Hand - bis auf Kim
Yo Jong - der Schwester von Kim Jong-un, welche dieser sozusagen als
Friedensbotschafterin nach Pyeongchang entsandt hatte. Pence blieb
nicht zum Essen und verpaßte damit leider die kulinarische Krönung,
nämlich ein Eisdessert in Form der koreanischen Halbinsel, durchkreuzt
von einem Stacheldraht aus Schokolade, der mit einem heißen weißen
Pudding zum Schmelzen gebracht wurde.

Inzwischen erhalten die Nordkoreaner aus aller Welt für ihre aktuelle
Charme-Offensive Lob und Anerkennung. Wegen Moons herzlichem Empfang
seiner Schwester hat Kim Jong-un am 13. Februar den südkoreanischen
Präsidenten zu einem Gipfeltreffen in Pjöngjang, sobald es ihm möglich
und passend sei, eingeladen. Wenn es nach Kim geht, sollen im
Mittelpunkt der Gespräche nicht nur der Atomstreit, sondern auch die
Wiedervereinigung Koreas stehen. Über die geschickte Diplomatie
Pjöngjangs ärgern sich die Japaner. In Pyeongchang hat der japanische
Premierminister Shinzo Abe bei Moon darauf gedrängt, daß nach der
Winterolympiade das geplante Frühjahrsmanöver der amerikanischen und
südkoreanischen Streitkräfte in vollem Umfang stattfinden solle. Moon
soll den Vorstoß Abes brüsk abgewiesen und sich die unerwünschte
Einmischung Tokios in die bilateralen Beziehungen zwischen Seoul und
Washington verbeten haben. Bis auf die christlichen Konservativen in
Südkorea und die Stahlhelmfraktion in den USA hat der evangelikale
Fundamentalist Mike Pence mit seinem polternden, menschenverachtenden
Auftreten niemanden beeindruckt.
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DISKUSSION/403: Bremen - "Russland: Feind oder Freund?", 15.02.2018


Bremer Friedensforum

Russland: Feind oder Freund? 

Veranstaltung am 15. Februar mit Klaus Hartmann

um 19.30 Uhr im Gemeindezentrum Zion, Kornstraße 31 (Bremen-Neustadt)



Bremen. Geht von Russland eine Bedrohung aus? Ist Russland heute ein
aggressiver, imperialistischer Staat? Haben russische Hacker die
amerikanischen (und andere) Wahlen beeinflusst? All das und mehr wird in
unseren Medien behauptet, ohne es genauer zu belegen. Ist es nicht vielmehr
die NATO, die sich gegen jede Verabredung - wie kürzlich veröffentlichte
Dokumente zeigen - bis an Russlands Westgrenze ausgedehnt hat und jetzt
dort sogar Manöver abhält? Wie verträgt sich die deutsche Beteiligung an
diesen Manövern mit dem von Kohl und Gorbatschow am ersten Jahrestag des
Mauerfalls unterzeichneten und am 25. April 1991 einstimmig vom deutschen
Bundestag ratifizierten "Vertrag über gute Nachbarschaft, Partnerschaft und
Zusammenarbeit" zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der UdSSR? Was
ist aus der damals versprochenen "Friedensdividende" geworden?

Diese und Ihre/Eure Fragen wollen wir mit Klaus Hartmann,
Bundesvorsitzender Deutscher Freidenker Verband, am Donnerstag, 15. Februar
2018, um 19.30 Uhr im Gemeindezentrum Zion, Kornstraße 31 (Bremen-Neustadt)
diskutieren.

Kooperationsveranstaltung von: Bremer Solidaritätsbasar, Bremer
Friedensforum, Deutsche Friedensgesellschaft/ Vereinigung der
Kriegsdienstgegner, Nordbremer Bürger gegen den Krieg, Bremische Stiftung
für Rüstungskonversion und Friedensforschung, Deutscher Freidenker Verband
DFV-Nord

 * 

Quelle:

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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INTERNATIONAL/311: Mexiko - Mord statt Tarifverträge. Torex Gold will weiter machen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Mord statt Tarifverträge - Torex Gold will weiter machen

Von Nina Aretz



(Berlin, 8. Februar 2018, npl) - Seit dem 3. November 2017 befinden
sich die Minenarbeiter*innen der Mine Media Luna in Cocula, Guerrero
im Streik, um gegen die Entlassung von 600 Arbeiter*innen zu
protestieren. Diese hatten sich der Bergbaugewerkschaft SNTMMSSRM
(Sindicato de Trabajadores Mineros, Metalúrgicos y Similares de la
República Mexicana) angeschlossen, da sie sich von dem
unternehmerfreundlichen, größten mexikanischen Gewerkschaftsbund CTM
(Confederación de Trabajadores Mexicanos) nicht vertreten fühlten. Die
Minenarbeiter*innen forderten einen Tarifvertrag mit geregelten
Arbeitszeiten und fairen Löhnen, so wie es die Bergbaugewerkschaft
schon häufig mit anderen kanadischen Unternehmen ausgehandelt hat.

15 Tage nach Streikbeginn, am 18. November 2017, wurden die Brüder
Víctor und Marcelino Sahuanitla Peña an einem Streikposten, der der
Leitung der Mine den Zugang verwehren sollte, von Unbekannten
ermordet. Am 24. Januar dieses Jahres traf es dann den politischen
Aktivisten und Ex-Minenarbeiter Quintín Salgado [1]. Er wurde von
einer Gruppe Bewaffneter erschossen. Alle drei Morde schreibt die
Bergbaugewerkschaft dem Unternehmen Torex Gold und ihren Handlangern
des CTM zu.


Bergbaugewerkschaft fordert die Aufklärung der Morde

In einem offenen Brief [2] vom 1. Februar 2018 wenden sich drei
Gewerkschaftsvertreter an den Arbeitsminister Roberto Rafael Campa
Cifrián und fordern die Aufklärung der drei Morde. Sie klagen außerdem
die Einmischung von Torex Gold in die freie Wahl der
gewerkschaftlichen Organisierung an sowie die Weiterführung der
Minenausbeutung um jeden Preis: "Das Unternehmen möchte die Mine
wieder öffnen, ohne dass die Verbrechen gegen die drei Kumpel oder die
anhaltende militärische und polizeiliche Gewalt geklärt ist ... Ohne
Frieden und Ordnung, ohne Arbeits- und Bürgerrechte möchte das
Unternehmen zur Normalität und zur Produktion zurückkehren."


Weitere Forderungen der Bergbaugewerkschaft

Die Bergbaugewerkschaft fordert neben der Aufklärung der Morde sowie
der Wiederherstellung von Rechtsstaatlichkeit und Frieden in der Mine
und Umgebung auch den Rückzug der bewaffneten CTM-Mitglieder. Im Brief
fordern sie ein Treffen mit dem Unternehmen im Beisein von
Amtsträger*innen, damit die angegebenen Konditionen anerkannt werden
und eine Lösung vereinbart wird. Sie verlangen die Absetzung des vom
Ministerium für Arbeit Abgeordneten Felipe de Jesús Delgadillo Blanco,
wegen der Diffamierung der Gewerkschaft und offensichtlicher
Korruption. Das vom Arbeitsminister Campa Cifrián einberufene Treffen
mit den Gewerkschaftern und Minenarbeiter*innen für den 29. Januar hat
nicht stattgefunden. Ein neuer Termin wurde bisher nicht angeboten.
Torex Gold gibt an, den Goldabbau in der Mine Media Luna Ende Februar
wieder aufnehmen zu wollen.

Video-Tipp zu weiteren sozialen und umweltlichen Auswirkungen der Mine
Media Luna: Forbes-Dokumentation "Torex Gold, las dos caras de Minera
Media Luna." [3]


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/das-jahr-faengt-nicht-gut-an-verschwundene-und-ermordete-in-mexiko/

[2] http://www.paginaciudadana.com/torex-gold-esta-por-la-impunidad-y-ctm-es-complice/

[3] https://www.youtube.com/watch?v=gP5bMUZGYbk


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/mord-statt-tarifvertraege-torex-gold-will-weiter-machen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
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SCHACH-SPHINX/06475: Essener Schlachtroß (SB)


Wohl nur noch wenige können sich an den Essener Schachmeister Wilhelm
Rautenberg erinnern, ein Schlachtroß der alten Garde, immer
unternehmerisch auf dem Brett, einfallsreich, gediegen in der
Verteidigung, manchmal zu kühn im Angriff. 1924 wurde er Mitglied der
Essener Schachgesellschaft, ein zwölfjähriger Knabe, dem am
Schachspiel insbesondere gefiel, daß dort wie bei keinem anderen Spiel
der Verstand über schnöde Muskelkraft siegte. Dies Terrain des Geistes
lockte ihn, und so hielt er dem Königlichen Spiel bis zu seinem Tode
am 21. Februar 1983 die Treue. Er starb an den Folgen eines
Herzinfarkts. Einen Tag zuvor noch hatte er, vier Tage vor seinem 73.
Geburtstag, beim Mannschaftswettkampf gegen die SG Porz II einen Sieg
erringen können. Seine Karriere wurde durch den Zweiten Weltkrieg
unterbrochen. So konnte er erst 1949 den Titel "Meister des Deutschen
Schachbundes" in Empfang nehmen. 1957 wurde ihm dann die Ehre "Meister
von Nordrhein-Westfalen" zuteil. Das heutige Rätsel der Sphinx stellt
eine seiner schönsten Siegespartien vor, 1949 in Oldenburg erzielt
gegen keinen Geringeren als den deutschen Starspieler Wolfgang
Unzicker. Rautenberg, der die Qualität eingebüßt hatte, mußte aus der
Stellung das letzte Quentchen Angriffslust herausholen, und er tat es
auf seine ganz individuelle Art. Unzicker hatte zuletzt 1.Sc5-d3
gezogen, Wanderer.
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Unzicker - Rautenberg

Oldenburg 1949


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die junge Ildikó Mádl ließ sich den Sieg nicht mehr nehmen und setzte
mit 1.Th3-h7+! Th8xh7 2.Dh2xh7+ Kg7-f8 3.Th1-h6 Dd8-e8 4.Th6-g6 De8-f7
5.Dh7-h6+ Kf8-e8 6.Tg6-g7 Df7-f8 7.Dh6-h7 Df8-d6 8.Dh7-h8+ Sd7-f8
9.Tg7xb7 einen akkuraten Schlußstrich.



Erstveröffentlichung am 18. Februar 2005

13. Februar 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/453: Wann Mitarbeiter von Handlungsspielräumen im Job profitieren (idw)


Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund - 12.02.2018

Wann Mitarbeiter von Handlungsspielräumen im Job profitieren



Wer bei der Arbeit viel zu tun hat und unter Zeitdruck steht, profitiert
davon, wenn er frei über die Arbeitseinteilung entscheiden kann.
Handlungsspielräume im Job können uns aber auch schaden, wie eine aktuelle
Studie des Leibniz-Instituts für Arbeitsforschung zeigt. Denn es kommt
darauf an, was vorrangig verlangt wird: Ist der Job eher durch
Emotionsarbeit statt Zeitdruck gekennzeichnet, können Mitarbeiter von
geringeren Handlungsspielräumen profitieren. Demnach erscheinen in
emotional belastenden Berufen, in denen bestimmte Gefühle nach außen
gezeigt werden sollen, konkrete Richtlinien hilfreicher als Freiheiten.

Die Abgabefrist rückt näher, auf ein Meeting folgt das nächste und dann
wartet noch ein anspruchsvoller Kunde: Laut einer Eurofond-Erhebung
beklagt rund jeder dritte Angestellte in der EU, unter zu hohem Zeitdruck
arbeiten zu müssen. Gleichzeitig erfordern viele Tätigkeiten, bestimmte
Emotionen nach außen zu zeigen, auch wenn diese nicht mit den tatsächlich
erlebten Gefühlen übereinstimmen, z.B. im Kundenkontakt. Unsere Gefühle
den Erwartungen des Unternehmens anpassen zu müssen, strengt uns enorm an
und kann langfristig zu Burnout führen - ähnlich wie ein auf Dauer zu
hoher Workload.

In der arbeitspsychologischen Forschung ging man bisher generell davon
aus, dass Handlungsspielräumen, also die Möglichkeiten eigenständig
entscheiden zu können, wann und wie eine vereinbarte Aufgabe bearbeitet
wird, förderlich für das psychische Wohlergehen der Mitarbeiter sind.
Fraglich war bislang jedoch, ob Handlungsspielräume bei unterschiedlichen
Formen von Arbeitsanforderungen ähnlich positive Effekte aufweisen.
PsychologInnen des Leibniz-Instituts für Arbeitsforschung an der TU
Dortmund (IfADo) haben jetzt die Wechselwirkung von Handlungsspielräumen
und verschiedenen Arbeitsanforderungen untersucht.

Selbsteinschätzung per Onlinebefragungen

Für die Studie haben die Forschenden Daten von rund 140 Beschäftigten
eines Versorgungsunternehmens analysiert. Die Beschäftigten wurden zweimal
im Abstand eines halben Jahres befragt und haben Fragen zu ihrer
Arbeitssituation in Form von Online-Fragebögen beantwortet. Dabei wurde
unter anderem gefragt, wie hoch sie ihre Handlungsspielräume am
Arbeitsplatz einschätzen, wie erschöpft sie sich fühlen, ob sie oft unter
Zeitdruck arbeiten und ob sie ihre Emotionen regulieren müssen. "Unsere
Ergebnisse verdeutlichen, dass ein hohes Maß an Handlungsspielräumen
während der Arbeit förderlich für die Gesundheit sein kann. Das gilt aber
nicht für alle Berufe. Denn teilweise sein eigener Chef zu sein, kann uns
auch schaden," sagt IfADo-Studienautorin Anne-Kathrin Konze.

Während sich Personen mit hohem Arbeitspensum und vielen Abgabefristen
weniger erschöpft fühlen, wenn sie die eigenen Arbeitsabläufe selbst
bestimmen können, können große Handlungsspielräume Berufstätige belasten,
die bei der Arbeit ihre tatsächlichen Gefühlen anpassen müssen.

Handlungsfreiheit je nach Arbeitsanforderung

Denn wenn uns Freiheiten eingeräumt werden, sind wir selbst dafür
verantwortlich, den Arbeitstag so zu strukturieren, dass wir vereinbarte
Aufgaben fristgerecht erledigen. "Das erfordert ein hohes Maß an
Selbstkontrolle - ähnlich wie beim Umgang mit Kunden, bei dem wir unsere
Gefühle im Griff haben müssen. Beides zusammen kann schnell zu viel
werden", so Arbeitspsychologin Konze.

In der Praxis sollten Arbeitgeber zunächst klären, was vom jeweiligen
Beschäftigten schwerpunktmäßig verlangt wird. Ist die vorrangige
Arbeitsanforderung ermittelt, kann entschieden werden, wie selbstständig
jemand arbeiten sollte. Handelt es sich um Tätigkeiten unter hohem
Zeitdruck, sind Spielräume förderlich.

"Bei emotional belastende Tätigkeiten beispielsweise im Service- und
Verkaufsbereich können jedoch Richtlinien helfen, das Wohlbefinden des
Personals zu steigern", rät Konze. Denn in anspruchsvollen Situationen wie
beispielsweise dem Umgang mit Kundenbeschwerden ad-hoc selbst über eine
Vorgehensweise zu entscheiden, kann die Beschäftigten zusätzlich belasten.
Vorgegebene Verhaltensstrategien für solche Situationen könnten die
Beschäftigten hingegen entlasten.


Publikation:
Konze, A-K., Rivkin, W., Schmidt, K-H. (2017).

Is Job Control a Double-Edged Sword? A Cross-Lagged Panel Study on the
Interplay of Quantitative Workload, Emotional Dissonance, and Job Control on
Emotional Exhaustion. 

Int. J. Environ. Res. Public Health, 14, 1608.

doi: 10.3390/ijerph14121608 (Open Access)


Das IfADo - Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund
erforscht die Potenziale und Risiken moderner Arbeit auf lebens- und
verhaltenswissenschaftlicher Grundlage. Aus den Ergebnissen werden
Prinzipien der leistungs- und gesundheitsförderlichen Gestaltung der
Arbeitswelt abgeleitet. Das IfADo hat mehr als 200 Mitarbeiter/innen aus
naturwissenschaftlichen und technischen Disziplinen. Das Institut ist
Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft, die 93 selbstständige Einrichtungen
umfasst. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund 18.600 Personen, darunter
9.500 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Der Gesamtetat der
Institute liegt bei 1,7 Milliarden Euro.

Weitere Informationen unter:

http://www.mdpi.com/1660-4601/14/12/1608

- Zum Paper (Open Access)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution670

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund,

Eva Mühle, 12.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KLEINKUNST/813: Braunschweig - Kabarett mit Liese-Lotte Lübke am 17. Februar 2018


Kabarett mit Liese-Lotte Lübke im Roten Saal 



Braunschweig. Die Musikkabarettistin Liese-Lotte Lübke ist am Samstag,
17. Februar, um 20 Uhr erstmalig in Braunschweig zu sehen. Auf
Einladung des Kulturinstituts gastiert sie mit ihrem aktuellen
Programm "Kopf in den Sand" im Roten Saal des Schlosses, Schlossplatz
1. Karten sind zum Preis von 16 Euro, ermäßigt neun Euro an allen
Vorverkaufsstellen erhältlich. An der Abendkasse gibt es Restkarten
für 18 Euro, ermäßigt zehn Euro.

Liese-Lotte Lübke nimmt die gesellschaftlichen Fortschritte unter die
Lupe und fragt sich, wann die echten Gespräche den Gruppenchats
gewichen sind und wieso man so erpicht darauf ist, hunderte von
Büchern auf seinem eBook-Reader dabei zu haben, wenn man doch nur eins
liest. Sie stellt fest, dass der Fortschritt uns längst überholt hat.

Wenn etwas unsere kleine Welt erschüttert, reagieren wir jedoch wie
üblich: "Kopf in den Sand!" Lübke appelliert an ihr Publikum, die
uralten Tugenden Menschlichkeit, Rücksicht und Unvernunft zu
reaktivieren. Bei ihr muss Kabarett nicht immer plakativ politisch
daherkommen, sondern hintergründig humorvoll.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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SCHAUSPIEL/1145: Bielefeld - "Der kleine Prinz" am 22. und 23. Februar 2018


Der kleine Prinz



"Es war einmal ein kleiner Prinz, der wohnte auf einem Planeten, der
kaum größer war als er selbst, und er brauchte einen Freund..." Das
zentrale Thema dieser gedankentiefen und zartempfundenen Erzählung des
Kurierfliegers St. Exupéry ist die Aufhebung der Einsamkeit in der
Freundschaft. Eine poetische und leise Inszenierung dieses Klassikers
der Weltliteratur, mit minimalistischen Mitteln umgestzt. Zur Premiere
1998 schrieb die NW: "Poetischer Mikrokosmos - Einfach soo schön!"

Ort: Niekamp Theater Company, im Astoria-Theater

Klosterplatz 9, 33607 Bielefeld

Tel. 0521 / 66344

Internet: http://www.astoria-theater.de 

Veranstalter: Astoria-Theater Bielefeld

Termine: 22. und 23.02.2018, 19:30 Uhr

Karten bestellen, Preise: EUR 26,00

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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SPIELPLAN/835: Hamburg - Kampnagel Veranstaltungen März 2018


Kampnagel Termine März 2018

Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste



RAIN gilt als eines der wichtigsten Stücke der belgischen Choreografin
Anne Teresa de Keersmaeker und ihrer Company Rosas. Am 16. und 17.
März ist die Arbeit, die bereits 2001 zu Steve Reichs "Music for 18
musicians" entstanden ist, auf Kampnagel zu sehen.

Ebenso regelmäßig auf Kampnagel zu Gast ist Regisseur Thorsten
Lensing, der zuletzt mit seinen Interpretationen der russischen
Klassiker ONKEL WANJA, DER KIRSCHGARTEN und KARAMASOW beeindruckte.
Vom 21. bis zum 25. März bringt er mit UNENDLICHER SPASS von David
Foster Wallace einen Meilenstein der amerikanischen Literatur auf die
Bühne. Mit gewohnt hochkarätigem Ensemble zu dem Ursina Lardi, André
Jung, Sebastian Blomberg, Jasna Fritzi Bauer, Devid Striesow und Heiko
Pinkowski gehören.

Vom 16. bis zum 18. März ist der iranische Theatermacher Hamid
Pourazeri zum ersten Mal auf Kampnagel mit seiner Arbeit SEKUNDEN WIE
JAHRE, in der das weibliche Ensemble seine Rolle für die
Veränderungsprozesse in der iranischen Gesellschaft reflektiert. Das
Stück wird im Rahmen des Festivals WUNDERN ÜBER TANAWO gezeigt, mit
dem das junge Kurator*innen-Duo Raphaela Rößler und Sören Faika
zeitgenössische iranische Künste an verschiedenen Orten, neben
Kampnagel auch in der Elbphilharmonie und der Affenfaust Galerie, in
der Stadt präsentieren.

Den gegenwärtigen Zustand Europas analysiert der französische
Philosoph Alain Badiou am 12. März im Gespräch mit dem Verleger des
Wiener Passagen Verlages, Peter Engelmann. Fortgesetzt wird der
theoretische Diskurs am 27. März mit der Präsentation des Buches
DARSTELLENDE KÜNSTE IM ÖFFENTLICHEN RAUM - Transformationen von
Unorten und ästhetische Interventionen". ZEIT-Redakteur Hanno
Rauterberg moderiert ein Gespräch dazu mit Herausgeber Günter
Jeschonnek, dem Architekten und Professor für Designtheorie Friedrich
von Borries, Senatsdirektor Hans Heinrich Bethge und Kampnagel
Intendantin Amelie Deuflhard.

Am 15. März gibt es eine neue Folge der fiktionalen Reality Serie
HELLO DEUTSCHLAND - Die Einwanderer, für die ein Kampnagel-Filmteam
Migrant*innen seit einigen Monaten beim Ankommen in der neuen Heimat
begleitet.

Außerdem zeigen die Absolvent*innen des Studiengangs Regie der
Theaterakademie Hamburg im März wie gewohnt ihre Abschlussarbeiten auf
Kampnagel.

Konzerte gibt es im kommenden Monat von Lee Ranaldo, Anna von
Hausswolff, Laibach, 47Soul, dem Friedrich Liechtenstein Trio und
einen isländischen Abend mit Sin Fang, Sólex und Örvar Smárason. Vom
2. bis zum 4. März findet das NOISEXISTANCE Festival in der HfBK und
auf Kampnagel statt, das sich den vielfältigen Facetten des
experimentellen Musikgenres Noise widmet.


Abschlussarbeiten der Theaterakademie Hamburg

Elsa-Sophie Jach

DIE GLASMENAGERIE

Fr. 02.03. bis So. 04.03.

Sophia Berthelmes

MAUSER

Fr. 02.03. bis So. 04.03.

Gregor Schuster

KATAPULT KAPITULATION

Fr. 09.03. bis So. 11.03.

Sahba Sahebi

ARGLOSE NAUTEN

Sa. 24.03. bis Mo. 26.03.

Alain Badiou

PASSAGEN GESPRÄCHE

Forum für neues politisches Denken

Mo. 13.03. / 20:00

HELLO DEUTSCHLAND - Die Einwanderer

Serie

Do. 15.03. / 20:15

ANNE TERESA DE KEERSMAEKR / ROSAS

RAIN

Fr. 16.03. & Sa. 17.03. / 20:00

Hamid Pourazeri / Pāpatīhā Theatre Group

SEKUNDEN WIE JAHRE (SĀL SĀNIYE)

Fr. 15.03. & Sa. 16.03. / 20:30; So. 18.03. / 18:30

Thorsten Lensing

UNENDLICHER SPASS

von David Foster Wallace

in der Übersetzung von Ulrich Blumenbach

Mi. 21.03., Do. 22.03., Sa. 24.03., So. 25.03. / 19:30


Konzerte März 2018


LEE RANALDO

Support: Jean D.L.

Fr. 02.03. / 20:00

NOISEXISTANCE

Internationales Festival zu Aufruhr und Lärm

Fr. 02.03. - So. 04.03.

ANNA VON HAUSSWOLFF

Dead Magic

Mo. 05.03. / 20:00

LAIBACH

Also sprach Zarathustra

Do. 08.03. / 20:00

SIN FANG & SOLEY & ÖRVAR SMARASON

Team Dreams

Mo. 12.03. / 20:00

47SOUL

Balfron Promise

Sa. 24.03. / 21:30

FRIEDRICH LIECHENSTEIN TRIO

Ich bin dein Radio

Mi. 28.03. / 20:00

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg, Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Pressestelle:

Mareike Holfeld / Tel.: 040 270 949 17

Email: mareike.holfeld@kampnagel.de

Karten: 040 270 949 49, Fax: 040 270 949 62

Mo-Fr / 13-19 Uhr, Sa, So 16-19 Uhr

Internet: www.kampnagel.de
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WERKSTATT/302: Bielefeld - Volxtheater "Über_Grenzen" vom 22. bis 24. Februar 2018


Volxtheater "Über_Grenzen" 

Einladung zur Mitwirkung!



Wir laden herzlich zum ersten offenen Probenblock für die neue
Volxtheaterproduktion ein. Dieser findet vom Do, 22.02.-Sa, 24.02.2018
in der Theaterwerkstatt Bethel statt. Wie schon Harald Welzer schrieb,
wird in den meisten Geschichten, die vom Überleben und Helfen handeln
sukzessive der Raum des Denk- und Machbaren erweitert wird. Für
Annette von Droste-Hülshoff (1797-1848) war das Schreiben und
Geschichten erzählen eine Überlebensstrategie, ein Bruch mit der
vorgegebenen Ordnung und eine Möglichkeit gewesen, dem privaten,
totalitären Staat zu entkommen. Ausgehend von Texten dieser Autorinnen
bewegt sich das neue Volxtheaterprojekt thematisch zwischen Individuum
und Gesellschaft, zwischen gesellschaftlichen Ordnungen und Brüchen,
zwischen Enge und Freiheitsbestrebungen und nimmt somit auch aktuelle
politische Debatten und Ereignisse, wie z.B. die NSU-Prozesse, aber
auch Grenzgänger*innen unserer heutigen Zeit in den Fokus.

"Über_Grenzen" ist Teilprojekt der Trilogie "Bruchstücke-Inklusive
Kultur in Zeiten des Umbruchs" und wird gefördert durch das
Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes NRW, die Stiftung
der Sparkasse Bielefeld und das Kulturamt Bielefeld.

Ort: Theaterwerkstatt Bethel

Handwerkerstr. 5, 33617 Bielefeld

Tel. 0521 / 144-3040

Rubrik: Theater/Musical/Kabarett

Internet: http://www.theaterwerkstatt-bethel.de 

Veranstalter: Theaterwerkstatt Bethel

Termine:

22.02.2018 - 18:00-21:30 Uhr

23.02.2018 - 18:00-21:30 Uhr

24.02.2018 - 10:00-18:00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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TIERHALTUNG/723: Jahrzehntelanger Rechtsbruch bei der Haltung von Sauen in Kastenständen (ARIWA)


Animal Rights Watch - Pressemitteilung vom 12. Februar 2018

Tierschutzvollzug in Deutschland - Jahrzehntelanger Rechtsbruch bei der
Haltung von Sauen in Kastenständen



Tierschutz ist in Deutschland im Grundgesetz verankert. Wie die
praktische Umsetzung am Widerstand von Politik, Lobby, Justiz und Behörden
scheitert, zeigt die aktuelle politische Entwicklung zur Kastenstandhaltung
von Zuchtsauen. Seit 30 Jahren ist geregelt, dass es Sauen in Kastenständen
möglich sein muss, sich ungehindert und mit ausgestreckten Beinen
hinzulegen. Sauenhalter/innen, Kontrollbehörden, Justiz und Politik
kümmerte das bisher wenig. Kaum ein Betreiber hält sich an die
entsprechende Verordnung. Erst nach jahrelangem öffentlichen Druck,
Gerichtsverfahren und Diskussionen schlug Agrarminister Schmidt im August
2017 eine neue Regelung für Kastenstände vor. Diese billigt nicht nur
weiterhin illegal enge Käfige. Es sollen auch Übergangszeiten von bis zu 17
Jahren gelten. Am Leid der Tiere würde sich nichts Grundlegendes ändern.
Das ZDF-funk-Format Jäger und Sammler berichtet nun mit aktuellem
Bildmaterial von Animal Rights Watch (ARIWA) aus Niedersachsen und
Brandenburg.

12.02.2018, Berlin: Animal Rights Watch (ARIWA) deckt seit Jahren
regelmäßig auf, dass in deutschen Schweinezuchten illegal enge Kastenstände
an der Tagesordnung sind, in denen Sauen nahezu bewegungsunfähig fixiert
werden. So auch in zwei Schweinezuchten in der Prignitz (Brandenburg) und
im Landkreis Cloppenburg (Niedersachsen), aus denen aktuelles Videomaterial
von August und Dezember 2017 vorliegt. Doch Strafanzeigen gegen solche
Tierschutzverstöße haben meist keine Wirkung. Ermittlungen werden, wenn sie
überhaupt aufgenommen werden, ergebnislos eingestellt. Veterinärbehörden
schauen systematisch über das Tierleid hinweg. Dabei ist seit 30 Jahren in
den geltenden Verordnungen vorgeschrieben, dass es Sauen in Kastenständen
möglich sein muss, sich ungehindert hinzulegen. [1]

Dass die unendlich grausame Haltung von Sauen in Kastenständen nun auf der
politischen Agenda auftaucht, ist allein dem persönlichen Einsatz, Mut und
Ausscheren verschiedener Personen geschuldet. Tierschutz-Rechercheteams
weisen seit Jahren mit heimlich erstellten Videoaufnahmen immer wieder auf
diese tierquälerische Praxis hin. Sie riskieren damit, sich strafbar zu
machen. Die mutige Kreisverwaltung Jerichower Land scherte mit dem
Berufsverbot für Adrianus Straathof (u. a. wegen zu enger Kastenstände) aus
dem allgemeinen Wegschauen aus. [2] Dafür riskieren Menschen ihren
Arbeitsplatz und kostspielige Klagen der Betreiber. Mit dem Berufsverbot
wurde ein Rechtsstreit bis zum Bundesverwaltungsgericht in Gang gesetzt,
der juristisch die Sachlage zur Kastenstandbreite klärte. [3] Dafür wurden
reichlich Steuergelder eingesetzt.

"Erst nachdem endgültig kein Weg mehr daran vorbeigeht, wird von
Bauernverbänden und Politikern über die Umsetzung dieser 30 Jahre alten
Verordnung nachgedacht", sagt Sandra Franz, Pressesprecherin von ARIWA.
"Dabei werden auch noch jahrzehntelange Umstellungsfristen und Subventionen
gefordert, damit Betriebe, die seit drei Jahrzehnten gegen geltendes Recht
verstoßen, sich endlich daran halten 'können'." Das ist nur eines von
vielen Beispielen, die eindrücklich zeigen, wie selbst niedrigste
Tierschutzanforderungen jahrzehntelang umgangen werden.

"Dabei ist 'Tierschutz' für derartige Minimalanforderungen sowieso ein viel
zu großes Wort", betont Sandra Franz: "Wir sprechen hier von Tieren, die
ihr gesamtes Leben als Produktionsmaschinen in Gefangenschaft verbringen
und regelmäßig hilflos zusehen müssen, wie ihre Ferkel wegen mangelnder
Versorgung sterben oder ihnen spätestens nach einigen Wochen entrissen
werden. Würde das Verfassungsziel Tierschutz wirklich ernst genommen,
dürfte es diese Branche überhaupt nicht geben. Denn ob mit oder ohne
Kastenstand, die Schweinezucht und mit ihr die gesamte Tierindustrie
verursacht stets unermessliches Leid." Daher fordert ARIWA einen
Komplettausstieg aus der Tierproduktion und stattdessen die Förderung
pflanzlicher Lebensmittel und des bio-veganen Landbaus. "Nur so können wir
wirklich verhindern, dass Abermillionen Tiere für uns Menschen sinnlos
leiden", resümiert Sandra Franz.


Animal Rights Watch e.V. (ARIWA) ist eine gemeinnützige
Tierrechtsorganisation. ARIWA deckt die Zustände in der Tierindustrie auf
und fördert eine tierfreundliche, vegane Lebensweise. Bundesweite
Bekanntheit erlangte ARIWA durch die Veröffentlichung von Recherchen in 
Bio-Betrieben und Schweinezuchtanlagen und durch die Ausrichtung des "Vegan
Street Day" in Stuttgart und Dortmund. Zahlreiche politische TV-Magazine
sowie viele Print- und Onlinemedien nutzen regelmäßig von ARIWA zur
Verfügung gestelltes Bildmaterial.


Anmerkungen:

[1] 1988-2006 war dies so in der Schweinehaltungs-Verordnung geregelt:

https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?start=//*%5B@attr_id=%27bgbl188s0673.pdf%27%5D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl188s0673.pdf%27%5D__1517477051644

seit 2006 in der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung: 

http://www.gesetze-im-internet.de/tierschnutztv/__24.html

[2] https://www.topagrar.com/news/Schwein-News-Schwein-Gravierendes-Urteil-Bisherige-Kastenstaende-zu-klein-2622951.html

[3] BVerwG 3 B 11.16: https://www.bverwg.de/pm/2016/97

 * 

Quelle:

Animal Rights Watch e.V. - ARIWA

E-Mail: presse@ariwa.org

Internet: http://www.ariwa.org
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SCHADSTOFFE/282: Verbesserte Vorhersage von Pestizidrückständen (UFZ)


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ) - Pressemitteilung, 
13. Februar 2018

Verbesserte Vorhersage von Pestizidrückständen

UFZ-Forscher entwickeln Modell zur Abschätzung toxischer Rückstände im
Boden



Der Einsatz von Pestiziden kann im Boden zu toxischen und
umweltproblematischen Rückständen führen. Bei welchen Pestiziden dies
in welchem Maße der Fall ist, konnte bislang nicht detailliert
bestimmt werden. Forscher des Helmholtz-Zentrums für Umweltforschung
(UFZ) haben nun gemeinsam mit Kollegen der Technischen Universität
Dänemark (DTU) ein Modell entwickelt, mit dem sich die Bildung
potenziell toxischer Rückstände genauer vorhersagen lässt. Es könnte
künftig zur Gefährdungsabschätzung im Pestizid-Zulassungsverfahren der
Europäischen Chemikalienagentur (ECHA) zum Einsatz kommen. Die Studie
ist in der aktuellen Ausgabe des Fachmagazins "Environmental Science
and Technology" erschienen.

Durch Abbauprozesse von Pestiziden reichern sich im Boden so genannte
nicht extrahierbare Rückstände (NER) an. Diese sind fest an
Bodenpartikel gebunden und können sowohl aus unschädlicher
bakterieller Biomasse (biogene Rückstände), aus dem Pestizid selbst
als auch aus Abbauprodukten bestehen, die toxisch wirken und ein
Umweltproblem darstellen (toxische Rückstände). Wie groß dabei der
Anteil toxikologisch relevanter Rückstände ist, ist von Pestizid zu
Pestizid unterschiedlich und mit bisherigen Methoden nicht genau zu
bestimmen. "Doch das ist wichtig zu wissen, wenn eine möglichst
realistische Abschätzung der Gefährdung erfolgen soll", sagt Prof.
Matthias Kästner, Umweltbiotechnologe am UFZ.

Gemeinsam mit Kollegen von der Technischen Universität Dänemark haben
die UFZ-Forscherinnen und -Forscher ein Modell entwickelt, mit dem sie
zunächst den Anteil biogener Rückstände berechnen, der durch
bakterielle Abbauprozesse entstehen kann. Werden dann von der
Gesamtmenge an nicht extrahierbaren Rückständen (NER) - diese wird für
alle Pestizide im Rahmen der Zulassung bestimmt - die modellierten
biogenen Rückstände abgezogen, ergibt sich daraus der Anteil der
toxikologisch relevanten Rückstände. "Das sind dann genau die
Rückstände, um die es sich dreht", sagt Kästner. "Sie können durch
Mikroorganismen oft nicht weiter abgebaut werden, können toxisch und
für den Boden problematisch sein."

Im Kern des Modells steht die Analyse der chemischen Struktur des
jeweiligen Pestizids. Sie wird auf eine mögliche Verwertung durch
Bakterien hin genauestens untersucht. "Da Mikroorganismen sich
prinzipiell von allem ernähren, was ihnen Energie liefert, können
ihnen auch Schadstoffe wie Pestizide als Nahrungsquelle dienen",
erklärt Kästner. "Und je nach chemischen Bindungs- und
Energieeigenschaften eines Stoffs können die Bakterien ihn schneller
oder langsamer knacken und mehr oder weniger Energie aus ihm ziehen."
Aus den Analyseergebnissen berechneten die Forscher dann die mögliche
Menge mikrobieller Biomasse, die durch den Abbau des Pestizids
entstehen kann und in Form unschädlicher biogener Rückstände im Boden
verbleibt.

Im Rahmen der Studie haben die Wissenschaftler die biogenen Rückstände
von 40 verschiedenen Pestiziden modelliert und mit Messwerten aus
Bodenuntersuchungen der Zulassungsverfahren verglichen, in denen die
Mengen biogener Rückstände dieser Pestizide bestimmt wurden. "Es war
mehr als zufriedenstellend zu sehen, dass unsere Modellrechnungen mit
den tatsächlich ermittelten Werten weitgehend übereinstimmten", sagt
Kästner. "Das macht es nun möglich, anhand von Moleküleigenschaften im
Vorhinein abzuschätzen, welche Pestizide potenziell biologisch
abbaubar sind und mit welchem Anteil toxischer Rückstände zu rechnen
ist. Dafür sind nun keine langwierigen Versuchsreihen mehr notwendig."
Das neue Modell soll künftig die Gefährdungsabschätzung von Pestiziden
verbessern. Die Chancen stehen gut, dass es im Zulassungsverfahren der
Europäischen Chemikalienagentur (ECHA) eingesetzt wird.

Publikation:

Prediction of the Formation of Biogenic Nonextractable Residues during
Degradation of Environmental Chemicals from Biomass Yields: Stefan
Trapp, Andreas Libonati Brock, Karolina Nowak, and Matthias Kästner,
Environmental Science & Technology 2018 52 (2), 663-672, 

http://dx.doi.org/10.1021/acs.est.7b04275

Weiterführende Links:

Bioabbaubar oder nicht? Klassifizierung von Pestizidrückständen:

 http://www.ufz.de/index.php?de=35352.

 * 

Quelle:

UFZ-Pressemitteilung, 13.02.2018
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ATOM/080: "Mayak" - Atomunfall in Rußland (Strahlentelex)


Strahlentelex mit ElektrosmogReport 

Unabhängiger Informationsdienst zu Radioaktivität, Strahlung und
Gesundheit

Nr. 742-743 / 31. Jahrgang, 7. Dezember 2017 - ISSN 0931-4288

"Mayak"

Atomunfall in Russland

von Thomas Dersee



Erhöhte Radioaktivität über Europa

Die zuständigen Dienste in Deutschland und Frankreich hatten Ende
September 2017 radioaktives Ruthenium-106 in der Atmosphärenluft
festgestellt. Das deutsche Bundesamt für Strahlenschutz informierte
darüber die russischen Behörden, blieb jedoch ohne Antwort. Das
französische Institut für Strahlenschutz und nukleare Sicherheit
(IRSN) schätzte, daß 100 bis 300 Terabecquerel(1) Ruthenium-106
freigesetzt wurden, die zumindest für die lokale Bevölkerung des Ortes
der Freisetzung eine gesundheitliche Gefährdung bedeutet. Nach
russischen Verlautbarungen habe es jedoch keinen Unfall gegeben, bei
dem Radioaktivität freigesetzt wurde.

Am 20. November schließlich berichtete der russische meteorologische
Dienst "Roshydromet", daß es in mehreren russischen Regionen, vor
allem im südlichen Ural, zu einem starken Anstieg von Ruthenium-106 in
der Atmosphäre gekommen sei. "Sonden radioaktiver Aerosole von den
Messstationen Argayash und Novogorny enthielten zwischen dem 25.
September und 1. Oktober das Radioisotop Ru106", teilte Roshydromet
mit.

Greenpeace Russland bestätigte die Meldung. Demnach sei
auszuschließen, daß das Ruthenium-106 durch einen Unfall in einem
Kernreaktor freigesetzt wurde. Denn andernfalls wären nicht nur
Ruthenium-106, sondern auch andere radioaktive Elemente in die
Atmosphäre gelangt.

Die Quelle soll die Wiederaufbereitungsanlage "Mayak" sein

Inzwischen wird davon ausgegangen, daß sich die Quelle beim Dorf
Argayash in der Region Tscheljabinsk im Südural an der Grenze zu
Kasachstan befindet, weil von der dortigen Messstation eine besonders
hohe Belastung gemeldet wurde, die die Werte der Vormonate um das
986fache übersteigen. Dort in 30 Kilometer Entfernung befindet sich
die Atomfabrik "Mayak", ein Unternehmen der russischen Atomagentur
Rosatom, das Atomwaffen-Komponenten herstellt und Kernbrennstoffe
wiederaufbereitet. Die Behörde teilte jedoch auf Anfrage der Deutschen
Welle mit, in ihren Einrichtungen habe es keine Zwischenfälle gegeben,
bei denen radioaktive Stoffe freigesetzt wurden.

Ruthenium-106 wurde nach Angaben des russischen Wetterdienstes später
auch in Tatarstan, dann im Süden Russlands und ab dem 20. September
2017 in Italien und von da aus in nördlicheren europäischen Ländern
festgestellt. Die höchste in Deutschland gemessene Konzentration von
Ruthenium-106 im ostsächsischen Görlitz habe jedoch lediglich etwa 5
Millibecquerel pro Kubikmeter Luft betragen,(2) teilte das deutsche
Bundesamt für Strahlenschutz mit. Die Messungen der übrigen deutschen
Stationen in Arkona auf Rügen, Greifswald, Angermünde, Cottbus und
Fürstenzell in Bayern seien noch niedriger ausgefallen, weshalb keine
erkennbaren Risiken für Gesundheit und Umwelt zu bemerken sein werden,
meint auch das französische Institut für radiologischen Schutz und
nukleare Sicherheit (IRSN).

Nadeschda Kutepowa, ehemalige Leiterin der russischen
Umweltschutzorganisation "Der Planet der Hoffnung", erklärte der
Deutschen Welle zufolge, die Ursache für die Freisetzung von
Ruthenium-106 sei zu "99 Prozent" klar. Die Menschenrechtlerin, die
nach Übergriffen in Russland seit 2015 in Frankreich lebt, beobachtete
über viele Jahre die Anlage "Mayak". Sie vermutet, daß das
Ruthenium-106 zwischen dem 25. und 26. September 2017 freigesetzt
wurde, und zwar in einer Verglasungsanlage, in der hochradioaktive
Abfälle aus der Wiederaufarbeitung in einem Ofen in eine
auslaufresistente Glasmatrix eingebunden werden. Mayak hatte am 21.
November 2017 erklärt, gar kein Ruthenium zu produzieren und nicht die
Quelle des in der Luft gemessenen radioaktiven Elements gewesen zu
sein. "Sie produzieren kein Ruthenium-106. Aber es entsteht beim
Betrieb der Verglasungsanlage", widerspricht Kutepowa.

Kutepowa zufolge erhielt "Mayak" im September 2017 erstmals Behälter
eines neuen Typs sowie neuen radioaktiven Brennstoff zur Verarbeitung.
Sie vermutet, daß beim Betrieb eines neuen Ofens Probleme aufgetreten
sind. Mayak habe im Jahr 2015 einen Vertrag über die Lieferung eines
neuen Ofens mit einem insolventen Unternehmen geschlossen. Der Ofen
sei aufgebaut worden, als das Personal des Herstellers schon entlassen
war. Ferner sei unklar, ob der Ofen überhaupt unter Aufsicht der
Internationalen Atomenergie-Organisation (IAEO) in Betrieb genommen
wurde.

"Mayak" ist die älteste sowjetische Anlage zur Verarbeitung
radioaktiver Stoffe. Sie ist bekannt für viele verschwiegene Unfälle.
Die Serie von Unglücken habe mit einer Explosion im Jahr 1957 begonnen
und übertreffe insgesamt sogar die Katastrophe von Tschernobyl, was
die Freisetzung von Radionukliden in die Atmosphäre angehe, heißt es.
Die Wahrheit über die Tragödie von 1957 wurde nur teilweise erst in
der Glasnost-Zeit von Gorbatschow bekannt. Den Mangel an Informationen
beklagt auch Greenpeace Russland: Die Tatsache, daß Ruthenium gemessen
wurde, ist ein Anzeichen dafür, dass es irgendwo eine unbeabsichtigte
Freisetzung gab, erklärt Greenpeace-Experte Raschid Alimow. Die
Umweltorganisation fordert die russische Staatsanwaltschaft auf, einer
möglichen Vertuschung eines Strahlenunfalls nachzugehen. Ferner müsse
geklärt werden, ob das System zur Überwachung von Radionukliden in der
Atmosphäre überhaupt in der Lage sei, Vorfälle festzustellen. Wenn die
Quelle der Verschmutzung nicht identifiziert werden kann, stelle sich
die Frage, ob überhaupt auf Strahlenunfälle reagiert werden kann, so
Alimow.

Ruthenium hat keine große wirtschaftliche Bedeutung, wird aber in der
chemischen Industrie als Katalysator eingesetzt, zum Beispiel in der
Ammoniaksynthese. In der Wiederaufarbeitung lohnt es sich offenbar,
die Platinmetalle zu extrahieren. Dabei erhält man unvermeidlich auch
das Ruthenium, weil sich die Platinmetalle nur relativ aufwendig
chemisch voneinander trennen lassen. Ruthenium aus der
Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen enthielt relativ viel
Ruthenium-106 und ist deshalb stark radioaktiv. Das künstliche
Reaktor-Ruthenium-106 hat eine Halbwertzeit von 1,02 Jahren.


Anmerkungen 

(1) Terabecquerel = 1012 Becquerel = 1 Billion Becquerel

(2) 1 Millibecquerel = 0,001 Becquerel


Greenpeace Russia:

Гринпис
России
обратится в
прокуратуру
из-за 

возможноҝ
радиапионной
аварии на 

Южном Урале
20. Nov. 2017

http://m.greenpeace.org/russia/ru/high/news/2017/nuclear-1120/



Der Artikel ist auf der Website des Strahlentelex zu finden unter


http://www.strahlentelex.de/Stx_17_742-743_S07-08.pdf

 * 

Quelle:

Strahlentelex mit ElektrosmogReport, Dezember 2017, Seite 7 - 8

Herausgeber und Verlag:

Thomas Dersee, Strahlentelex

Waldstr. 49, 15566 Schöneiche bei Berlin
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BILDUNG/3105: "Ökoroutine. Erlöst die Konsumenten!" 6. Magdeburger Klimadialog, 20.2.


Landeshauptstadt Magdeburg - Pressemitteilung von Montag, 12. Februar
2018

6. Magdeburger Klimadialog: "Ökoroutine: Erlöst die

Konsumenten!"

Am 20. Februar um 18.00 Uhr im Hotel Maritim



Die Landeshauptstadt Magdeburg und das Landesbüro Sachsen-Anhalt der
Friedrich-Ebert-Stiftung laden gemeinsam am Dienstag, den 20. Februar
2018, im Hotel Maritim zum 6. Magdeburger Klimadialog ein. Ab 18.00
Uhr spricht Dr. Michael Kopatz vom Wuppertal Institut für Klima,
Umwelt, Energie gGmbH zum Thema "Ökoroutine: Erlöst die Konsumenten!"
Eröffnet wird die Veranstaltung von Oberbürgermeister Dr. Lutz
Trümper.

Dr. Michael Kopatz wird einen Impulsvortrag halten, der u. a. die
Grundlage für die sich anschließende Diskussion bildet. Moderiert wird
die Veranstaltung von Prof. Dr. Thomas Kliche, Politologe und
Psychologe der Hochschule Magdeburg-Stendal.

Mehr als 80 Prozent der Bundesbürger begrüßen artgerechte Tierhaltung.
Doch nur wenige entscheiden sich an der Ladentheke dafür. Ein Grill
darf schon mal 800 Euro kosten, doch darauf liegen nicht selten die
Würstchen zum Dumpingpreis. Die Menschen haben sich daran gewöhnt, mit
solchen Widersprüchen zu leben. Befragungen zeigen auch, dass sich ein
Großteil der Befragten mehr Engagement beim Klimaschutz wünscht. Doch
geflogen wird so viel wie nie zuvor. Kollektiv wird der Wandel
gewollt, individuell möchten nur einige den Anfang machen. Es ändert
sich wenig, weil sich die Menschen benachteiligt fühlen, wenn sie
"allein" auf den Flug oder das Auto verzichten oder sich einschränken.
Das kann sich ändern, wenn das erwünschte Verhalten zur Routine
gemacht wird.

Das Konzept der Ökoroutine findet weitgehend unbemerkt Eingang in den
Alltag: Elektrogeräte, Häuser und Autos wurden effizienter, weil sich
die gesetzlichen Standards schrittweise erhöht haben. Lege-Hühner in
der EU haben heute doppelt so viel Auslauf wie noch 2003. Statt nur
mit moralischen Appellen von den Bürgern das "richtige" Verhalten
einzufordern, ist es viel effektiver, die Produktion zu verbessern.
Statt von den Menschen einzufordern weniger zu fliegen, ist es
realistischer, die Expansion der Fliegerei insgesamt zu limitieren.
Ökoroutine zeigt: Die Menschen können nachhaltig leben, ohne dass sie
sich tagtäglich mit Klimawandel oder Massentierhaltung befassen
müssen. Ökoroutine macht Nachhaltigkeit zum Normalfall - so wird nicht
der ökologische, sondern der verantwortungslose Umgang mit Ressourcen
exotisch.

Der 6. Magdeburger Klimadialog greift diese Themen auf und lädt alle
Interessierten herzlich dazu ein, ihre Fragen und Anregungen mit Dr.
Michael Kopatz zu diskutieren.

Um an der Veranstaltung teilnehmen zu können, wird um eine Anmeldung
beim Landesbüro Sachsen-Anhalt der Friedrich-Ebert-Stiftung bis zum
15. Februar 2018 gebeten. Dies ist möglich per E-Mail an
info.magdeburg@fes.de oder per Fax an 0391/568 7615.

Weitere Informationen unter:

www.magdeburg.de

www.facebook.com/Landeshauptstadt.Magdeburg

twitter.com/Ottostadt

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 12.02.2018

Landeshauptstadt Magdeburg

Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Tel.: 0391/5 40 27 69, -2717, Fax: 0391/5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





AKTION/1393: Magdeburg - Gewächshausführung "Von Ananas bis Zitrone - ein botanischer Obstsalat", 18.2.


Von Ananas bis Zitrone - ein botanischer Obstsalat

Führung in den Gruson-Gewächshäusern



Für diesen Sonntag, 18. Februar, laden die Gruson-Gewächshäuser in der
Schönebecker Straße zum nächsten thematischen Rundgang ein. Er steht
diesmal unter dem Titel "Von Ananas bis Zitrone - ein botanischer
Obstsalat". Beginn ist um 15.00 Uhr.

Tropische Früchte sind ein Genuss. Erst recht, wenn sie im Ambiente
eines tropisch-botanischen Gartens verkostet werden können. Viele
exotische Obstpflanzen werden in den Gruson-Gewächshäusern kultiviert.
Beim Rundgang am Sonntag erzählt der Leiter der Gruson-Gewächshäuser,
Dr. Ludwig Martins, kurzweilige Geschichten und Anekdoten rund um die
tropischen Früchte. Passend dazu können die verschiedensten Früchte
probiert werden - wohlbekannte wie Kokosnuss und Ananas, aber auch
weniger bekannte wie Durian und Cherimoya.

Die Eintrittskarte zum Preis von 7,00 Euro (ermäßigt 4,50 Euro) gilt
gleichzeitig als Tageskarte für die Gruson-Gewächshäuser. Weil die
Teilnehmerzahl begrenzt ist, kann unter der Telefonnummer 03 91/4 04
29 10 eine Reservierung vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. Februar 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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KURSUS/1127: Unna - Ölmalerei - Grundkurse am Wochenende am 17./18. und 24./25.2.2018


VHS Aktuell: Ölmalerei: Grundkurse am Wochenende im VHS-Atelier



Unna. In Februar bietet die Volkshochschule Unna Fröndenberg
Holzwickede gleich zwei Workshops zu den Grundlagen der Ölmalerei an.
Von der exakten Vorzeichnung bis zur eigenen malerischen Handschrift
lernen die Teilnehmenden hier alles über die "Königsdisziplin der
Malerei" von der Künstlerin Florida Luczeczko. Anfänger/-innen und
Fortgeschrittene erhalten Schritt für Schritt umfangreiche
Informationen zum richtigen Umgang mit den Materialien und
Bildkomposition. Durch geschickte Anwendung von Licht und Schatten
entstehen schon nach kurzer Zeit ganz besondere Bilder.

Die Workshops finden am 17. und 18. Februar sowie am 24. und 25.
Februar im zib statt. Sie können unabhängig voneinander oder zusammen
gebucht werden. Die Teilnahmegebühr für zwölf intensive
Unterrichtsstunden beträgt 40 Euro (ermäßigt 27 Euro).

Anmeldungen nimmt die VHS unter der Telefonnummer 02303-103-713 oder
online unter www.vhs-zib.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. Februar 2018

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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TOUR/7145: Lippstadt - Friedhofsführung am 18. Februar 2018


Friedhofsführung - Öffentliche Führung am 18. Februar



Lippstadt. Am Sonntag, dem 18. Februar, bietet die Stadtinformation um
11 Uhr eine Führung über den Hauptfriedhof in Lippstadt an.

Besonders für Geschichtsinteressierte wird der Rundgang über den
Friedhof zu einer spannenden Entdeckungsreise werden. Stadtführerin
Dr. Marlies Wigge wird den Teilnehmern viele interessante
Hintergrundinformationen zur Bestattungskultur geben und sie zu alten
und neuen Grabstätten führen.

Treffpunkt für die öffentliche Friedhofsführung ist am 
Blankenburg-Denkmal, Eingang Hauptfriedhof. Die Führung dauert ca. 
90 Minuten und kostet 6 Euro pro Person.

Um Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941 / 58515 wird gebeten, da die Teilnehmerzahl begrenzt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. Februar 2018

Stadt Lippstadt

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Tel. 02941/58515

E-Mail: niedner@kwl-lippstadt.de
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TOUR/7144: Bielefeld - Nachtwächterrundgang, Termine bis zum 31. März 2018


Nachtwächterrundgang



Genau wie damals geht auch heute noch der Nachtwächter (oder seine
Frau) durch den mittelalterlichen Teil der Stadt Bielefeld. Er lässt
uns an Geschichten aus der Vergangenheit teilhaben und zeigt die Stadt
aus einem ganz anderen Blickwinkel. Manchmal wird es auch richtig
gruselig.

Für die Führung ist eine telefonische Anmeldung erforderlich: Tel.
0521 94979864 (möglich bis 2 Stunden vor der Führung)

Preis: 10,00 EUR

Ort: Altes Rathaus

Niederwall 25, 33602 Bielefeld

Veranstalter: Franziska Stolzenburg

Termine: bis 31.03.2018

Öffnungszeiten:

Oktober bis März: täglich 19.00 oder 21.00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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MELDUNG/031: Vegane Pizza in der Systemgastronomie (Albert Schweitzer Stiftung)


Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt - 13. Februar 2018

Vegane Pizza in der Systemgastronomie: Nur Hallo Pizza und Call a Pizza
überzeugen



Die Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt hat das vegane
Pizza-Angebot in der Systemgastronomie verglichen. Für ihr jüngstes Ranking
hat die Stiftung die größten Pizza-Lieferdienste untersucht. Auch
Systemgastronomen, bei denen Pizza einen wesentlichen Teil des Angebots
ausmacht, hat sie bewertet. Vegane Pizza-Kreationen, die über ein
»Selbst-Zusammenstellen« hinausgehen, bieten nur Hallo Pizza und Call a
Pizza an. Hallo Pizza führt das Ranking der Großen in der Branche an.

Bei den größten Pizzaketten fehlt leider noch zu häufig ein echtes veganes
Pizza-Angebot: Für eine vegane Variante müssen Kunden ihre Pizza dort ohne
Käse bestellen. Im Fall von L'Osteria und Pizza Hut ist nicht einmal die
Rezeptur des Teigs vegan: Anders als beim italienischen Original enthält
der Teig Ei und/oder Milch. Positiv stechen Hallo Pizza und Call a Pizza
mit jeweils vier veganen Pizzen heraus. Hallo Pizza bietet sogar eine
pflanzliche Käsealternative an; Call a Pizza nutzt Hefeschmelz.
Fleischalternativen wie vegane Wurst als Belag hat dagegen noch keines der
untersuchten Unternehmen im Angebot.

»Die Nachfrage nach genussvollen, veganen Produkten steigt auch in der
Systemgastronomie«, sagt Silja Kallsen-MacKenzie, Kampagnenleiterin der
Albert Schweitzer Stiftung. »Einige Unternehmen haben dieses Potenzial für
den Unternehmenserfolg bereits erkannt. Rankings erlauben es Unternehmen
und Kunden, das Engagement der Anbieter in diesem Segment zu vergleichen.«

Vapiano und L'Osteria bieten zwar keine vegane Pizza, dafür aber mehrere
vegane Hauptspeisen an. Hierfür gibt es Zusatzpunkte bei der Bewertung;
maßgeblich ist jedoch das Pizza-Angebot. Ebenfalls berücksichtigt wird der
vegane Anteil am Gesamtsortiment der Anbieter, die Kundenkommunikation zu
veganen Speisen sowie deren Kennzeichnung. Für das beste Labeling der
Produkte erhalten Call a Pizza und Hallo Pizza die meisten Zusatzpunkte.

»Pizza ist eines der beliebtesten Gerichte in der Systemgastronomie in
Deutschland«, sagt Katleen Haefele, Leitung ProVeg Food Services. Die
Ernährungsorganisation ProVeg (ehemals Vegetarierbund Deutschland)
unterstützt das Ranking der Albert Schweitzer Stiftung. »Für
Pizza-Hersteller ist es mittlerweile sehr einfach, eine gute vegane Pizza
anzubieten. Es gibt vielfältige pflanzliche Alternativen, wie zum Beispiel
ansprechende Käsealternativen als Belag, die es möglich machen, auf die
wachsende Nachfrage der Verbraucher zu reagieren«, so Haefele.

Für das Ranking kamen Unternehmen mit einem Gesamtumsatz von mindestens 30
Mio. Euro im Jahr 2016 auf den Prüfstand. Das Ranking berücksichtigt
sämtliche im Januar 2018 auf der jeweiligen Unternehmenswebsite angebotenen
Gerichte einschließlich Snacks und Desserts. Diese bilden das vollständige
Menü jedes Anbieters ab.

Die Ergebnisse der einzelnen Unternehmen



Platz 1: Hallo Pizza

Das vegane Angebot überzeugt mit vier Pizza-Eigenkreationen, einer
pflanzlichen Käsealternative sowie einem weiteren Hauptgericht und vielen
Vorspeisen/Snacks. Zusatzpunkte gibt es für eine gelungene Kennzeichnung
sowie für die Kundenkommunikation zum Thema vegan bzw. zu veganen Speisen.
Hallo Pizza wurde kürzlich von Domino's gekauft, agiert aber derzeit noch
unter der eigenen Marke. Zu hoffen ist, dass nach der Übernahme das gute
vegane Angebot von Hallo Pizza erhalten bleibt.

Platz 2: Call a Pizza

Auch hier gibt es vier eigene vegane Pizzen, Hefeschmelz als Alternative zu
Kuhmilch-Käse sowie ein weiteres veganes Hauptgericht und einen Snack. Das
Unternehmen hat die Kennzeichnung mit am besten umgesetzt und erhält dafür
Extrapunkte.

Platz 3: Vapiano

Vapiano kann mit fünf veganen Hauptgerichten sowie jeweils zwei veganen
Snacks und Desserts punkten. Leider bietet keine Standard-Pizza einen
vollständig veganen Belag. Für die Vegan-Kommunikation an Kunden gibt es
Zusatzpunkte.

Platz 4: Smiley's

Das Unternehmen hat nur ein Hauptgericht und einen Snack als veganes
Angebot. Der Pizzateig ist vegan, nicht aber der Belag. Kunden müssen für
eine vegane Pizza den Käse abbestellen. Eine funktionierende Kennzeichnung
ist vorhanden.

Platz 5: Pizza Max

Pizza Max bietet ebenso bloß ein Hauptgericht und einen Snack vegan an.
Auch hier gibt es vegane Pizza allenfalls als Sonderwunsch ohne Käse. Ein
Labeling der Produkte fehlt oder ist ungenügend.

Platz 6: Domino's

Vegane Pizza bekommt man hier ebenfalls nur mit dem Abbestellen von
Zutaten. Vegan sind sonst lediglich zwei Snacks/Vorspeisen und eine
Beilage. Ein klares Labeling ist nicht vorhanden. In Australien bereichern
seit Kurzem drei vegane Pizzen mit einer pflanzlichen Käsealternative die
Menükarte des Unternehmens. In Israel bestehen für Kunden schon länger
vielfältige vegane Optionen. Mit einem entsprechenden Angebot in
Deutschland würde Domino's auf einem deutlich höheren Platz landen.

Platz 7: L'Osteria

Das Unternehmen bietet keinen veganen Pizzateig an, dafür aber vier vegane
Hauptgerichte sowie jeweils einen Snack und ein Dessert. Auch hier gibt es
kein klares Labeling der Produkte.

Platz 8: Pizza Hut

Das Schlusslicht des Rankings ist das umsatzstärkste Unternehmen mit
lediglich einem veganen Snack. Der Pizzateig ist nicht vegan, und ein
klares Labeling fehlt. In Großbritannien hingegen zeigt Pizza Hut mit einer
veganen Käsealternative für seine Pizza, dass es bereits anders kann.



Albert Schweitzers Ethik der »Ehrfurcht vor dem Leben« schloss Tiere mit
ein. Er engagierte sich daher stets für den Tierschutz und lebte in seinen
späteren Jahren vegetarisch. In seinem Gedenken setzt sich die Albert
Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt seit dem Jahr 2000 gegen die
Massentierhaltung und für die Verbreitung der veganen Lebensweise ein. Mehr
erfahren Sie auf albert-schweitzer-stiftung.de sowie über @SchweitzerTiere
auf Twitter.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Februar 2018

Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt

Hauptstadtbüro | Dircksenstraße 47 | 10178 Berlin

Telefon: +49 (0)30 - 400 54 68 - 0 | Fax: +49 (0)30 - 400 54 68 - 69

E-Mail: kontakt@albert-schweitzer-stiftung.de

Internet: www.albert-schweitzer-stifung.de
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